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bezirksbezogene Antrige

1 A3/1l/2018 Annahme (K)
2 01/02
3 Die Kreisdelegiertenversammlung moge beschlieRen:
4
5  TAUSEND NEUE STRASSENBAUME FUR MITTE
6  Die BVV Fraktion der SPD und der von der SPD gestellte
7  Stadtrat mogen sich dafiir einsetzen, dass dem StralRen-
8 und Griinflaichenamt in den ndchsten 5 Jahren insge-
9  samt eine Million Euro zur Verfligung gestellt wird, um
10  proJahr 200 zusatzliche StraRenbdaume zu pflanzen.
n
12
13 Begriindung
14 Inden letzten 10 Jahren wurden im Schnitt pro Jahr 100
15  StraBenbdume mehr gefillt als nachgepflanzt. Dies
16 ist im Sinne einer resilienten Klimaanpassungspolitik
17 kontraproduktiv. Ganz im Gegenteil muss die Chance
18  genutzt werden, dem zukiinftigen Berliner Klima
19  gewachsene Baumarten nachzupflanzen und hiermit
20  das Mikroklima signifikant zu verbessern.
21 A8/11/2018 Annahme (K)
22 01/06
23 Die Kreisdelegiertenversammlung moge beschlieRen:
24
25  Antrag auf Einrichtung einer Tempo-30-Zone
26  Wirfordern die BVV Mitte und die Verkehrslenkung auf,
27  dieHochstgeschwindigkeit auf dem gesamten Teilstiick
28  der TurmstralRe zwischen der StromstralRe und der Ra-
29  thenower StraRRe zeitlich durchgehend auf 30 km/h zu
30 beschranken.
31 Darliber hinaus fordern wir eine zeitlich durchge-
32 hende Geschwindigkeitsbegrenzung von maximal
33 30 km/h auf der StromstraRe von der Putlitzbriicke
34 bis Alt Moabit sowie die Installation einer festen Ge-
35 schwindigkeitskontrollanlage (Blitzer) an der Kreuzung
36  StromstralRe/Birkenstralle.
37
38  Begriindung
39 Die aktuelle Situation auf der Turmstrale: Das
40 genannte Teilstlick der TurmstraBe kann die Geschwin-
41  digkeitsbegrenzung betreffend in drei Abschnitte
42  unterteilt werden: — Abschnitt A geht von der Kreuzung
43 an der TurmstraBe bis zur Einfahrt zum LaGeSo. Hier
44  sind 50 km/h vorgeschrieben. — Abschnitt B reicht
45  von der Einfahrt zum LaGeSo bis zur Kreuzung Turm-
46  straBe/Wilsnacker StrafRe. Hier sind bereits jetzt 24
47  Stunden taglich 30 km/h vorgeschrieben, mit Hinweis
48 auf den Spielplatz neben der Verwaltungsakademie
49  — Abschnitte C umspannt den Teil der TurmstraBe
50 vorm Kriminalgericht Moabit. Hier ist die Hochst-
51 geschwindigkeit von 22 Uhr bis 6 Uhr auf 30 km/h
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1 reduziert.
2 Das genannte Teilstiick A der TurmstraRe fiihrt am Klei-
3 nenTiergarten entlang, wo sich mehrere Spielplatze be-
4  finden und Eltern mit ihren Kindern ihre Freizeit ver-
5  bringen. Bisher ist die FuBgangerfurt, die sich am 0st-
6 lichen Eingang des Kleinen Tiergartens befindet, nicht
7  Teil einer Tempo-30-Zone. Zudem fiihrt die TurmstraRe
8 denEingang des Fritz-Schlo3-Parks zu. Dadurch wird die
9  Turmstrale auf diesem Teilstiick vermehrt durch Kin-
10  der und Familien frequentiert. Eine Einrichtung einer
1 Hochstgeschwindigkeit von Tempo 30 tragt zu Erho-
12 hung der Sicherheit der FuRganger*innen bei. Mit der
13 jlngsten Er6ffnung des Einkaufszentrums an der Kreu-
14 zung TurmstraBe/Stromstrale wird der Verkehr — so-
15  wohl der Auto- als auch der Ful3- und Fahrradverkehr —
16 auf der TurmstralBe zwischen Stromstral3e und Rathe-
17 nower Stral3e noch einmal zunehmen. Angrenzende Ge-
18  werbetreibende erhoffen sich vom Schultheiss-Quartier
19  auch mehr Laufkundschaft und neue Gaste. Mit der Ein-
20 richtung einer Maximalgeschwindigkeit von 30 km/h
21 kanndie Aufenthaltsqualitat auf der TurmstraRe erheb-
22 lich verbessert werden.
23 Die aktuelle Situation auf StromstraRe und Putlitzbrii-
24 cke: Die Putlitzbriicke und die StromstraRe bilden eine
25 lange, gerade Strecke, die gerade aus Richtung Wedding
26 kommende Autofahrer*innen dazu verleitet, mit lber-
27  hohter Geschwindigkeit zu fahren. Auf der gesamten
28  Strecke gilt tagsiiber eine Hochstgeschwindigkeit von
29 50 km/h. Nachts gelten aus Larmschutzgriinden auf der
30 StromstraBe 30 km/h.
31 Die Strecke ist bei Raser*innen sehr beliebt und regel-
32 maRig kdnnen Anwohner*innen berichten, dass hier il-
33 legale Autorennen veranstaltet werden. So verursach-
34  te im Marz 2016 ein Raser bei einem illegales Auto-
35 rennen einen Unfall mit einem Taxifahrer an der Kreu-
36  zung StromstraRe/Turmstrae. Da Raser*innen sich
37 nicht an Geschwindigkeitsbegrenzungen halten, sehen
38  wir es als unabdingbar an, an der Kreuzung Strom-
39  straBe/Birkenstrafe einen Blitzer zu installieren.
40 A16/11/2018 Annahme (K)
41 01/15
42 Die Kreisdelegiertenversammlung mége beschlieBen:
43
44  EinHaus fiir Bildung und den Kiez — Zukunft des Hauses
45  der Volksbildung
46  Die SPD Mitte fordert die sozialdemokratischen Mitglie-
47  der im Bezirksamt, in der Bezirksverordnetenversamm-
48  lungundim Abgeordnetenhaus auf, sichim Rahmen ih-
49  rerjeweiligen Zustandigkeit dafiir einzusetzen, dass das
50 Haus der Volksbildung in der Badstraf3e 10 insbesonde-
51  re fiir die Weiterentwicklung der angrenzenden Willy-
52 Brandt-Oberschule zu einer Gemeinschaftsschule und
53 flr Zwecke genutzt wird, von denen die Menschen aus
54 dem angrenzenden Kiez profitieren.
55  Bei der Erarbeitung eines Konzepts fiir das Haus der
56  Volksbildung sollen daher folgende Punkte beriicksich-
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tigt werden:

Es ist zu prifen, wie die notwendigen Raumlich-
keiten fiir die Erweiterung der Willy-Brandt-Oberschule
mit einer gymnasialen Oberstufe und langfristig fiir die
Umwandlung in eine Gemeinschaftsschule inklusive ei-
ner Grundstufe geschaffen werden konnen. Den da-
fir notwendigen BaumalRnahmen soll durch den Be-
zirk hochste Prioritdt eingeraumt werden. Zudem soll
gepruft werden, inwiefern vorhandene Raumlichkeiten
zum Beispiel im Hinterhaus bereits vor den Umbau-
maBnahmen von der Schule genutzt werden kénnen.

Bei der Entwicklung eines Gesamtkonzepts fiir die
Raumlichkeiten soll unter anderem geklart werden, in-
wieweit Flachen im Hinterhaus bereits wahrend der
Zwischennutzung oder anschlieBenden Bauphase fiir
die Weiterentwicklung der Willy-Brandt-Oberschule ge-
nutzt werden kénnen. Fiir das aktuell im Hinterhaus
ansassige SIBUZ (Schulpsychologische und inklusions-
padagogische Beratungs- und Unterstiitzungszentrum)
sind moglichst zeitnah alternative Raume bereitzustel-
len.

Zu priifen ist ferner, inwiefern die Kellerraume der
BadstraRe 10 historische Bedeutung besitzen. Ggf. soll
dem Berliner Unterwelten eV. ermdglicht werden, Bil-
dungsarbeit zur historischen Substanz des Gebaudes
und seiner Bedeutung z.B. durch Fiihrungen im Unter-
geschoss anzubieten.

Bis zu Beginn der Sanierungs- und UmbaumaRnah-
men sollen im Zuge einer Zwischennutzung Raumlich-
keiten geschaffen werden, die von Initiativen des Kiezes
genutzt werden kénnen. Hierfir sind die dafiir notwen-
digen Personalmittel zur Verfligung zu stellen.

Es ist friihzeitig zu priifen, wie der Bedarf im Kiez
fir die im vorherigen Punkt genannten Raumlichkeiten
und den dort untergebrachten Jugendclub nach Ablauf
der Zwischennutzung gedeckt werden kann — sei es in
Raumen der Schule auRRerhalb des Schulbetriebs oder
in anderen Objekten im Kiez.

Begriindung

Die SPD Mitte begriiRt die Entscheidung des Bezirks-
amts Mitte, das Haus der Volksbildung in der BadstralRe
10 wieder vermehrt zu nutzen. Als Partei der Chan-
cengerechtigkeit legen wir besonders starken Wert
auf einer Weiterentwicklung der angrenzenden Willy-
Brandt-Oberschule, die bereits Teile des Gebaudes
nutzt. Die Erweiterung der Willy-Brandt-Oberschule
durch eine gymnasiale Oberstufe zum Beispiel in
Kooperation mit der Herbert-Hoover-Schule wiirde
weitere Schiiler*innen ansprechen und Segregation
entgegenwirken. Langfristig konnte wiederum eine
Erweiterung um eine Grundschule hin zu einer Ge-
meinschaftsschule angestrebt werden, wie sie auch
von der Schulleitung erwogen wird.

Gleichzeitig teilen wir die Ansicht des Quartiersrats
Badstralie, dass dem Kiez Raumlichkeiten fehlen, in de-
nensich Initiativen und Biirger*innen aus dem Kiez tref-
fen und organisieren konnen. Daher begriiRt die SPD
Mitte den Plan, die Raumlichkeiten bis zum Beginn der
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1 Sanierungs- und UmbaumalRnahmen im Rahmen einer
2 Zwischennutzung anderen sozialen Projekten zu Ver-
3 flugung stellen, insbesondere fiir die Schaffung eines
4  Raums fir den Kiez Gesundbrunnen im Erdgeschoss. Ei-
5 nederartige Zwischennutzung von Teilen der Raumlich-
6  keiten bis zu Beginn der fiir eine Schulnutzung nétigen
7  Sanierung bietet die Chance zu priifen, inwiefern der-
8  artige Raumlichkeiten vom Kiez angenommen werden.
9 Damit die Initiativen ihre Arbeit auch nach Beginn der
10  Sanierungen fortsetzen konnen, ist der Bezirk aufgefor-
1 dert, sich friihzeitig um alternative Raumlichkeiten im
12 Kiez umzusehen.
13 Nach Aussage des Berliner Unterwelten eV. sind die Kel-
14 lerraume aus historischer Sicht erhaltenswert. Daher
15 st zu prifen, inwieweit die Raumlichkeiten fiir die Bil-
16 dungsarbeit der Berliner Unterwelten e.V. genutzt wer-
17 den kénnen.
18 A19/11/2018 Annahme (K)
19 01/16
20 Die Kreisdelegiertenversammlung mége beschlieBen:
21
22 Genter Markt
23 Wir fordern den Erhalt des “Genter Wochenmarktes”
24 im Brisseler Kiez. Der Erhalt bzw. den Ausbau des
25  Marktes halten wir fiir notwendig, um insbesondere
26  armeren Bevolkerungsschichten die Versorgung mit
27  Llebensmitteln und anderen Giitern des taglichen
28  Bedarfs zu ermoglichen.
29
30 Begriindung
31 Der “Genter Wochenmarkt” ist ein beriihmter und
32 stark frequentierter Markt im Briisseler Kiez in Berlin-
33  Wedding, der von allen Schichten der umliegenden
34  Kieze genutzt wird. Insbesondere fiir die einkommens-
35 schwachen Schichten ist der Markt ein wichtiger Ort
36 zum Erwerb der Grundnahrungsmittel aufgrund der
37  glnstigen Preise.
38 Betrachtet man den Briisseler Kiez, so betrachtet man
39  auch immer das Versagen der sozialdemokratischen
40  Wohnungspolitik in der Vergangenheit. GroRRe Bestan-
41  de der GSW wurden hier verkauft, die nun der Deut-
42  schen Wohnen gehdren. Der Kiez befindet sich im Pro-
43 zess der Aufwertung (Gentrifizierung) und drmere Be-
44 wohnerlnnen werden massiv verdrangt.
45  Der “Genter Markt” stellt in diesem Umfeld einen wich-
46  tigen Ortderwochentlichen Alimentation dar. Hier kau-
47  fen von Gefliichteten aus dem ganzen Norden Berlins,
48  Rentnerlnnen und Studendierenden viele prekare Grup-
49  pen ein, die vor grol3e Probleme gestellt werden, wenn
50 dieser Markt verschwindet. Die Leerstande auf der Miil-
51 lerstraBe werden in den letzten Jahren erfreulicher-
52 weise nach und nach aufgefillt. Leider geschieht dies
53  jedoch groBtenteils mit hochpreisigen Einzelhandels-
54  markten, die stark auf ein Spartenpublikum setzen, wie
55  z.B.den Biomadrkten.
56  Ein Marktplatz in stadtischer Hand stellt auch einen at-
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traktiven Ort fiir den Weddingmarkt dar, da dieser nicht

2 andieBedingungen derKirche gebunden ist, wie derzeit

3 aufdem Leopoldplatz.

4  A25/11/2018 Annahme (K)

5 01/23

6 Die Kreisdelegiertenversammlung moge beschlieBen:

7

8  Mit 6ffentlichem Raum die Stadt entwickeln

9  Fir ein integriertes, soziales Infrastruktur- und Frei-
10 raumkonzept im Afrikanischen Viertel

11 Die SPD fordert die sozialdemokratischen Bezirks-
12 verordneten und Mitglieder des Bezirksamtes von
13 Berlin-Mitte auf, sich fiir ein integriertes, soziales
14 Infrastruktur- und Freiraumkonzept fiir den gesamten
15 Planungsraum Rehberge einzusetzen. Das Konzept soll
16 in der Form eines Werkstattverfahrens unter Beteili-
17 gung der Anwohnerinnen und Anwohner sowie weite-
18  rer Interessierter erstellt werden. Eine Beteiligung der
19  Stadtteilkoordination Parkviertel ist dabei fiir uns ob-
20 ligatorisch. Das Konzept muss umfassende Vorschlage
21 zur Entwicklung von MaBnahmen fiir die Aufwertung
22 dersozialen Infrastruktur und der Freiflichen sowie der
23 Haupt- und NebenstraBen, inklusive der MalRnahmen
24 zurVerkehrslenkung bzw. Verkehrsberuhigung beinhal-
25  ten.
26  Im Rahmen des Konzeptes sind die folgenden Eckpunk-
27  tezu beriicksichtigen:
28  Verbesserung der Nahversorgung insbesondere
29 des Wohngebietes nérdlich der kiinftigen Anna-
30 Mungunda-Allee und Maji-Maji-Allee

31 « Ausreichende Ausstattung des Kiezes mit Radwe-
32 gen und Zebrastreifen, die dem Stand der Technik
33 entsprechen und einen tatsachlichen Zugewinn bei
34 der Verkehrssicherheit darstellen

35 « Erhéhung der Taktung der Buslinien
36 - Etablierung eines Griinbandes zwischen den Volks-
37 parks Rehberge und Goethepark
38 « Fokussierung des gebietsfremden Verkehrs auf die
39 MiillerstraRe, SeestraRe und Afrikanische StraRe;
40 zugleich ist hier der Verkehrsfluss sicherzustellen
41 « Reduzierungder zuldssigen Geschwindigkeit auf al-
42 len tibrigen StraRen auf max. 30 km/h und Einrich-
43 ten von SpielstraBen wo angezeigt
44  Einrichtung von Anwohner*innen-Parkflachen
45
46  Begriindung
47  Berlin ist eine wachsende Stadt. Auch im Wedding
48  steigt seit Jahren die Bevdlkerungszahl kontinuierlich
49  an und wird auch in den kommenden Jahren weiter
50 zunehmen. Mit 7,6 % liegt der Bevolkerungszuwachs im
51  Planungsraum Rehberge liber dem gesamtstadtischen
52 Durchschnitt. Hier befinden sich mit dem Volkspark
53 und dem Goethepark groBe Griinanlagen, mit Anlage
54 wie in der LiideritzstraBe auch Sportflichen und klei-
55  nere Gewerbe- oder Brachflichen mit einer geringen
56 neben zahlreichen Wohnblocken mit einer hohen
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Bevolkerungsdichte.

Wahrend fiir die gesamte Bezirksregion nach den der-
zeit vorliegenden Zahlen insgesamt ein Wanderungsge-
winn zu verzeichnen ist, finden bei Familien mit Kindern
unter 6 Jahren mehr Weg- als Zuzlige statt. Auch beiden
15-18 Jahrigen Einwohner*innen ist mit 11,7 % eine deut-
liche Abnahme zu verzeichnen. Im Rahmen des Werk-
stattverfahrens ist zu priifen, wie diese Entwicklung zu-
stande kommt und ihr entgegengewirkt werden kann.
Zudem brauchen zum Beispiel Kinder ein insgesamt be-
spielbares Umfeld, nicht nur vereinzelte Spielbiotope.
Menschen brauchen in ihrer Wohnungsnahe ein Nah-
versorgungsangebot und Orte, an denen sie in ange-
nehmer Umgebung, wie einem kleinen Quartiersplatz
verweilen, jemanden treffen oder beobachten kénnen.
Arbeitende Menschen benétigen ferner eine gute An-
bindung an den Verkehr ebenso wie die Moglichkeit,
sich wohnortnah zu erholen. Lauferinnen und Laufer
brauchen méglichstin der Nahe der Wohnung den Start
einer mehrere Kilometer langen, attraktiven Laufstre-
cke abseits vom StralRenverkehr. Der 6ffentliche Raum
muss viele Bediirfnisse erfiillen. Er wird zukiinftig noch
starker zum knappen Gut und muss auch so behandelt
werden.

Um den Herausforderungen einer dichter werdenden
Stadt und der Bevolkerungsentwicklung gerecht zu
werden, bedarf es einer Antwort auf die Frage: ,Wie
kann ein Mehr an Freiraum in der dichter werdenden
Stadt entstehen?”. Freiraum soll dabei fiir uns nicht nur
ein von Bebauung freigehaltener Raum sein, sondern
vielfdltig nutzbar und in ein aktiveres Wechselspiel mit
der Stadt und ihrer Entwicklung treten. Dies schlie3t
raumliche Aspekte ebenso wie soziale, 6kologische und
6konomische Funktionen mit ein. In diesem Sinne um-
fasst der Begriff Freiraum auch Flachen, die mehrfach
oder temporar genutzt werden kénnen. Funktionsge-
bundene Flachen bekommen somit eine zusatzliche Di-
mension und kénnen so auch als Freiraum verstanden
werden. Anstelle eines Nebeneinanders an eindimen-
sional genutzten Flachen (Wohnen, Gewerbe, StraRe,
Infrastruktur und Freiraum) wird es in der dichten Stadt
verstarkt das Miteinander von einst getrennten Fla-
chennutzungen geben miissen.

Im Februar dieses Jahres prasentierten die vom Be-
zirk beauftragten Verkehrs- und Landschaftsplaner ein
Verkehrs- und Freiraumkonzept fiir den Brisseler Kiez
und seine Umgebung. Auch im Gebiet ostlich der Miil-
lerstralle wird derzeit ein grolRer Bereich zwischen Miil-
lerstralle, See- beziehungsweise Osloer Straf3e und Bad-
straBe bis hin zum Humboldthain und zur LiesenstraRe
zur Entwicklung eines Konzepts fiir den gesamten Ver-
kehrsraum (z.B. Parkraumbewirtschaftung und fiir den
FuBganger- und Fahrradverkehr) untersucht. Wir for-
dern ein integriertes Konzept — erganzt aber um den
zentralen Aspekt der sozialen und &ffentlichen Infra-
struktur —auch fiir den Planungsraum Rehberge.
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SPD MITTE ANTRAGE ZUR KDV AM 15.09.2018

1 A27/11/2018 Annahme (K)

2 01/23

3 Die Kreisdelegiertenversammlung moge beschliefen:
4

5  Resolution: Keine weiteren Ausreden!

6  Wir fordern den Bezirksstadtrat Carsten Spallek (CDU)

7 auf, die Probleme an den Schulen in Mitte endlich an-
8  zugehen und zu beseitigen

9 1. Trotz anderslautender Antwort vom 18.01.2018 ist
10 die zweite Etage der Anna-Lindh-Schule, die seit
1 Monaten aufgrund eines fehlenden Rettungsweges
12 gesperrt ist, noch immer nicht nutzbar. Wir fordern
13 Sie auf, dafiir Sorge zu tragen, dass die BaumaRnah-
14 me ziigig abgeschlossen wird, damit die dringend
15 benoétigten Raume genutzt werden kénnen.
16 2. Der Schimmelbefall in den Umkleidekabinen der
17 Turnhalle an der Anna-Lindh-Schule wurde durch
18 ein Gutachten ausgewiesen, sie sind seitdem ge-
19 sperrt. Auch in der Turnhalle selbst ist der Schim-
20 melbefall sichtbar. Es steht ein weiterer Winter be-
21 vor, in dem die Kinder sich in den Klassen umziehen
22 miissen. Wir fordern Sie auf, die Planungen zu be-
23 schleunigen und bei den BaumalRnahmen sicherzu-
24 stellen, dass sie erstens die wachsende Schule be-
25 riicksichtigen und zweitens bis zur kalten Jahreszeit
26 abgeschlossen sein werden.
27 3. Die Reinigungssituation an den Schulen in Mit-
28 te ist katastrophal. Die Probleme sind nicht durch
29 Schmutzfangzonen und padagogische Begleitung
30 des Themas zu beheben, sondern erfordern lhr
31 Handeln. Wir fordern Sie auf, dafiir Sorge zu tra-
32 gen, dass die Reinigungsfirmen ausreichend qua-
33 lifiziertes Personal zur Verfiigung stellen und der
34 Reinigungsrhythmus spiirbar erhéht wird. Die in
35 den Sommerferien versdumte Grundreinigung ist
36 in den Herbstferien nachzuholen.

37 Begriindung
38  erfolgt miindlich
39  A29/11/2018 Annahme (Kein Konsens)
40 01/23

41  Die Kreisdelegiertenversammlung moge beschlieRen: (7-3-1)
42
43  Decolonize Mitte: Umbenennung der M*StraRe und
44 Schluss mit Diskriminierung und Rassismus im Berliner
45  Sstadtbild!
46  Seit den vergangenen Wochen erleben wir eine Debat-
47  te lber Alltagsrassismus, die nicht zufallig den Hash-
48  tag #metwo nutzt. Es ist eine Debatte, die nicht lber,
49  sondernvon Betroffenen gefiihrt wird und darlegt, dass
50 Aussagen und Rdume, die von weiflen[1] Menschen
51  nicht als rassistisch empfunden werden, auf People
52 with Colour[2] demiitigend, degradierend, verletzend
53 und rassistisch diskriminierend wirken kénnen.
54  Einer dieser Radume ist die M*stralRe[3].
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Wir Sozialdemokrat*innen sind uns bewusst dartber,
wie komplex Rassismus funktioniert und wie wichtig es
ist, sich mit seinem Entstehen und Wirken auseinander-
zusetzen, um ihn einzudammen. Aus diesem Grund halt
der Berliner Koalitionsvertrag fest:

,Die Koalition will zum kritischen Nachdenken anregen
und die Erinnerung aufrechterhalten [...] auch an Berlins
koloniale Vergangenheit als Hauptstadt des Deutschen
Reiches. Erinnerungskultur in einer internationalen Me-
tropole wie Berlin muss sich den Realitdten einer Ein-
wanderungsgesellschaft und der Migration 6ffnen. [...]
Die Koalition will die Rolle Berlins wahrend der Kolonial-
zeit starker beleuchten und sucht dabei die Kooperation
mit zivilgesellschaftlichen Initiativen“[4]

Die SPD Mitte zeigte mit ihrem Antrag zur Umbe-
nennung rassistischer StraRennamen im Afrikanischen
Viertel einen verantwortungsvollen Umgang mit deut-
scher Kolonialgeschichte.

2016 forderten die Jusos die Mitglieder des Senats und
die Mitglieder der SPD-Fraktionen in den Bezirksver-
ordnetenversammlungen auf, sich gegen Diskriminie-
rung und Rassismus im Berliner Stadtbild im Allgemei-
nen und explizit fiir eine Umbenennung der M*StraRe
einzusetzen. Dieser Antrag wurde vom Landesparteitag
angenommen.

Wir begriiBen das Vorhaben, an der Stelle des U-
Bahnhofes einen Lern- und Erinnerungsort liber die Ge-
schichte Schwarzer Menschen in Berlin zu gestalten.
Wir fordern in diesem Zusammenhang die Umbenen-
nung der M*straBe und der U-Bahnhaltestelle. Denn
das Festhaltung dieses Namens ist nicht nur konterka-
rierend fiir ein Vorhaben eines sensiblen Umgangs mit
der kolonialen Vergangenheit Deutschlands. Der Name
war und bleibt verletzend fiir Schwarze Menschen. Er ist
beschamend, er ist rassistisch.

Die SPD fordert die sozialdemokratischen Bezirksver-
ordneten und Mitglieder des Bezirksamtes von Berlin-
Mitte auf, sich gegen Diskriminierung und Rassismus
im Berliner Stadtbild einzusetzen.

Aus diesem Grund fordern wir die Umsetzung des Lan-
desparteitagsbeschlusses von 2016:

Die kritische Uberprifung bestehender Namensgebun-
gen auf nationalistischen, rassistischen, diskriminieren-
de und kolonialen Charakter.

 Eine konsequent antinationalistische, antirassisti-
sche, antidiskriminierende und antikoloniale Neu-
und Umbenennungspolitik, unter Einbeziehung der
Anwohner*innen. Die Umbenennung darf dabei
keinen kommerziellen Interessen folgen.

« Die Beriicksichtigung der Namen von Personlichkei-
ten, die sich aktiv gegen Rassismus oder Kolonialis-
mus engagiert haben, bei der Neubenennung.

« Die Erarbeitung eines Konzeptes zur historischen
Aufarbeitung diskriminierender rassistischer Na-
mensgebungen sowie zur moglichen Etablierung
entsprechender Gedenk- und Lernorte.

Unmittelbar fordern wir:

« Die konsequente Umbenennung des U-Bahnhofes

M*stral3e und der entsprechenden StraRe nach den
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oben genannten Grundsatzen.

« Auch die M*straRe in Berlins historischer Mitte ist
Teil Berliner und deutscher Kolonialgeschichte. Da-
her soll dieser Ort als Lern- und Erinnerungsort ge-
staltet werden. Dazu soll der Bahnhof als ,grofRer
Stolperstein® genutzt werden, um iber die Ge-
schichte Schwarzer Menschen in der Hauptstadt
aufzuklaren und zum historischen und sprachwis-
senschaftlichen Verstandnis des Straennamens
beizutragen.

[1] Weil ist bewusst kursiv geschrieben, um deutlich zu
machen, dass es sich um eine politische Beschreibung
und nicht um eine Farbbezeichnung handelt.

[2] Der Begriff ssammt aus dem Selbstbezeichnungspro-
zess rassistische unterdriickter Menschen

[3] Das Wort Mohr ist die &lteste deutsche Bezeichnung
fir Schwarze Menschen. In ihm befindet sich das grie-
chische ,,moros*, was auf Deutsch ,toricht®, ,einfaltig”
und ,,dumm® und ,gottlos“ bedeutet. Ebenfalls in ihm
steckt das Wort ,,mausus®, welches ,schwarz“ und dun-
kel“ bzw. ,,afrikanisch” bedeutet, (vgl. Susan Arndt und
Antje Hornscheidt. Afrika und die deutsche Sprache.
April 2004) Aus Respekt vor Menschen, die dieses Wort
als rassistisch diskriminierend empfinden, wird der Be-
griff M*straBe verwendet.

[4] Koalitionsvereinbarung zwischen SPD, DIE LINKE
und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN fiir die Legislaturperi-
ode 2016-2021, S.122 und S. 182
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A1/11/2018
KV Mitte
Der Landesparteitag moge beschlieRen:

Gemeinwohl vor Profitstreben — Fiir einen anderen Um-
gang mit Grund und Boden

Mieten und Grundstlickspreise in den deutschen Bal-
lungszentren steigen so rasant, dass Menschen mit
niedrigen und mittleren Einkommen zunehmend aus
den Stadten verdrangt werden und vielerorts auch Ge-
werbetreibende, Freiberufler*innen und sozialen Ein-
richtungen keine Perspektive fiir ihre Arbeit mehr ha-
ben. Dieser Verdrangungsdruck fiihrt zu einer Atmo-
sphare der sozialen Unsicherheit, in der viele Menschen
Angst haben, ihr Zuhause und damit ihre Heimat zu ver-
lieren. Er hat aulRerdem zur Folge, dass die wirtschaftli-
chen Unterschiede zwischen Arm und Reich immer star-
ker auch raumlich zementiert werden und der Spaltung
der Gesellschaft so Vorschub geleistet wird.

Der Grund fiir diese Entwicklung liegt zum Teil dar-
in, dass immer mehr Menschen in die Stadte ziehen
und die Nachfrage an nutzbarem Boden dadurch steigt.
Gleichzeitig haben sich Grund und Boden aber auch
zu einem weltweit nachgefragten Anlageobjekt entwi-
ckelt. Grundstiicke werden gehandelt wie Gold oder Ak-
tien. Das fihrt zu spekulativen Ubertreibungen der Bau-
landpreise und dazu, dass sowohl Neubauvorhaben als
auch der Altbestand allzu oft nicht zur Versorgung der
breiten Bevolkerung mit Wohnraum genutzt wird, son-
dern auf Luxus oder Gewerbeprojekte ausgerichtet ist,
die die exorbitanten Renditeerwartungen von Finanzin-
vestor*innen befriedigen kénnen.

Nach dem gleichen Prinzip konzentrieren sich auBer-
halb der Stadte Agrarflachen als Anlagegiiter in der
Hand von Konzernen und Kapitalfonds, die damit spe-
kulieren und die Preise fiir Wald, Ackerland und Weide-
flachen ins Unermessliche steigern. Durch dieses soge-
nannte “Landgrabbing” haben insbesondere Land- und
Forstwirt*innen es zunehmend schwer, die eine nach-
haltige, umweltschonende Bewirtschaftung der Béden
abzielen. Das Ziel einer 6kologischen Wende in der
Landwirtschaft gerat so in ernstliche Gefahr.

Wir wollen diese Entwicklung nicht weiter hinnehmen
und fordern eine grundlegende Wende hin zu einer
verantwortungsvollen, solidarischen Bodenpolitik, die
darauf gerichtet ist, dass Grund und Boden in Stadt und
Land zum Wohle aller Menschen genutzt werden!

Im Zentrum einer solchen Bodenpolitik muss dabei der
Gedanke stehen, dass Boden keine beliebige Ware ist,
sondern eine Grundvoraussetzung menschlicher Exis-
tenz darstellt. Boden ist unvermehrbar und unverzicht-
bar. Er darf daher nicht dem uniibersehbaren Spiel der
Marktkrafte und dem Belieben des Einzelnen liberlas-
sen werden, sondern muss mehr noch als alle ande-
ren Vermogensgiter in den Dienst der Interessen der
Allgemeinheit gestellt werden. Die Wertschatzung des
knappen und unentbehrlichen Gutes Boden darf sich
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nicht langer in spekulativen Gewinnerwartungen aus-
driicken, sondern sollte vielmehr im Sinne einer nach-
haltigen und gemeinwohlorientierten Bewirtschaftung
erfolgen, die den Boden als wesentliche Grundlage der
Daseinsvorsorge sowohl fiir die heutige Bevolkerung als
auch fiirdie kommenden Generationen reflektiert. Inso-
fernist die Forderung nach einer Wende in der Bodenpo-
litik auch die Aufforderung, einen Bewusstseinswandel
zu vollziehen.

Aus dieser Grundiiberzeugung folgen fiir uns drei poli-
tische Leitgedanken, an denen eine sozial gerechte und
nachhaltige Bodenpolitik zukiinftig auszurichten ist:
Erstens: Riickkehr zu einer Politik der Bodenbevorra-
tung durch die 6ffentliche Hand — Kaufen wir uns das
Land zuriick!

In der Vergangenheit wurde Boden, der sich in 6ffent-
licher Hand befand, allzu oft meistbietend und bedin-
gungslos an Private verkauft. Diese Flachen fehlen dem
Staat heute beim Bau von 6ffentlichen Einrichtungen
und bei der gemeinwohlorientierten Entwicklung von
Gewerbe- und Wohngebieten. Hier muss ein Umdenken
stattfinden:

Zunachst missen Bund, Lander und Kommunen wie-
der umfassend Boden erwerben, der in den Dienst ei-
ner langfristig ausgerichteten Bodenentwicklungspo-
litik gestellt wird. Dafiir ist insbesondere das Instru-
mentarium staatlicher Vorkaufsrechte weiterzuentwi-
ckeln. Davon unabhangig sind die schon jetzt bestehen-
den rechtlichen Méglichkeiten voll auszuschépfen. Das
bedeutet insbesondere, dass die Lander und Kommu-
nen ihre Wohnungsbaugesellschaften der 6ffentlichen
Hand konsequent anweisen, bestehende Vorkaufsrech-
te zu nutzen und dies entweder durch Quersubven-
tionierung auf Ebene der Wohnungsbaugesellschaf-
ten oder durch Zuschiisse seitens von Land oder Kom-
mune zu finanzieren. Erganzend miissen Lander und
Kommunen aktiv auf genossenschaftliche oder ande-
re nicht-profitorientieren Bautrdger zugehen, um mit
ihnen Finanzierungsmodelle ausarbeiten, die es erlau-
ben, dass die 6ffentliche Hand ihr zustehende Vorkaufs-
rechte auch zugunsten von privaten Genossenschafts-
projekten oder Non-Profit-Bauvorhaben ausiibt.
AuRerdem darf Boden, der sich einmal in 6ffentlicher
Hand befindet, Privaten nur noch auf Zeit und zweck-
gebunden zur Verfiigung gestellt werden. Dies kann
beispielsweise durch Instrumente wie das Erbbaurecht
oder dinglich abgesicherte Wiederkaufsrechte zum Ein-
standspreis bewerkstelligt werden. Der endgiiltige Ver-
kauf von 6ffentlichem Grund und Boden muss auf allen
politischen Ebenen der Vergangenheit angehoren.
Bodenbevorratung ist Vermogensbildung im Dienst der
Allgemeinheit. Esist Aufgabe der &ffentlichen Hand,
den Boden fiir die Allgemeinheit nutzbar zu machen
und nutzbar zu halten. Die Erfahrung zeigt zudem, dass
sich der Erwerb von Grund und Boden durch die 6ffent-
liche Hand mittelfristig auch finanziell lohnt.
Zweitens: Orientierung privater Bodennutzung am Ge-
meinwohl — Kontrolle zuriickgewinnen!

Eine gemeinwohlorientierte Bodenpolitik muss nicht
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nur die Frage aufgreifen, wer wann zu welchen Bedin-
gungen uber Boden verfiigen kann, sondern auch die
Art und Weise der Nutzung des Bodens in den Blick
nehmen. Besondere Bedeutung hat dabei Boden, der zu
Wohnzwecken und damit zur Befriedigung eines ele-
mentaren menschlichen Bediirfnisses genutzt wird. In
den Ballungsraumen muss die Bauplanung konsequent
an dem Ziel ausgerichtet werden, Wohnraum fiir nied-
rige und mittlere Einkommen zu schaffen und dauer-
haft zu erhalten. Dabei ist genossenschaftlichen oder
anderen nicht-profitorientieren Bauvorhaben stets Vor-
rang vor kommerziellen Projekten einzuraumen. Ferner
muss Deutschland ein Mietpreisregulierungsrecht er-
halten, das dem Belang der sozialen Sicherheit deut-
liche Prioritat gegeniiber den Renditeerwartungen der
Eigentlimer*in einraumt. Orientierungsmarke ist dabei
das Prinzip der Kostenmiete.

Neben dem Wohnen ist die Sicherstellung einer Ernah-
rungsgrundlage und Versorgung mit natiirlichen Res-
sourcen wie Holz eine andere, gleichermaRen existen-
zielle Art und Weise der Bodennutzung. Vor diesem
Hintergrund ist durch Anderungen des Baurechts dar-
auf hinzuwirken, dass die Bewirtschaftung von Agrar-
und Forstflichen auf dem Land auf die Bediirfnisse ei-
ner nachhaltigen Land- und Forstwirtschaft ausgerich-
tet wird.

Zweckentfremdung von Boden — sei es in Form des
spekulativen Brachliegens von Baugrundstiicken, der
nicht-landwirtschaftlichen Nutzung von Agrarflachen,
der Verwahrlosung von Wohngebauden oder des illega-
len Hotelbetriebs — ist unter Ausnutzung und Erweite-
rung des gesamten rechtlichen Instrumentariums von
BuflRgeldern bis hin zur staatlichen Zwangsverwaltung
entschieden zu bekampfen.

Drittens: Kein Profit mit Spekulation — Abschépfung
von leistungslosen Bodenwertsteigerungen zu Guns-
ten der Allgemeinheit!

Keine Eigentiimer*in hat den Wert ihres Bodens
vollstandig allein geschaffen. Gerade in den Ballungs-
zentren beruht der Wert von Grundstiicken ganz
wesentlich auf Vorleistungen der Allgemeinheit, die
Infrastruktur wie U-Bahnen, Schulen, Theater, Museen
und Parks sowie die Aufrechterhaltung der 6ffentlichen
Sicherheit und Ordnung durch Polizei und Justiz mit
Steuergeldern finanziert. Steigerungen des Bodenwer-
tes, die ohne besonderen Arbeits- oder Kapitalaufwand
der Eigentiimer*in entstehen, sind daher durch Be-
steuerung von der Allgemeinheit abzuschépfen. Es gibt
kein Recht darauf, durch den Handel mit Boden Profite
zu erzielen!
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1 A2/11/2018 Annahme (Kein Konsens)
2 01/02
3 DerLandesparteitag mége beschlieBen: (10-1-0)
4
5  EIN EURO PRO TAG — OPNV FUR ALLE
6  SPD Fraktion im Abgeordnetenhaus und die SPD Mit-
7  glieder des Senats sollen auf folgendes Ziel hinwirken:
8 Die VBB wird angehalten, das Wiener Modell mit einem
9 Jahresticket fiir 365 Euro auch in Berlin zur Anwendung
10  zu bringen.
n
12 Begriindung
13 Das 365 Euro Jahresticket Modell hat sich in der Stadt
14 Wien in kurzer Zeit als erfolgreich erwiesen. Die Zahl
15  der Abonnenten hat sich in zwei Jahren verdoppelt,
16 der Anteil des OPNV am Gesamtverkehr ist erheblich
17 gestiegen.
18
19  A4/11/2018 Ablehnung (Kein Konsens)
20 01/02
21 Der Landesparteitag moge beschlieen: (5-6-0)
22
23 Verkaufsoffener Sonntag
24 Sonntagséffnung am 23. Dezember zurticknehmen und
25 die Vergabe der verkaufsoffenen Sonntage im Dezem-
26  ber iiberdenken.
27
28  Wirfordern die sozialdemokratischen Mitglieder im Se-
29 nat dazu auf, den Beschluss, den 23. Dezember 2018 zu
30 einem verkaufsoffenen Sonntag zu machen, zu revidie-
31 ren und dariber hinaus zu beschliel3en, dass ab 2019
32 nurnoch ein verkaufsoffener Sonntag im Dezember zu-
33 lassigist
34
35
36  Begriindung
37  InDeutschland sind verkaufsoffene Sonntage seit 2006
38 Landersache. Entsprechend existiert keine bundesein-
39  heitliche Regelung. Berlin hat deutschlandweit das mit
40  insgesamt zehn moglichen verkaufsoffenen Sonntagen
41  (davon acht berlinweit) liberalste Ladendffnungsge-
42 setz. Im Vergleich dazu kommt die Stadt Miinchen
43 mit nur drei verkaufsoffenen Sonntagen aus und die
44  Stadt Koln mit vier. Von diesen acht berlinweiten
45  Sonntagsoffnung entfallen in diesem Jahr zwei auf die
46  Adventssonntage, und zwar auf den 2. und 4. Advent.
47  Die Begriindung fiir die Sonder6ffnung am 2. Advent
48 sind die zahlreichen Weihnachtsmarkte in Berlin. Die
49  Offnung am 4. Adventssonntag wird mit dem World
50 Festival of Synagogal Music begriindet, welches vom
51  20. bis zum 23. Dezember in Berlin stattfindet.
52
53  Die Wochen vor und nach Weihnachten gehéren zu der
54  umsatzstarksten Zeit im Einzelhandel. Fiir die Beschaf-
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1 tigten bedeutet dies erhohtem Arbeitsstress. In dieser
2 Zeit werden Uberstunden aufgebaut oder strategisch
3 angehdufte Minusstunden abgebaut. Dazu kommen
4  hohe Kundenfrequenzen, ein erhohter Beratungsauf-
5 wand und allgemeiner emotionaler Stress. Umso wich-
6 tigeristes fiir die Beschaftigten, freie Tage in der Weih-
7  nachtszeit zu haben, um sich von de Arbeit entspannen
8 und die Feiertage mit Familie und Freunden verbringen
9  zu konnen. Nicht nur, dass fiir Angestellte des Einzel-
10  handels nicht nur die Vorweihnachtszeit besonders an-
1 strengend ist, im Gegensatz zu den meisten Arbeitneh-
12 merinnen und Arbeitnehmern in Deutschland ist fiir sie
13 zudem nurder erste und der zweite Weihnachtstag frei.
14 Direkt im Anschluss geht es fiir die Beschaftigten mit
15  der umsatzstarken Zeit weiter, die bis etwa Mitte Janu-
16 ar andauert. Zwei verkaufsoffene Sonntage im Dezem-
17 ber sind daher grundsatzlich nicht arbeitnehmerinnen-
18  und arbeitnehmerfreundlich.
19
20  Zusatzlich hat sich der Berliner Senat in diesem Jahr da-
21 zuentschieden den 2. verkaufsoffenen Sonntag auf den
22 23. Dezember zu legen. Dadurch minimiert sich fiir ei-
23 nen grolRen Teil der Beschaftigten im Einzelhandel die
24 Chance, ausnahmsweise mehr als zwei Tage am Stiick
25  frei machen zu kénnen. Dies ist eine im hochsten MaRRe
26 unsoziale Politik gegeniiber einer groRen Gruppe von
27  Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern.
28
29  A5/11/2018 Annahme (Kein Konsens)
30 01/02
31  Derlandesparteitag moge beschlieBen: (5-4-2)
32 Der Bundesparteitag moge beschlieBen:
33
34  Inhaltliche Erneuerung durch Basisbeteiligung: Die
35 SPD-Basisstation einrichten
36  Die Bundes SPD richtet eine ‘Basisstation’ ein, um kon-
37 stante inhaltliche Erneuerung, ausgehend von der Par-
38 teibasis, in der SPD zu verankern.
39
40 Der Basisstation steht ein/e hauptamtliche/r Basis-
41  beauftragte/r vor, die/der per Urwahl zu wahlen ist
42 und durch einen kleinen Mitarbeiterstab unterstiitzt
43 wird. Als Basisbeauftragte/r kdnnen alle Parteimitglie-
44  derkandidieren, diein den letzten 5Jahren keine Amtim
45  Parteivorstand auf Bundes- oder Landesebene inne hat-
46  tenoderaktuell nicht bei der SPD angestellt sind. Im Fal-
47  leeinererfolgreichen Wahl missen alle etwaigen Amter
48 und Mandate oberhalb der Bezirksebene niedergelegt
49  werden.
50
51  Die/der Beauftragte wird fiir eine Amtszeit von 4 Jah-
52 ren gewadhlt mit einmaliger Moglichkeit zur Wieder-
53  wahl und hat das Mandat, die Willensbildung und Ent-
54 scheidungsfindung der SPD durch transparente, fiir alle
55  Mitglieder methodisch einsehbare und o6ffentlich auf-
56  bereitete Erfassung und Darstellung des innerparteili-
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chen Meinungsbildes zu unterstiitzen.
Die Basisstation nimmt folgende Aufgaben wahr:

» Bundesweite Anlaufstelle fiir inhaltliche Impulse
aus der Parteibasis

+ Regelmalige unabhangige Mitgliederbefragungen

« Erstellung transparenter Berichte lber das Mei-
nungsbild der Parteibasis

« Bericht der/des Basisbeauftragten auf jedem Bun-
desparteitag

Der SPD Bundesparteivorstand muss zu den Berich-
ten und Anfragen der Basisstation, auch jenseits des
Bundesparteitages, binnen zwei Monaten Stellung neh-
men.

Der Bundesparteitag kann direkt Auftrage an die Basis-
station erteilen.

Begriindung

Die Schwache der SPD in den letzten Jahren stammt
unter anderem aus einer fehlenden selbstkritischen
inhaltlichen Auseinandersetzung und dem Ausein-
anderklaffen von programmatischer Theorie und
(regierungs-)politischer Praxis. Ein selbstbewusstes
und die Partei einigendes Selbstverstandnis ist dadurch
verloren gegangen und Begeisterung fiir SPD-Politik
ist sowohl innerhalb der Partei als auch auRerhalb
schwer zu generieren. Der Wunsch nach inhaltlicher
Erneuerung ist zwar seit mehreren Legislaturperioden
groB, die Hiirden des inhaltlichen Austauschs zwischen
Parteispitze und Parteibasis, um diese zu gestalten sind
aber derzeit zu groRR und die Prozesse der inhaltlichen
Veranderung zu starr. Eine inhaltliche Erneuerung,
die tatsachlich von dem breiten Meinungsspektrum
der SPD Mitglieder geleitet und getragen wird, kann
so nicht ausreichend stattfinden. So wird der grofte
Schatz der Partei — die mehr als 460.000 Genossinnen
und Genossen — nicht umfassend genug einbezogen
und mobilisiert.

Durch die Einrichtung der Basisstation wird eine neue
Struktur geschaffen, um konstante, agile, inhaltliche Er-
neuerung durch Mitwirkung der Basis zu institutiona-
lisieren und gleichzeitig die Parteibasis zu aktivieren.
Die Basisstation agiert bundesweit und stellt so mehr
als nur einen punktuell und regional begrenzten Aus-
schnitt der Partei dar. Der Basisstation steht ein/e Ba-
sisbeauftragte/r vor mit dem Mandat, auf Bundesebe-
ne den transparenten, inhaltlichen Austausch zwischen
Basis und Parteispitze zu férdern. Aufgrund ihrer/seiner
herausragenden Stellung als Sprachrohr der Basismit-
glieder der SPD bedarf es einer breiten Legitimation
der/des Basisbeauftragten durch die Basis, die nur per
Urwabhl erreicht werden kann. Diese Legitimation wie-
derum erlaubt es der Basisstation wie keinem anderen
denkbaren Parteiorgan, die existierende Kluft zwischen
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Parteibasis und Parteispitze zu tiberbriicken und die Par-
tei wieder inhaltlich ndher zusammenzufiihren.

Die Basisstation dient als bundesweite Anlaufstelle,
um mittels standardisierter Eingaben (kurze Eingabe-
formulare) die Meinungen, inhaltliche Positionen und
Ideen der Basismitglieder oder auch ganzer Gliederun-
gen aufzunehmen, zu biindeln und durch transparen-
te Berichte in den Willensbildungsprozess der SPD tiber
regionale und Landesgrenzen hinaus einzuspeisen. Er-
ganzt wird die Aufnahme der Mitgliedermeinungen
durch regelmaRige, unabhangige Mitgliederbefragun-
gen, die kiinftig nicht mehr vom Parteivorstand selber,
sondern vom unabhangig gewahlten Basisbeauftrag-
ten und seiner Basisstation durchgefiihrt werden sol-
len. Die transparenten Berichte der Basisstation, vor-
getragen durch die/den Basisbeauftragte/n zu Beginn
eines jeden Bundesparteitages, helfen dabei in bisher
nicht erreichten Umfang das pluralistische Meinungs-
spektruminnerhalb der SPD abzubilden und dienen da-
mit als zusatzliche Entscheidungshilfe an den Bundes-
parteitag und den Parteivorstand. Durch die 6ffentliche
Darlegung des Meinungsbildes der Parteibasis kann die
Basisstation auch eine Kontrollfunktion austiben, um si-
cherzustellen, dass Grundsatzfragen, Programme und
Inhalte basierend auf den Meinungen und Ideen der
Parteibasis beschlossen werden.

*** hier aktualisiertes Schaubild der Basisstation als ex-
emplarische Darstellung einfligen***

Anmerkung zum Schaubild: Die Basisstation ersetzt kei-
ne inhaltlichen Entscheidungsstrukturen innerhalb der
Partei und ist als konstanter, paralleler Weg fiir transpa-
rente und innerparteilich legitimierte inhaltliche Impul-
se und Riickmeldungen gedacht. Sie ist finanziell und
personell unabhangig vom (exekutiv die Partei leiten-
den) Parteivorstand einzurichten und per Urwahl zu le-
gitimieren. Sie soll Impulse seitens Einzelmitgliedern,
ortsunabhangigen Mitgliedergruppen sowie einzelner
oder mehrerer Gliederungen aufnehmen und filtern.

Mit der Einrichtung einer Basisstation wird die Basis
aktiviert, der Austausch zwischen Parteispitze und Par-
teibasis befordert und die inhaltliche Attraktivitat und
Glaubwiirdigkeit der SPD gegeniiber Wahler*innen ge-
steigert.

Seite 16




SPD MITTE ANTRAGE ZUR KDV AM 15.09.2018

O 00340 U & WN

[V, Ui [V BN | vi D D H S NN H W w W ow W ow w w N N N N NNN N o —_ —_
BI AN AN S s A P RS 0N AR YRS NERERYNNS Ol arass =0

A6/11/2018
01/02
Der Landesparteitag moge beschlieBen:

Die Spreemetropole gestalten

Zur Ausgestaltung der gemeinsamen Spreemetropole
durch die beiden Bundeslander Brandenburg und Ber-
lin werden die sozialdemokratischen Senatsmitglieder
und die sozialdemokratische Fraktion im Abgeordne-
tenhaus aufgefordert, folgende Handlungsempfehlun-
gen umzusetzen:

« Die Lander Berlin und Brandenburg miissen ver-
bindliche Formen der Zusammenarbeit festlegen,
die zu stadtregionalen Strategien fiir die Entwick-
lung der gemeinsamen Hauptstadtregion fiihren.

« Die Loésung der Wohnungsfrage erfordert mittel-
und langfristig eine stadtregional ausgerichtete
Siedlungsentwicklung, die das Berliner Umland mit
ein bezieht.

« Eine neue Mobilitatskultur fir Berlin und Bran-
denburg muss liber eine strategische Partnerschaft
zwischen Berlin, Brandenburg, Bahn, Wissenschaft
und Wirtschaft nach Miinchner Vorbild geschaffen
werden.

« Schaffung von acht groRrdumigen Regionalparks
im Verflechtungsbereich von Berlin und Berliner
Umland als angemessene Antwort auf Verdichtung
und Wachstum der Stadt

Begriindung

Die Entwicklung der Hauptstadtregion —wie liberhaupt
der Metropolen in Deutschland, Europa und der Welt
— wird in den nédchsten Jahrzehnten durch zwei Mega-
trends gepragt: Durch Zuwanderung und durch Digi-
talisierung. Beide Megatrends durchdringen alle politi-
schen Handlungsfelder der GroRstadt.

Zuwanderung bedeutet Wachstum

Seit 2011 wachst Berlin und das Umland in Branden-
burg. Mit etwa 60.000 Menschen pro Jahr ist die Spree-
metropole auf aktuell 4,5 Millionen Einwohner gewach-
sen. Insbesondere durch den kontinuierlich wachsen-
den Tourismus, eine boomende Start-Up-Szene und ei-
nen harten Sparkurs in den letzten 15 Jahren konnte Ber-
lin seine Finanzkrise liberwinden und Ressourcen fiir In-
vestitionen und den Abbau seines Schuldenbergs ge-
winnen.

Angezogen von wirtschaftlicher Prosperitdt und zu-
kunftsfahigen Arbeitsplatzen suchen vor allem jiinge-
re Menschen ein urbanes und tolerantes Lebensumfeld.
Altere Menschen schitzen die ,,Stadt der kurzen Wege*
mit Blick auf Nahversorgung und soziale Infrastruktur.

Die digitale Revolution
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Die Dinge des Alltagslebens werden immer mehr zu ei-
ner digitalen Welt verbunden.

Die Auswirkungen der digitalen Durchdringung auf
das Verhaltnis von Politik, Verwaltung und Zivilgesell-
schaft sind noch nicht absehbar. Die in jlingster Zeit zu
verzeichnenden technologischen Entwicklungsspriinge
werden bedeutende Impulse fiir die Stadtentwicklung
auslosen. Schon jetzt ermoglicht das Smartphone die
vernetzte Nutzung von Verkehrsangeboten. Anderer-
seits macht das Einkaufen vom Sofa aus dem klassi-
schen Einzelhandel schwer zu schaffen und beschert
neue Lieferverkehre.

Beide Megatrends erfordern politisches Handeln. Bezo-
gen auf die Region ist deutlich, dass Berlin und Bran-
denburg gemeinsame stadtregionale Antworten geben
miissen.

Zu 1. : Keine Spreemetropole ohne Brandenburg — die
beiden Bundesldander miissen eine Strategie fiir die ge-
meinsame Hauptstadtregion forcieren

In wenigen Jahren wird jeder zweite Brandenburger im
Berliner Speckgiirtel leben, hierbei wachst der Anteil der
Auswanderer aus Berlin ins Umland um 10.000 Men-
schen pro Jahr. Berlin und Brandenburg sind in jeder Ka-
tegorie zu einem Raum verflochten, aufRer in politischer
Hinsicht. Die politischen Klassen beider Lander schot-
ten sich bislang hermetisch voneinander ab, Diskurse
zur gemeinsamen Region finden viel zu wenig statt.

Die Losung der Berliner Wohnungs-, Verkehrs- und
Griinfrage wird nur durch stadtregionale Strategien
moglich sein, die weit lber die Berliner Landesgren-
ze hinausreichen. Die Entleerung der metropolfernen
Landstriche wird Brandenburg nur aufhalten kénnen,
wenn die Berliner Wachstumsimpulse weit bis in die
brandenburgischen Mittelzentren hineingefiihrt wer-
den.

Die Bildung der Einheitsgemeinde (GroR3)-Berlin 1920
war Geburtsstunde fiir den sozialen Wohnungsbau, den
Bau groBer Volksparks, den Ausbau eines umfassenden
offentlichen Nahverkehrs und den Sprung aller Stadt-
technologien in eine neue metropolitane Dimension.
Das 100jahrige Jubilaum sollte Anlass fiir Berlin und
Brandenburg sein, zu einer neuen Verantwortungsge-
meinschaft in einer gemeinsamen Metropolregion zu
finden.

Zu 2.: Die Wohnungsfrage I16sen — nur durch gemeinsa-
mes Handeln der beiden Lander, der Bezirke und der 55
Umlandgemeinden

Die weiter rasant steigenden Angebotsmieten konnen
nur durch eine kraftige Ausweitung des Wohnungsan-
gebotes gebremst werden. Dass hierbei die Zielmarke
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Berlins von 400.000 Wohnungen in stadtischer Hand
in immer weitere Ferne rickt, ist deshalb ein Alarm-
zeichen. Der Senat rechnet fiir Berlin derzeit bis 2030
mit einem Zuwachs von nicht mal 200.000 Menschen.
Bleibt der Zuwachs auf dem Niveau der letzten Jahre
konnten es leicht 400.000 Menschen werden.

Eine stadtregionale Antwort zur Losung der Wohnungs-
frage ist die Einbeziehung des Berliner Umlandes als
Teil eines gemeinsamen Wohnungsmarktes. Ein streng
am Schienensystem ausgerichteter Stadtebau erlaubt
perspektivisch eine behutsame Nachverdichtung um
100.000 Wohnungen im Berliner Umland. Gemessen
am Bevolkerungswachstum ergibt sich beim Woh-
nungsneubau arbeitsteilig ein Verhaltnis von 80:20 zwi-
schen Berlin und Berliner Umland.

Berlin und Brandenburg miissen den Bezirken und
den Umlandgemeinden starke Anreize bieten, tber die
Landesgrenze hinweg gemeinsam integrierte Stadtent-
wicklungskonzepte entlang der Schienenachsen des
SPNV (sogenannte Achsen-InSEKs) zu entwickeln, die
durch die Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung, die
Landkreise und die Gemeinsame Landesplanung flan-
kiert werden.

Der Neustart des kommunalen Wohnungsneubaus und
einer Wohnungsbauférderung ist in Berlin eingeleitet.
Die Entwicklung neuer Projekte und Quartiere samt
sozialer Infrastruktur mit vorbildlicher architektoni-
scher und stadtebaulicher Qualitdt und die konsequen-
te Durchsetzung von einem Drittel geforderter Sozial-
wohnungen bleibt fiir Jahrzehnte erstrangige politische
Aufgabe. Die stadtischen Wohnungsbauunternehmen
Berlins und die der Umlandgemeinden sollen hierbei
kooperieren.

Zu 3.: Neue Mobilitatskultur entwickeln

Die Verkehrsbediirfnisse in der wachsenden Metropole
nehmen zu. Der Autoverkehr mit seiner Luftverschmut-
zung, Larmbeldstigung und vor allem seinem Flachen-
verbrauch beeintrachtigt die Lebensqualitat in erhebli-
chem Mal3.

Eine neue Mobilitatskultur, die dem offentlichen Per-
sonennahverkehr, dem Fahrrad- und FuRverkehr und
Sharing-Modellen den Vorrang einraumt, ist Giberfallig.
Wenn es gelingt, das Auto als Verkehrsmittel fiir den
Individualverkehr weitgehend lberfliissig zu machen,
hilft das dem kleinteiligen Wirtschaftsverkehr, der auf
das Auto angewiesen ist.

Die bessere Vernetzung zwischen Berlin und Branden-
burg erfordert den entschlossenen Ausbau der Schie-
neninfrastruktur liber die Landesgrenze und die Bestel-
lung weiteren Regionalverkehrs. An den Bahnhdofen er-
folgt die Vernetzung mit den anderen Verkehrstragern.
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Nach Miinchner Vorbild (strategische Partnerschaft
zwischen Miinchen, Oberbayern, wissenschaftlichen In-
stituten, Bahn und BMW), muss eine strategische Part-
nerschaft zwischen Berlin und Brandenburg geschaffen
werden, die transparent verbindliche Ziele und Meilen-
steine fiir eine neue Mobilitatskultur und die Erweite-
rung der technischen Infrastruktur in der Gesamtregion
schafft. Ziel ist ein Modal Split OPNV:MIV beim Pendel-
verkehr lber die Landesgrenze von 80:20.

Zu 4.: Freiraum und Stadt —die groRraumigen Freiraum-
strukturen stirken

Seitdervoninnen nach auenwandernden Industrieim
19. Jahrhundert liber die Wachstumsschiibe der Griin-
derzeit und der Weimarer Republik hat sich eine an den
Schienenwegen angelegte, weit ins Berliner Umland
reichende sternformige Stadtstruktur herausgebildet.
Dieser sogenannte Siedlungsstern ist die fundamenta-
le Grundlage fiir eine nachhaltige Entwicklung der Ge-
samtregion. Primares Ziel der gemeinsamen Landespla-
nung ist hierbei das Freihalten der Achsenzwischenrau-
me von Zersiedelung.

Eine Antwort mit stadtregionaler Dimension auf die
sich verdichtende Innere Stadt, die nur mit Brandenburg
verwirklicht werden kann, ist die Schaffung acht groRer
Regionalparks im Verflechtungsbereich zwischen Ber-
lin und Umland, als Griinfacher rund um Berlin. Sie
bergen ein erhebliches Potenzial fiir Naherholung, Wo-
chenendtourismus und erlebbarer Landwirtschaft. Da
die Strukturen schon angelegt sind und eine hohe Ak-
zeptanz bei Gemeinden, Bezirken und Landkreisen fur
Regionalparks vorhanden ist, ist die Finanzierung einer
kraftigen Dachstruktur durch die beiden Bundeslander
vorrangig. Acht Regionalparks als Bekenntnis der beiden
Bundeslander zur gemeinsamen Metropole, als Beitrag,
der baulichen Ausdehnung eine wirksame Freifldchen-
struktur entgegen zu setzen, waren ein Geschenk von
historischer Dimension.

45
46
47
48
49
50
51
52
53
54
55
56

A7/11/2018
01/02
Der Landesparteitag moge beschlieRen:

Viedeoiiberwachung

Die SPD Berlin nimmt die Forderungen grofRer Teile
der Bevdlkerung nach mehr Sicherheit im 6ffentlichen
Raum sehr ernst und ist sich auch klar dariiber, dass da-
zu auch MaBnahmen fiir die Sicherheit gehoren.

Daher setzen wir uns zunachst einmal fiir einen wissen-
schaftlichen begleiteten Feldversuch z.B.am Alexander-
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1 platz mit stationdrer Videoliberwachung ein, der dann
2 ausgewertet wird und die Ergebnisse zur Schlussfolge-
3 rung den zustidndigen Gremien und der Offentlichkeit
4  vorgelegt werden. Hierfiir streben wir auch eine Ande-
5  rung/Ergdnzung des Allgemeinen Sicherheits- und Ord-
6  nungsgesetzes (ASOG) an.
7
8 Die SPD Berlin lehnt aber eine generelle Videotliberwa-
9 chung in Berlin ab, die zudem auch noch von einer
10  Toniberwachung begleitet werden soll, wie es der Ge-
1 setzesvorschlag des ,Biindnisses fiir mehr Videoaufkla-
12 rung und Datenschutz“ vorsieht und setzt sich fiir die
13 Ablehnung auf Landesebene ein.
14
15
16 A9/11/2018 Ablehnung (Kein Konsens)
17  01/07 Sarah Khan-Heiser
18  Die Kreisdelegiertenversammlung mége beschlieRen: (1-4-6)
19
20 Ergdnzungsantrag zum Leitantrag ,,Gemeinwohl vor
21 Profitstreben - fiir einen anderen Umgang mit Grund
22 und Boden*
23 In Zeile 143 wird nach den Satz
24 ,Steigerungen des Bodenwertes, die ohne besonderen
25  Arbeits- oder Kapitalaufwand der Eigentiimer*in ent-
26  stehen, sind daher durch Besteuerung von der Allge-
27  meinheit abzuschépfen®
28  folgender Satz erganzt:
29 ,Die bisher geltende Regelung, nach der Mieterinnen
30 und Mieter die Grundsteuer der Hauseigentiimer liber
31 die umlegbaren Betriebskosten zu bezahlen haben,
32 muss durch eine Anderung der Betriebskostenverord-
33 nung beendet werden.”
34
35 Begriindung
36 Nach einem aktuellen Beschluss des Bundesverfas-
37  sungsgerichts aus dem Friihjahr 2018 muss die Grund-
38  steuer bis Ende 2019 reformiert und an die Realwerte
39 der Immobilien angepasst werden. Hier drohen vor
40 allem in den Stadten kraftige Kostensteigerungen fiir
41  Mieterinnen und Mieter, denn die Grundsteuer ist fir
42  Hauseigentiimer uber die Betriebskostenabrechnung
43 umlagefahig.
44  Bisher galt diese Umlage-Praxis, weil durch die Grund-
45  steuer die Infrastruktur finanziert wird, die dem Allge-
46  meinwohl dient. Doch gleichzeitig finanzierten Miete-
47  rinnen und Mieter damit ihre eigene Verdrangung, da
48  ein attraktives, Infrastruktur starkes Wohnumfeld zu
49  Mietsteigerungen fiihrt.
50 Die Umlagefahigkeit von Grundsteuern auf die Be-
51  triebskosten muss deshalb ziigig beendet werden, die
52  Kosten tragen die Haudseigentiimer kiinftig selbst.
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A10/11/2018
01/08
Der Landesparteitag moge beschlieBen:

Regulieren statt Kriminalisieren: Eine neue Cannabis-

politik ist notig!

Die SPD-Mandatstrager und -tragerinnen auf Bundes-
ebene werden aufgefordert, sich dafiir einzusetzen,

dass

« national und international die rechtliche Grundla-

ge fiir eine staatlich kontrollierte Produktion und
Abgabe von Cannabisprodukten an Erwachsene
und deren legalen Besitz geschaffen werden, die
den Anforderungen des Gesundheits-, Verbraucher-
und Jugendschutzes in Bezug auf Produktion und
Vertrieb Rechnung tragt;

in einem Zwischenschritt durch eine sofortige
Anderung der entsprechenden bundesrechtlichen
Grundlagen unmittelbar den Bundeslandern das
Recht gegeben wird, auf Landesebene iiber Durch-
fiihrung und Zulassung wissenschaftlicher Modell-
projekte zur Abgabe von Cannabis an erwachsene
Konsumentinnen und Konsumenten in z.B. beson-
ders qualifizierten Fachgeschaften mit Beratung zu
ermoglichen bzw. die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen fiir die Genehmigung eines wissenschaftli-
chen Forschungsprojektes nach § 3 Absatz 2 Betau-
bungsmittelgesetz wesentlich zu vereinfachen, um
wissenschaftliche Modellprojekte auf Landesebene
in der Regel zu ermdglichen. Dabei sind folgende
Rahmenbedingungen einzuhalten:

— Innerhalb der Modellprojekte muss eine Be-
steuerung ahnlich der Alkohol- und Tabak-
steuer angestrebt werden, bestehende Wer-
beverbote bleiben bestehen, der Jugend-
schutz und die Pravention gestarkt.

- Auf eine ausreichende finanzi-
elle/personelle Ausstattung von
Drogenpraventions- und Interventions-
projekten (insbesondere im Jugendbereich)
muss hingewirkt und entsprechende
MaBnahmen intensiviert werden.

— Sobald die Modellprojekte geplant und um-
gesetzt werden, sollen die Landesregierun-
gen einen Erfahrungsausaustausch der je-
weiligen regionalen, nationalen und auch
internationalen Projekte bzw. Modellprojek-
te gewahrleisten.

Begriindung

Die auf Verboten und Kriminalisierung basierende ak-
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tuelle Cannabispolitik ist gescheitert. Einerseits wirkt
sie nicht praventiv, andererseits geht sie an der Lebens-
wirklichkeit vorbei und stigmatisiert Verbraucherinnen
und Verbraucher durch Kriminalisierung.

Mehrere Millionen Menschen in Deutschland konsu-
mieren im Jahr mehr oder weniger haufig Cannabis.
Die Verfolgung von Konsumentinnen und Konsumen-
ten bindet wichtige Ressourcen, die an anderer Stelle
fehlen. Nutzen und Kosten stehen heute in keinem Ver-
haltnis zueinander. Pro Jahr gibt es in Deutschland tiber
150.000 Ermittlungsverfahren im Zusammenhang mit
Cannabis, die fast alle im konsumnahen Bereich gefiihrt
werden. Drei Viertel dieser Fille werden letztlich ein-
gestellt. Ein immenser Aufwand ohne Wirkung! Auch
der Bund Deutscher Kriminalbeamter sieht die bisheri-
ge Drogenpolitik als nicht zielfiihrend an, ja als geschei-
tert. Eine repressive Cannabispolitik halt die Bevolke-
rung nicht vom Konsum ab, dafiir aber unsere Polizei
und Justiz von ihrer Arbeit. Ein Verbot fiihrt nicht offen-
sichtlich zwingend zu mehr Schutz, sondern kann genau
den gegenteiligen Effekt haben und die gesundheitli-
chen Gefahren fiir die betroffenen Menschen sogar er-
héhen

Letztlich zeigen die Kriminalstatistiken auch, dass ein
Cannabis-Verbot weder das Angebot verringert, noch
die Nachfrage senkt. Konsumenten und Konsumentin-
nen sind derzeit dem unkontrollierten Schwarzmarkt
ausgeliefert. Von diesem profitieren dubiose Schwarz-
handler und -handlerinnen, die zudem den Stoff auf
Kosten der Gesundheit ihrer Kunden und Kundinnen
mit Blei oder Kleber strecken. Wir lassen zu, dass Konsu-
mentinnen und Konsumenten auf dem Schwarzmarkt
gepanchtes Cannabis beziehen und dort auch schnell
in Kontakt zu harteren Drogen kommen, angefixt durch
zwielichtige Dealer und Dealerinnen im Halbdunkel un-
serer U-Bahnstationen. Auch deshalb brauchen wir fiir
Marihuana seriose Abgabeorte mit serioser Beratung,
wie beispielsweise in Apotheken oder anderweitigen
staatlichen Abgabestellen. Eine so regulierte Legalisie-
rung wiirde dem Schwarzmarkt die Grundlage entzie-
hen und gleichzeitig mehr Verbraucherschutz bieten.
Ein weiterer Punkt, der fiir die ,regulierte Legalisierung
spricht, sind die positiven Effekte fiir die Gesundheits-
politik und Praventionsarbeit. Solange Marihuana rau-
chen verboten ist, kommen wir viel schwerer an die
Betroffenen heran. Dies gilt insbesondere fiir die stark
gefahrdete Gruppe der Jugendlichen, denn gerade in
diesem Alter kann der Cannabiskonsum die Gehirnent-
wicklung negativ beeinflussen. Und das muss dringend
in den Schulen starker thematisiert werden.

Mit den durch die Einrichtung von Modellprojekten frei-
gewordenen Mitteln sollen nicht nur Praventions- und
Interventionsprojekte geférdert und ausgebaut wer-
den. Fiir ebenso wichtig halten wir es, dass auch das be-
stehende Suchthilfesystem ausgebaut wird und die nun
bessere Erreichbarkeit von Suchterkrankten so genutzt
wird.

Natiirlich soll es auch zukiinftig ein uneingeschrank-
tes Abgabeverbot fiir Cannabis an Kinder und Jugend-
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liche geben. Das ist beim Alkohol — véllig zurecht — ja
nicht anders. Zudem muss der Jugendschutz gestarkt
werden. Aber die Stigmatisierung von Marihuana hat
noch keinem suchtgefahrdeten Jugendlichen weiterge-
holfen und wird dies auch in Zukunft nicht tun. Statt-
dessen verhindert das Verbot den Zugang von Jugend-
lichen zur Pravention, was Pddagogen und Padagogin-
nen immer wieder beklagen. Die Fachstellen fiir Sucht-
pravention kritisieren zurecht, dass die vorherrschende
Rechtslage das Erreichen ihrer Zielgruppen erschwert.
Es ist fiir uns daher ein Gebot des gesunden Menschen-
verstandes, in Suchtfragen nicht die Strafe, sondern die
Fiirsorgepflicht in den Mittelpunkt der Politik zu stellen
In Berlin wollen wir die Einflihrung der kontrollierten
Abgabe von kontrolliert angebautem Marihuana. Viel-
leicht vergleichbar den staatlichen Alkoholgeschaften
in Norwegen. Um dies umzusetzen, arbeiten wir in
Berlin mit der rot-rot-griinen Koalition an einem Mo-
dellprojekt fiir die kontrollierte Abgabe an Erwachsene
im Rahmen eines wissenschaftlichen Modellprojekts.
Bestehende Werbeverbote werden wir dabei erhalten,
denn wir wollen mitnichten eine neue boomende Kif-
ferindustrie schaffen und genauso wenig die gesund-
heitliche Aufklarung unterlaufen.

Allerdings zeigen die bisherigen Erfahrungen aus ande-
ren Kommunen und Bundeslandern dass das geplante
Modellprojekt ohne eine umfassende Reform des Bun-
desrechts nicht einfach umsetzbar sein wird: Alle bis-
herigen Antrage sind seitens der derzeit fiir die Geneh-
migung zustandige Bundesamt abgelehnt worden, na-
tiirlich werden wir in Berlin dennoch einen neuen An-
trag erarbeiten und vorlegen. Zur Starkung der Rechtssi-
cherheit wollen wir erreichen, dass sich das Land Berlin
im Bundesrat und auf allen politischen Ebenen sich ak-
tiv erneut dafiir einsetzt als SofortmaRnahme der neu-
en Bundesregierung eine Anderung des Bundesrechts
insofern durchzufiihren, dass die Entscheidung Utber
die Genehmigung regionaler wissenschaftlich begleite-
te Modellprojekte auf Landesebene libertragen wird.

40
|
42
43
44
45
46
47
48
49
50

51
52
53
54
55
56

A11/11/2018
01/08
Die Kreisdelegiertenversammlung moge beschlieRen:

Anderungsantrag zum Leitantrag ,,Gemeinwohl vor
Profitstreben*

Im Leitantrag ,,Gemeinwohl vor Profitstreben — Fiir ei-
nen anderen Umgang mit Grund

und Boden® ist in Zeile 122 hinter ,,ausgerichtet wird.”
folgender Satz einzufiigen:

»SchlieBlich kann eine &ffentliche Bodenbevorratung
in stadtischen Raumen, die mit wohnortnahen Griin-
flachen unterversorgt sind, auch folgenden Vorteil
bieten: Langfristig konnen diese Gebiete wieder in
Griinflachen umgewidmet und somit die Wohnverhalt-
nisse der Allgemeinheit verbessert werden.”
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1  Begriindung

2 Erfolgt miindlich

3 A12/11/2018 Annahme in der Fassung der Antragskommission (K)
4 01/09

5 Der Landesparteitag moge beschlieBen: Textteil ab Zeile 38 als Begriindung
6  Der Bundesparteitag moge beschlieen:

7

8 Verldngerung der befristeten Tatigkeit im Falle einer
9  Schwangerschaft/Schwangerschaftsabbruch auf das
10  Ende der gesetzlichen Mutterschutzzeit

n

12 Die sozialdemokratischen Mitglieder der Bundesregie-
13 rungund die Bundestagsfraktion werden aufgefordert,
14 sich fir die finanzielle Gleichstellung der im Mut-
15  terschutz sich befindenden Arbeitnehmerinnen mit
16 einem befristeten Arbeitsvertrag im Vergleich zu den
17 im Mutterschutz sich befindenden Arbeitnehmerinnen
18  mit einem unbefristeten Arbeitsvertrag einzusetzen:
19
20  Begriindung

21 Im § 15 | Teilzeitbefristungsgesetz (TzBfG) steht, dass
22 die Befristung mit dem Ablauf der vereinbarten Zeit
23 ablauft.
24 Dieser Gedanke korreliert mit den Regelungen im
25  MuSchG.
26  Dabeigehtesumdie Normen §§17,19, 20 Mutterschutz-
27  gesetz (MuSchG)
28
29  Unter § 17 MuSchG ist normiert, dass eine Kiindigung
30 spatestens bis zum Ablauf von vier Monaten nach
31 der Entbindung unzulassig ist. Wahrend des Mutter-
32 schutzes erhalt eine Frau Mutterschutzgeld gem. § 19
33 MuSchG und einen Arbeitgeberzuschuss gem. § 20
34 MuSchG. Das setzt allerdings voraus, dass eine schwan-
35 gere Frau einen unbefristeten Arbeitsvertrag hat —also
36  ineinem Arbeitsverhaltnis steht.

37  Problematisch wird es, wenn eine Frau einen befriste-
38  ten Arbeitsvertrag hat. Dann kdnnte der Fall auftreten,
39  dass ihr befristeter Arbeitsvertrag genau wahrend der
40  Schutzzeit iSd §§ 3 iVm 17 MuSchG auslauft. Wahrend
41  der Mutterschutzfrist erhilt eine Arbeitnehmerin — wie
42  oben genannt — Mutterschaftsgeld gem. § 19 MuSchG
43 iVm § 24i Sozialgesetzbuch V (SGB V) und einen Arbeit-
44  geberzuschuss gem. § 20 MuSchG. Das hat den Sinn und
45  Zweck, dass finanzielle Nachteile ausgeglichen werden
46  sollen, und dass die Arbeitnehmerin nicht zu ihrem
47  Nachteil oder ihres Kindes die Arbeit fortsetzt. Ferner
48  sollen auch psychische Belastungen der Frau minimiert
49  werden.Eine Frau erhalt wahrend dieser Zeit ihr gesam-
50 tes Nettogehalt.

51  Wenn aber das Arbeitsverhaltnis wahrend der Mutter-
52  schutzfrist auslauft, weil eine Frau einen befristeten Ar-
53  beitsvertrag hat, erhalt sie nur noch das gesetzlich gere-
54  gelte Mutterschaftsgeld gem. § 24i SGBV —hochstens 13
55  EURO am Tag — und Arbeitslosengeld vom Arbeitsamt.
56  Das kann einerseits ein erheblicher finanzieller Nachteil
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sein. Und andererseits hat eine Frau, die in einer ver-
gleichbaren Situation ist, keinen Schutz nach dem § 17
MuSchG und dadurch eine psychische Mehrbelastung,
die dadurch entsteht, dass sie ihren Arbeitsplatz verlo-
ren hat — durch die Befristung.

Das heil3t, wer nur einen befristeten Arbeitsvertrag hat,
fallt gar nicht erst unter diesen oben genannten Schutz.
Diese Situation wird ganz und gar vom MuSchG ausge-
klammert.

Fraglich ist, ob diese Tatsache mit dem Sinn und Zweck
des MuSchG Ubereinstimmt.

Einerseits konnte man dem entgegenhalten, dass die
Frau ja gewusst habe, dass sie nur einen befristeten Ar-
beitsvertrag hat und sich somit auf die oben geschilder-
te Situation einstellen konnte. Allerdings versperrt die-
ser Blick die Tatsache, dass dennoch finanzielle Nach-
teile entstehen und zudem eine erhohte Anforderung
an die schwangere Frau oder gerade entbundene Frau
entstanden ist. Sie muss sich beim Arbeitsamt melden
und zwar sofort, damit sie vom ersten Tag an ihrer Ar-
beitslosigkeit Geld riickwirkend erhadlt. Und sie muss
sich mitihrer Krankenkasse auseinandersetzen, weil sie
sich nicht mehrin einem Arbeitsverhaltnis befindet. Das
ist nicht nur zeitaufwendig, sondern kann auch zu einer
Belastung fiihren. Man muss sich nur vorstellen, wie es
ist, wenn eine gerade frisch entbundene Frau sich beim
Arbeitsamt meldet.

Das MuSchG will aber gerade Frauen schiitzen, die
sich in einer besonderen Situation befinden. Und das
MuSchG will Frauen entlasten und nicht belasten. Da-
her sollten Frauen im befristeten Arbeitsverhaltnis die-
ser besonderen Situation gleichgestellt werden (Art. 3
GG).

Wenn man sich tiberlegt, dass derzeit 2,8 Millionen Be-
schaftigte einen befristeten Job haben, und darunter
besonders vor allem Frauen und junge Menschen (zwi-
schen 15 und 24 Jahren hat jede/r Fiinfte einen befriste-
ten Arbeitsvertrag, und bei den 25— 24 Jahrigen sind es
13,1 %) arbeiten, dann ist es sehr wichtig, dariiber nach-
zudenken, ob man dieses Problem lost.

Unser Gedanke ist also, die Befristung im Falle einer
Schwangerschaft bis zum Ende der Mutterschutzfrist
nach der Geburt bzw. in Anlehnung an den § 17 MuSchG
zu verlangern, damit der Frau keine finanziellen Nach-
teile entstehen.

Oder aber, dass der Zuschuss zum Mutterschaftsgeld
vom Bund lUbernommen wird, so dass gleichwertige
Verhaltnisse zwischen einer im unbefristeten Arbeits-
verhaltnis stehende Frau und einer im befristeten Ar-
beitsverhaltnis stehenden Frau besteht.
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A13/11/2018

01/10 und PG Europa Mitte

Der Landesparteitag moge beschlieBen:
Der Bundesparteitag moge beschliefen:

Finanzierung des Programmes DISCOVER EU dauerhaft
sichern

Die Europaparlamentarier der SPD setzen sich in ihrer
Fraktion im Europdischen Parlament noch vor den Eu-
ropawahlen 2019 fiir eine langfristige und verstetigte
finanzielle Férderung des Projektes DiscoverEU durch
die Europdischen Union ein.

Begriindung

Das Programm DiscoverEU ermoglicht Jugendlichen
im Alter von 18 Jahren aus den Mitgliedslandern
der EU, finanziert durch die Europdische Union, eine
Zug-Reise mit einem Interrail-Ticket durch mehrere
Mitgliedsstaaten der EU zu machen.

Das Programm wurde 2018 gestartet mit einem ersten
Angebot von 15 000 Platzen. Auf diese 15 000 Platze ha-
ben sich liber 100 000 Personen beworben. Im Herbst
2018 soll eine zweite Runde fiir mogliche Bewerbungen
starten. Im Sinne eines klimafreundlichen Reisens mit
dem Zug erscheint es sinnvoll, dass durch Mittel der Eu-
ropaischen Kommission diese Art des grenziiberschrei-
tenden Reisens, die auch den besonderen Wert der Frei-
ziigigkeit in der Europdischen Union betont, geférdert
wird.

Die Idee ist mit dem Stichwort #freeinterrail durch zwei
junge Berliner ins Leben gerufen worden, die dafiir auch
mit dem Berliner Baren geehrt wurden. Verschiedene
Europa-Parlamentarier haben diese Idee dann aufge-
griffen und es ist schlieflich zu dem Programm DISCO-
VER EU gekommen, dessen erste Ausschreibung gerade
durchgefiihrt wurde.

Annahme (Kein Konsens)

(8-1-2)
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53
54

A14/11/2018

01/15

Der Landesparteitag moge beschlieRen:
Der Bundesparteitag moge beschlieRen:

Schlupflécher stopfen — Milieuschutz starken!

Wir fordern die SPD-Bundestagsfraktion und die sozial-
demokratischen Mitglieder der Bundesregierung dazu
auf, sich fiir eine Reform des Baugesetzbuches einzuset-
zen, mit der der Milieuschutz als Instrument der Stadt-
entwicklungspolitik wie folgt gestarkt wird:

1. Das gemeindliche Vorkaufsrecht im Milieuschutz wird
auf Wohnungs- und Teileigentum ausgedehnt.

2. Der Anspruch von Eigentlimer*innen, auch im Milieu-
schutzgebiet Mietwohnungen in Eigentumswohnung
umzuwandeln, wenn das Wohnungseigentum danach
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fir sieben Jahre nur den Mieter*innen zum Kauf ange-
boten wird (§ 172 Abs. 4 S. 3 Nr. 6 BauGB), wird ersatzlos
gestrichen.

3. Es wird gesetzlich klargestellt, dass das gemeindli-
che Vorkaufsrecht im Milieuschutzgebiet auch in Fal-
len von sog. “Share Deals” gilt, wenn die juristische Per-
son, deren Anteile verauflSert werden, auBer Grundstii-
cken (bzw. Wohnungseigentum) kein nennenswertes
Vermogen hat und abgesehen von der Verwaltung von
Grundstiicken auch keine erhebliche Geschaftstatigkeit
entfaltet. Wenn jemand mehr als 50 % der Anteile an ei-
ner solchen juristischen Person erwirbt, greift das Vor-
kaufsrecht.

4. Die Moglichkeit der Preislimitierung bei der Aus-
ubung des Vorkaufsrechts wird dahingehend ver-
scharft, dass der Vorkaufspreis in jedem Fall auf Basis
des gegenwartigen Ertragswertes des Kaufobjektes
berechnet und nach oben hin begrenzt wird.

5. Die Zwei-Monats-Frist, binnen derer die 6ffentliche
Hand Vorkaufsfille priifen und Uber die Ausiibung
des Vorkaufsrechts entscheiden muss (§ 28 Abs. 2 S. 1
BauGB), wird verldngert.

Begriindung

Die Aufstellung von sozialen Erhaltungssatzungen bzw
-verordnungen nach § 172 Abs. 1 Nr. 2 BauGB (“Milieu-
schutzgebiete”) zahlt nach geltender Rechtslage zu den
wichtigsten Instrumenten der Kommunen, um auf eine
gemeinwohlorientierte Stadtentwicklung hinzuwirken.
Die Anwendungspraxis hat jedoch Schwachstellen der
einschlagigen gesetzlichen Regelungen aufgezeigt,
die der Bundesgesetzgeber durch eine Anderung des
Baugesetzbuches (BauGB) dringend ausbessern muss.

Dazu im Einzelnen:

Forderung Nr. 1:

Wenn innerhalb eines Milieuschutzgebietes ein Grund-
stiick verkauft wird, kommt der &ffentlichen Hand (in
Berlin: dem Bezirk) das Recht zu, das Grundstiick an-
statt des eigentlichen Kaufers fiir sich oder einen Drit-
ten (z.B. eine stadtische Wohnungsbaugesellschaft oder
eine Genossenschaft) zu erwerben, wenn durch den Ei-
gentlimerwechsel eine bauliche Aufwertung der Immo-
bilie zu befiirchten ist, die zur Verdrangung der Mieter-
schaft fiihrt (§ 24 Abs. 1 Nr. 4 BauGB).

Dieses Vorkaufsrecht besteht gem. § 24 Abs. 2 Bau-
GB jedoch nicht, wenn keine vollstandigen Grundstii-
cke, sondern lediglich Eigentumswohnungen (“Rech-
te nach dem Wohnungseigentumsgesetz”) Gibertragen
werden sollen. Diese Ausnahme ist sachlich nicht ge-
rechtfertigt, weil gerade Eigentumswohnungen sich in
den Ballungsraumen zu einem bequem vermarktbaren
Anlageprodukt entwickelt haben und zu spekulativen
Preisiibertreibungen auf dem Immobilienmarkt bei-
tragen. Der damit einhergehende Verdrangungsdruck
lauft dem Milieuschutzgedanken eklatant zuwider, so
dass die Ausnahmeregelung des § 24 Abs. 2 BauGB je-
denfalls fiir den Milieuschutzbereich zu streichen ist
(vgl. dafiir schon Bundestagsdrucksache 17/13272, S. 9).
Forderung Nr. 2:
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Innerhalb eines Milieuschutzgebietes diirfen Mietwoh-
nungen grundsatzlich nur mit behordlicher Geneh-
migung in Eigentumswohnungen umgewandelt wer-
den, wenn im jeweiligen Bundesland eine sog. Um-
wandlungsverordnung i.Sv. § 172 Abs. 1 Satz 3 Bau-
GB existiert. Der Berliner Senat hat eine solche Ver-
ordnung beispielsweise erlassen (online abrufbar unter
http://t1p.de/634m), um der grassierenden Umwand-
lungsspekulation in der Stadt Einhalt zu gebieten, so
dass in Berliner Milieuschutzgebieten ohne Genehmi-
gung des jeweiligen Bezirks eigentlich keine Umwand-
lungen in Eigentumswohnungen stattfinden diirfen.
Allerdings enthalt das Baugesetzbuch eine entschei-
dende Liicke: Nach § 172 Abs. 4 S. 3 Nr. 6 BauGB haben Ei-
gentlimer*innen ausnahmsweise einen Anspruch dar-
auf, auch im Milieuschutzgebiet eine Genehmigung zur
Umwandlung Mietwohnungen in Eigentumswohnun-
gen zu erhalten, wenn das Wohnungseigentum nach
der Umwandlung fiir sieben Jahre nur den Mieter*innen
zum Kauf angeboten wird. Diese nach intensiver Lob-
byarbeit der Eigentlimer*innenverbande in das Gesetz
gelangte Ausnahmeregelung hohlt den Schutz von Mie-
ter*innen mit niedrigen und mittleren Einkommen, die
vom Milieuschutz profitieren sollen, vollstandig aus,
weil diese Menschen regelmaRig nicht in der Lage sein
werden, binnen sieben Jahren genug Kapital fiir den
Wohnungskauf aufzubringen. Die Vorschrift ist daher
sofort ersatzlos zu streichen.

Forderung Nr. 3:

Zum Teil wird die Auffassung vertreten, wonach das
Vorkaufsrecht im Milieuschutzgebieten nicht greifen
soll, wenn ein Grundstiick in das Vermogen einer ju-
ristischen Person eingebracht wird und in der Fol-
ge zwar nicht das Grundstiick selbst, aber die Antei-
le an der juristischen Person verkauft werden (sog.
“Share-Deal”; siehe in diesem Sinne etwa Reidt, in:
Battis/Krautzberger/Lohr, Baugesetzbuch 13. Auflage
2016, § 24 Rn. 16; auch im “Konzept fiir die Nut-
zung von Vorkaufsrechten nach dem Baugesetzbuch
in Berlin” des Berliner Senats [online abrufbar unter
http://t1p.de/kwd7] heilt es auf S. 11 apodiktisch: “Bei
der Ubertragung der Anteile handelt es sich nicht um
einen Grundstiicksverkauf, der unter das Vorkaufsrecht
fallen wiirde, sondern um den Verkauf einer Gesell-
schaft, zu deren Vermogen das fragliche Grundstiick ge-
hort. Daher ist das Vorkaufsrecht nicht anwendbar.”).
Diese Rechtsauffassung ist jedenfalls in Fillen, in denen
die juristische Person, deren Anteile veraulRert werden,
auller dem Grundstiick kein nennenswertes Vermogen
oder einen eigenstandigen Geschaftsbetrieb unterhalt
und somit nur eine “Hiille” fiir die Grundstiicksiiber-
tragung bildet, kaum vertretbar; denn in solchen Kon-
stellationen liegt offenkundig eine rechtsmissbrauchli-
che Gestaltung zur Umgehung des Milieuschutzes vor.
Zu dieser Einschatzung ist auch der Wissenschaftli-
che Dienst des Bundestages in einem Gutachten zum
Thema “Das gemeindliche Vorkaufsrecht bei Unterneh-
menskaufen” (Az.: WD 7 — 3000 — 073/17, online abruf-
bar unter http://t1p.de/rb3f) gekommen, wo es wortlich
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heiBt: “VerauBerungsvertrdge, die ausschliefRlich den
Zweck haben, das gemeindliche Vorkaufsrecht zu verei-
teln, dirften nach diesen Mal3staben als Umgehungs-
geschaft zu bewerten sein und somit ein Vorkaufsrecht
der Gemeinde auslosen.” (S. 7 des Gutachtens; mit glei-
cher StoBrichtung Grziwotz, in: BeckOK BauGB, 41. Editi-
on Stand: 01.05.2018, § 28 Rn. 8; vgl. ferner OLG Duissel-
dorf NJW-RR 2011, 307, 308). Diese zutreffende Rechts-
auffassung muss vom Bundesgesetzgeber zu Klarstel-
lungzwecken in das BauGB aufgenommen werden.
Forderung Nr. 4:

Wenn die Gemeinde (in Berlin: der Bezirk) ihr Vorkaufs-
rechtin einem Milieuschutzgebiet ausiibt und keine Ab-
wendungsvereinbarung geschlossen wird, kommt zwi-
schen 6ffentlicher Hand und Verkdufer*in ein Kaufver-
trag zustande, der dieselben Konditionen hat wie der
urspriingliche Kaufvertrag zwischen Kaufer*in und Ver-
kaufer*in.

Das kann zur Folge haben, dass die 6ffentliche Hand
verpflichtet ist, einen Kaufpreis deutlich Giber dem Ver-
kehrswert zu zahlen, und die Preisspirale fir Grund und
Boden so noch selbst antreibt. Um dies zu vermeiden,
ermoglicht § 28 Abs. 3 BauGB, den Kaufpreis fiir das Vor-
kaufsobjekt herabzusetzen, wenn der im Kaufvertrag
vereinbarte Kaufpreis den Verkehrswert deutlich tber-
schreitet. Wann ein Kaufpreis den Verkehrswert in die-
sem Sinne “deutlich” liberschreitet und die Preislimitie-
rung greift, ist gesetzlich nicht eindeutig festgelegt. Dis-
kutiert werden Uberschreitungen zwischen 20 bis 30 %
(siehe Grziwotz, in: BeckOK BauGB, 41. Edition Stand:
01.05.2018, § 28 Rn. 29 mw.N.)

Vor dem Hintergrund dieser Unsicherheiten ist § 28
Abs. 3 BauGB dahingehend zu verscharfen, dass der Vor-
kaufspreis in jedem Fall auf den Verkehrswert der Im-
mobilie beschrankt wird. Dabei ist auch prazisierend
festzulegen, dass der Verkehrswert stets nach dem Er-
tragswert des Kaufobjektes zu bestimmen ist, wobei als
Berechnungsgrundlage die zum Vorkaufszeitpunkt er-
zielten Miet- und Pachteinnahmen zu Grunde gelegt
werden missen. Nur so ist anndhernd sichergestellt,
dass das jeweilige Objekt nach dem Vorkauf sozialver-
traglich bewirtschaftet werden kann.

Forderung Nr. 5:

Die vorkaufsberechtigte Gemeinde (in Berlin: der Be-
zirk) hat gem. § 28 Abs. 2 S. 1 BauGB nur zwei Monate
Zeit, um zu priifen, ob die Voraussetzungen fiir einen
Vorkauf vorliegen und ob das Vorkaufsrecht ausgelibt
werden soll. Angesichts personeller Engpasse in den zu-
standigen Behorden und schwieriger Abstimmungspro-
zesse, die insbesondere beim Vorkauf zu Gunsten Drit-
ter (z.B. stadtische Wohnungsbaugesellschaften, Mie-
ter*innengemeinschaften, Genossenschaften etc.) er-
forderlich werden, hat sich diese Frist in der Praxis als
zu kurz erwiesen und ist entsprechend deutlich zu ver-
langern.
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A15/11/2018
01/15
Der Landesparteitag moge beschlieBen:

Die Spreemetropole gestalten

Zur Ausgestaltung der gemeinsamen Spreemetropole
durch die beiden Bundeslander Brandenburg und Ber-
lin werden sie sozialdemokratischen Senatsmitglieder
und die sozialdemokratische Fraktion im Abgeordne-
tenhaus aufgefordert, folgende Handlungsempfehlun-
gen umzusetzen:

1. Die Lander Berlin und Brandenburg miissen verbind-
liche Formen der Zusammenarbeit festlegen, die zu
stadtregionalen Strategien fiir die Entwicklung der ge-
meinsamen Hauptstadtregion fiihren.

2. Die Lésung der Wohnungsfrage erfordert mittel- und
langfristig eine stadtregional ausgerichtete Siedlungs-
entwicklung, die das Berliner Umland mit ein bezieht.
3. Eine neue Mobilitatskultur fir Berlin und Branden-
burg muss liber eine strategische Partnerschaft zwi-
schen Berlin, Brandenburg, Bahn, Wissenschaft und
Wirtschaft nach Miinchner Vorbild geschaffen werden.
4. Schaffung von acht groRraumigen Regionalparks im
Verflechtungsbereich von Berlin und Berliner Umland
als angemessene Antwort auf Verdichtung und Wachs-
tum der Stadt.

Begriindung

Die Entwicklung der Hauptstadtregion — wie iiber-
haupt der Metropolen in Deutschland, Europa und der
Welt — wird in den nédchsten Jahrzehnten durch zwei
Megatrends gepragt: Durch Zuwanderung und durch
Digitalisierung. Beide Megatrends durchdringen alle
politischen Handlungsfelder der GroRstadt.
Zuwanderung bedeutet Wachstum

Seit 2011 wachst Berlin und das Umland in Branden-
burg. Mit etwa 60.000 Menschen pro Jahr ist die Spree-
metropole auf aktuell 4,5 Millionen Einwohner gewach-
sen. Insbesondere durch den kontinuierlich wachsen-
den Tourismus, eine boomende Start-Up-Szene und ei-
nen harten Sparkurs in den letzten 15 Jahren konnte Ber-
lin seine Finanzkrise liberwinden und Ressourcen fiir In-
vestitionen und den Abbau seines Schuldenbergs ge-
winnen.

Angezogen von wirtschaftlicher Prosperitdt und zu-
kunftsfahigen Arbeitsplatzen suchen vor allem jiinge-
re Menschen ein urbanes und tolerantes Lebensumfeld.
Altere Menschen schitzen die ,,Stadt der kurzen Wege*
mit Blick auf Nahversorgung und soziale Infrastruktur.
Die digitale Revolution Die Dinge des Alltagslebens
werden immer mehr zu einer digitalen Welt verbun-
den. Die Auswirkungen der digitalen Durchdringung
auf das Verhaltnis von Politik, Verwaltung und Zivil-
gesellschaft sind noch nicht absehbar. Die in jlingster
Zeit zu verzeichnenden technologischen Entwicklungs-
spriinge werden bedeutende Impulse fiir die Stadtent-
wicklung auslosen. Schon jetzt erméglicht das Smart-

phone die vernetzte Nutzung von Verkehrsangeboten.
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Andererseits macht das Einkaufen vom Sofa aus dem
klassischen Einzelhandel schwer zu schaffen und be-
schert neue Lieferverkehre.

Beide Megatrends erfordern politisches Handeln. Bezo-
gen auf die Region ist deutlich, dass Berlin und Bran-
denburg gemeinsame stadtregionale Antworten geben
miissen.

Zu 1. : Keine Spreemetropole ohne Brandenburg — die
beiden Bundesldander miissen eine Strategie fiir die ge-
meinsame Hauptstadtregion forcieren
In wenigen Jahren wird jeder zweite Brandenburger im
Berliner Speckgiirtel leben, hierbei wachst der Anteil der
Auswanderer aus Berlin ins Umland um 10.000 Men-
schen pro Jahr. Berlin und Brandenburg sind in jeder Ka-
tegorie zu einem Raum verflochten, auRRer in politischer
Hinsicht. Die politischen Klassen beider Lander schot-
ten sich bislang hermetisch voneinander ab, Diskurse
zur gemeinsamen Region finden viel zu wenig statt.
Die Losung der Berliner Wohnungs-, Verkehrs- und
Griinfrage wird nur durch stadtregionale Strategien
moglich sein, die weit lber die Berliner Landesgren-
ze hinausreichen. Die Entleerung der metropolfernen
Landstriche wird Brandenburg nur aufhalten kénnen,
wenn die Berliner Wachstumsimpulse weit bis in die
brandenburgischen Mittelzentren hineingefiihrt wer-
den.

Die Bildung der Einheitsgemeinde (GroR3)-Berlin 1920
war Geburtsstunde fiir den sozialen Wohnungsbau, den
Bau groBer Volksparks, den Ausbau eines umfassenden
offentlichen Nahverkehrs und den Sprung aller Stadt-
technologien in eine neue metropolitane Dimension.
Das 100jahrige Jubilaum sollte Anlass fiir Berlin und
Brandenburg sein, zu einer neuen Verantwortungsge-
meinschaft in einer gemeinsamen Metropolregion zu
finden.

Zu 2.: Die Wohnungsfrage I16sen — nur durch gemeinsa-
mes Handeln der beiden Lander, der Bezirke und der 55
Umlandgemeinden

Die weiter rasant steigenden Angebotsmieten kénnen
nur durch eine kraftige Ausweitung des Wohnungsan-
gebotes gebremst werden. Dass hierbei die Zielmarke
Berlins von 400.000 Wohnungen in stadtischer Hand
in immer weitere Ferne riickt, ist deshalb ein Alarm-
zeichen. Der Senat rechnet fiir Berlin derzeit bis 2030
mit einem Zuwachs von nicht mal 200.000 Menschen.
Bleibt der Zuwachs auf dem Niveau der letzten Jahre
konnten es leicht 400.000 Menschen werden.

Eine stadtregionale Antwort zur Losung der Wohnungs-
frage ist die Einbeziehung des Berliner Umlandes als
Teil eines gemeinsamen Wohnungsmarktes. Ein streng
am Schienensystem ausgerichteter Stadtebau erlaubt
perspektivisch eine behutsame Nachverdichtung um
100.000 Wohnungen im Berliner Umland. Gemessen
am Bevolkerungswachstum ergibt sich beim Woh-
nungsneubau arbeitsteilig ein Verhaltnis von 80:20 zwi-
schen Berlin und Berliner Umland.

Berlin und Brandenburg miissen den Bezirken und
den Umlandgemeinden starke Anreize bieten, tber die
Landesgrenze hinweg gemeinsam integrierte Stadtent-
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wicklungskonzepte entlang der Schienenachsen des
SPNV (sogenannte Achsen-InSEKs) zu entwickeln, die
durch die Senatsverwaltung fiir Stadtentwicklung, die
Landkreise und die Gemeinsame Landesplanung flan-
kiert werden.

Der Neustart des kommunalen Wohnungsneubaus und
einer Wohnungsbauférderung ist in Berlin eingeleitet.
Die Entwicklung neuer Projekte und Quartiere samt
sozialer Infrastruktur mit vorbildlicher architektoni-
scher und stadtebaulicher Qualitdt und die konsequen-
te Durchsetzung von einem Drittel geforderter Sozial-
wohnungen bleibt fiir Jahrzehnte erstrangige politische
Aufgabe. Die stadtischen Wohnungsbauunternehmen
Berlins und die der Umlandgemeinden sollen hierbei
kooperieren.

Zu 3.: Neue Mobilitatskultur entwickeln

Die Verkehrsbediirfnisse in der wachsenden Metropole
nehmen zu. Der Autoverkehr mit seiner Luftverschmut-
zung, Larmbeldstigung und vor allem seinem Flachen-
verbrauch beeintrachtigt die Lebensqualitat in erhebli-
chem Mal3.

Eine neue Mobilitatskultur, die dem offentlichen Per-
sonennahverkehr, dem Fahrrad- und FuRverkehr und
Sharing-Modellen den Vorrang einraumt, ist Giberfallig.
Wenn es gelingt, das Auto als Verkehrsmittel fiir den
Individualverkehr weitgehend Uberfliissig zu machen,
hilft das dem kleinteiligen Wirtschaftsverkehr, der auf
das Auto angewiesen ist.

Die bessere Vernetzung zwischen Berlin und Branden-
burg erfordert den entschlossenen Ausbau der Schie-
neninfrastruktur Giber die Landesgrenze und die Bestel-
lung weiteren Regionalverkehrs. An den Bahnhofen er-
folgt die Vernetzung mit den anderen Verkehrstragern.
Nach Miinchner Vorbild (strategische Partnerschaft
zwischen Miinchen, Oberbayern, wissenschaftlichen In-
stituten, Bahn und BMW), muss eine strategische Part-
nerschaft zwischen Berlin und Brandenburg geschaffen
werden, die transparent verbindliche Ziele und Meilen-
steine fiir eine neue Mobilitatskultur und die Erweite-
rung der technischen Infrastruktur in der Gesamtregion
schafft. Ziel ist ein Modal Split OPNV: MIV beim Pendel-
verkehr lber die Landesgrenze von 80:20.

Zu 4.: Freiraum und Stadt —die groRraumigen Freiraum-
strukturen starken

Seitdervoninnennach auBen wandernden Industrieim
19. Jahrhundert tber die Wachstumsschiibe der Griin-
derzeit und der Weimarer Republik hat sich eine an den
Schienenwegen angelegte, weit ins Berliner Umland
reichende sternformige Stadtstruktur herausgebildet.
Dieser sogenannte Siedlungsstern ist die fundamenta-
le Grundlage fiir eine nachhaltige Entwicklung der Ge-
samtregion. Primares Ziel der gemeinsamen Landespla-
nung ist hierbei das Freihalten der Achsenzwischenrau-
me von Zersiedelung.

Eine Antwort mit stadtregionaler Dimension auf die
sich verdichtende Innere Stadt, die nur mit Brandenburg
verwirklicht werden kann, ist die Schaffung acht groBer
Regionalparks im Verflechtungsbereich zwischen Ber-
lin und Umland, als Griinfacher rund um Berlin. Sie
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bergen ein erhebliches Potenzial fiir Naherholung, Wo-
chenendtourismus und erlebbarer Landwirtschaft. Da
die Strukturen schon angelegt sind und eine hohe Ak-
zeptanz bei Gemeinden, Bezirken und Landkreisen fur
Regionalparks vorhanden ist, ist die Finanzierung einer
kraftigen Dachstruktur durch die beiden Bundeslander
vorrangig. Acht Regionalparks als Bekenntnis der beiden
Bundeslander zur gemeinsamen Metropole, als Beitrag,
der baulichen Ausdehnung eine wirksame Freifldchen-
struktur entgegen zu setzen, waren ein Geschenk von
historischer Dimension.

12
13
14
15
16
17
18
19
20
21
22
23
24
25
26
27
28
29
30
31
32
33
34
35
36
37
38
39
40
41
42
43
44
45
46
47
48
49
50
51
52
53
54
55
56

A17/11/2018
01/15 und 01/23
Der Landesparteitag moge beschlieRen:

Mehr Wohnraum durch Nachverdichtung — aber nicht
um jeden Preis!

Wir fordern die SPD-Fraktion im Berliner Abgeordneten-
haus und in den Bezirksverordnetenversammlungen so-
wie die sozialdemokratischen Funktionstrager*innen in
den Berliner Bezirksamtern dazu auf, die fortschreiten-
de Nachverdichtung der stadtischen Bebauung starker
politisch zu steuern, um Fldchenbedarf einerseits und
Wohnqualitat andererseits in einen maBvollen Aus-
gleich zu bringen. Dazu sind insbesondere die folgen-
den MaRnahmen zu ergreifen:

1. Die Berliner Bauordnung ist dahingehend zu andern,
dass die sogenannte Abstandsflache neuer Baukorper
zur Bestandsbebauung von 0,4 H auf 0,5 H erh6ht wird.
2. Im Baugenehmigungsverfahren im unbeplanten In-
nenbereich ist bei der Abwdgung, ob ein neues Bau-
vorhaben sich in die vorhandene Bebauung “einfiigt”,
verscharft darauf zu achten, dass durch den Neu-
bau keine beengte Hinterhofsituation entsteht, die
mit unzumutbaren EinbuRen von Lichteinfall sowie
von Bepflanzungs-, Spiel- und Bewegungsmoglichkei-
ten einhergeht.

3. Die gleichen Aspekte sind starker zu berlicksichti-
gen, wenn durch Neubauvorhaben die planerisch fest-
gesetzte Geschossflachenzahl lberschritten und hier-
von Befreiungen beantragt werden.

4. Durch die Anderung oder Neuaufstellung von Bebau-
ungsplanen ist sicherzustellen, dass die festgesetzten
privaten und offentlichen Griinflachen sowie die Fla-
chen zur Bepflanzung, zum Spiel und zur Bewegung die
Wohnqualitat auch in einer zunehmend verdichteten
Stadt gewahrleisten.

5. Um den Tragern von Bauvorhaben konkrete Vor-
gaben und Auflagen zur Entsiegelung oder Bepflan-
zung zu machen, ist verstarkt auf das naturschutz-
rechtliche Instrument des Landschaftsprogramms bzw.
-planes sowie des sog. Biotopfldchenfaktors (BFF) zu-
riickzugreifen. Dies ermdglicht es den Bauaufsichtsbe-
hérden, im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ent-
sprechende Auflagen (wie z.B. Entsiegelung, Bepflan-
zung, Fassaden- und Dachbegriinung) gegeniiber dem
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Vorhabentrager festzusetzen.

6. Im Rahmen der Bauaufsicht ist regelmaRig zu
kontrollieren, ob die bau- oder landschaftsplaneri-
schen Vorgaben zur Begriinung privater Flachen auch
tatsachlich eingehalten, d.h. Griinanlagen in der vor-
geschrieben Qualitdt geschaffen und auch dauerhaft
gepflegt werden.

Begriindung

Um dem grassierenden Mangel an Wohnraum entge-
genzuwirken, ist Berlin darauf angewiesen, durch die
SchlieBung von Liicken in der Bebauung Flachen fiir
den Wohnungsneubau zu aktivieren. Dazu bekennt
sich die SPD Berlin.

Gleichzeitig darf die Nachverdichtung der Stadt aber
auch nicht zu unzumutbaren EinbuRen in der Wohn-
qualitat fiihren. Die Baupraxis der letzten Jahre zeigt,
dass Grundstiickseigentiimer*innen das Abstandsfla-
chenrecht bei Projekten zur Nachverdichtung in der
Regel bis auf den letzten Dezimeter ausnutzen. Hau-
fig entstehen hierbei beengte Hinterhofsituationen,
die mit Flachenversiegelung und Einschrankungen der
Bepflanzungs-, Spiel- und Bewegungsmoglichkeiten
einhergeht. Das Mikroklima wird negativ beeinflusst.
Dem ist durch die vorgeschlagene geringfiigige Erho-
hung der Mindestabstandsflache neuer Baukérper zur
Bestandsbebauung von 0,4 H auf 0,5 H in der Berliner
Bauordnung entgegenzuwirken. Diese Gesetzesande-
rung muss auf Ebene der Bezirksamter durch eine Bau-
genehmigungspraxis flankiert werden, die dem Belang
der Wohnqualitat in einer verdichtet bebauten Stadt
verstarkt Rechnung tragt. Gleichzeitig sind die Bezirks-
verordnetenversammlungen aufgerufen, die genann-
ten Aspekte unter Ausschépfung der Instrumente des
Bauplanungsrechts starker als bisher bei der Baupla-
nung zu berlicksichtigen.

Fiir die Sicherung einer angemessenen Bepflanzungs-
dichte muss zudem verstarkt auf Instrument der Land-
schaftsplanung i.Sv. § 12 Naturschutzgesetz Berlin zu-
riickgegriffen werden. Durch die planerische Festset-
zung von sog. Biotopflachenfaktoren, zu der die Bezirks-
amter als untere Naturschutz- und Landschaftspflege-
behoérde gem. § 3 Abs. 1 Naturschutzgesetz Berlin er-
machtigt sind, kann libermaRiger Bodenversiegelung
entgegengewirkt werden. Auf dieser Grundlage kon-
nen die Bauaufsichtsbeh6rden bei der Genehmigung
von Bauvorhaben dann konkrete Auflagen zur Entsiege-
lung oder Bepflanzung machen, um die aus den Bau-
vorhaben resultierenden Flachenversiegelungen auszu-
gleichen.

SchlieRlich sind die Bauaufsichtsbehérden angehalten,
zukiinftig verstarkt zu kontrollieren, ob die aus Bebau-
ungsplanen oder Landschaftsplanen hervorgehenden
Begriinungspflichten auch effektiv und dauerhaft um-
gesetzt werden. Denn gerade bei gréReren Bauvorha-
ben auf privaten Grundstiicken kommt es immer wie-
der vor, dass zwar zundchst pro forma Bepflanzung
angelegt wird, diese jedoch von niedriger Qualitat ist
und/oder keine dauerhafte Pflege der Pflanzen erfolgt.
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A18/11/2018

01/16

Der Landesparteitag moge beschlieBen:
Der Bundesparteitag moge beschliefen:

Gefliichtete willkommen heifen: Keine weitere Ver-
scharfung der Asylgesetzgebung!

1. Wir fordern die SPD-Fraktion im Deutschen Bun-
destag auf, das Konzept der sogenannten Anker-
zentren nicht zu unterstiitzen und samtliche Bemi-
hungen in Richtung der Umsetzung von Ankerzen-
tren zu verhindern.

2. Wir fordern, dass jedem zu uns gefliichteten Men-
schen gleich welcher Bleibeperspektive, eine un-
abhdngige Rechtsberatung zur Verfligung gestellt
wird, so wie im Grundgesetz vorgesehen.

3. Wir rufen zur Einhaltung einer humanen Sprache
bei den Themen Migration und Flucht auf. Dazu ge-
hort, auf die Benutzung von Begriffen wie ,,Uber-
fremdung® und Aussagen wie ,Wir kénnen nicht je-
den aufnehmen®, zu verzichten. Der Kreisvorstand
der SPD Mitte soll bei aus seiner Sicht zu beanstan-
denden AuRerungen von fiihrenden Parteimitglie-
dern diese Mitglieder mit einem Brief darauf hin-
weisen, dass wir rechtspopulistische Begriffe ableh-
nen. Auch Sprache formt Gesellschaft.

4. Wirfordern eine personelle und vor allem qualitati-
ve Aufstockung des BAMF durch Fachkréfte, die sich
mit den Hauptherkunftsregionen der Gefliichteten
auskennen. Dazu fordern wir einen verstarkten Per-
sonalanteil mit Regionalwissenschaftler*innen (da-
mit gemeint sind Afrikanolog*innen, Nahostwis-
senschaftler*innen und Zentralasienwissenschaft-
ler*innen). Wir fordern, dass das BAMF-Personal re-
gelmaRig von internen und externen Regionalex-
pert*innen iiber die aktuelle Lage in den Herkunfts-
regionen fortgebildet wird.

5. Wir fordern eine stérkere Schulung des Personals
des BAMF zu den Themen Diversity und Interkultu-
ralitat.

6. Esistzu priifen, ob ein GroRteil der befristeten Stel-
len im BAMF nicht in unbefristete Stellen umge-
wandelt werden konnen. Das Ziel dieser MaRnah-
men soll zum einen die Férderung der Attraktivi-
tat des BAMF als Arbeitsplatz sein, andererseits soll
die inhaltliche Starkung zu einer Steigerung der Ge-
nauigkeit bei Entscheidungen und zur Beschleuni-
gung der Verfahren fiihren.

7. Um die Qualitat der Asylverfahren und der Ent-
scheidungen nachhaltig zu verbessern, fordern
wir ein einheitliches qualifiziertes Einstellungsver-
fahren fiir Personal im BAMF (ins. der Entschei-
der*innen und Ubersetzer*innen). Dieses soll die
Kompetenzen, Qualifikationen sowie Weltanschau-
ungen und traditionelle, kulturelle Einstellungen
der Bewerber*innen im Sinne der erforderlichen
Neutralitat griindlich abfragen, einschatzen und
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bewerten. Um ein solches Verfahren erfolgreich
umzusetzen, fordern wir die vermehrte Entfristung
von Stellen. Damit sollen einerseits die Einstel-
lungsverfahren entlastet und andererseits das ge-
fundene qualifizierte Personal gehalten werden.

8. Wir fordern die SPD-Bundestagsfraktion dazu auf,

kommunale Losungen fiir die Unterbringung und
Integration von Gefliichteten zu finden. In Anleh-
nung an das Konzept Gesine Schwans soll ein po-
sitives Anreizsystem zur Aufnahme von Gefliichte-
ten geschaffen werden. Kommunen und Stadte, die
Gefliichtete aufnehmen, sollen grundsatzlich durch
den Bundeshaushalt unterstiitzt werden, so dass
ihnen kein Nachteil entsteht.

9. Es soll ein europaweiter Fonds entstehen, der Ge-

meinden in ganz Europa bei der Aufnahme von
Fliichtlingen unterstiitzt und diese durch Finanzie-
rungshilfen zusatzlich zu der Erstattung der Ausla-
gen unterstitzt (Belohnungsmodell).

10. Wir fordern die SPD-Bundestagsfraktion auf, der

Politik der zunehmenden Aufweichung von Asyl-
griinden ein Ende zu setzen und zu priifen, inwie-
weit weitere Griinde fiir Asyl aufgenommen wer-
den kénnen (wie z.B. die Flucht durch klimatische
Auswirkungen oder auch durch die aggressive Poli-
tik europdischer Unternehmen auRerhalb Europas).

Begriindung

1. Die Rufe nach Ankerzentren und weiteren Ver-
scharfungen des Asylrechts der CSU erinnern an
die dunkle Zeit zu Beginn der Neunziger Jahre, als
Asylunterkiinfte brannten und Orte wie Solingen,
MélIn, Hoyerswerda und Rostock-Lichtenhagen in
das kollektive Gedachtnis der wiedervereinigten
Bundesrepublik eingingen. Die CSU spricht von ei-
ner grofReren Effizienz bei den Verfahren, einer Be-
schleunigung der Verfahren und einer Erhéhung
der Sicherheit durch die Internierung unschuldi-
ger Gefliichteter. Sie meint damit aber eigentlich
das Versagen der durch die Union gefiihrten Mi-
nisterien. Die Internierung von Menschen in La-
gern hat in der Geschichte der Menschheit noch
nie dazu gefiihrt, diese schneller in einen Staat und
seine Prozesse zu integrieren. Wir brauchen keine
Lager und haben eine funktionierende Gesetzge-
bung. Dariiber hinaus fordern wir die Ablehnung
samtlicher Konzepte von Ankerzentren, die folgen-
de Merkmale aufweisen: Unzureichender Zugang
zu einer unabhdngigen Rechtsberatung, geschlos-
sene Lager in jeglicher Form und jegliche Einschran-
kung von Grund- und Menschenrechten.

2. Die ersten Erfahrungen der in Bayern erdffne-

ten Ankerzentren zeigen uns, dass diese mit dem
Grundgesetz in Konflikt stehen, da den Gefliich-
teten keine Moglichkeit zu einer unabhangigen
Rechtsberatung gegeben wird. Es muss einen Zu-
gang flr nicht staatliche Organisationen, wie z.B.
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. Permanent werden wir mit Begriffen wie “Asyltou-

. Dem BAMF fehlt es an inhaltlicher Starke und an

. Die Integration von Gefliichteten wird immer auf

. Betrachtet man den europaischen Kontext, dass es
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Vereinen geben, der diesen die Beratung der Ge-
fliichteten ermoglicht.

rismus”, “Uberfremdung” oder dem Klassiker der
“Fliichtlingswelle” durch politische Parteien kon-
frontiert. Diese Begriffe gehoren in das Reper-
toire eines rechtsextremen Framings von Einwan-
derungspolitik. Wir erwarten von einer sozialdemo-
kratischen Partei, sich nicht an diesem Vokabular zu
beteiligen und eigene Vorschlage auf eine humane
Sprache zu werfen. Wir hoffen, dass wir in Zukunft
eher von “Gewaltmigration” sprechen, und nicht
von “Wirtschaftsfliichtlingen” oder dhnlichem.

Stabilitat fiir die eigenen Mitarbeiter. Diese Pro-
bleme sind stark miteinander verwoben. Der wohl
bekannteste Fall des Versagens einzelner Mitar-
beiter dirfte der Fall des Soldaten Franco A. sein.
Dort wurde ein Deutscher Staatsbiirger als aner-
kannter Gefliichteter aus Syrien anerkannt, ohne
ein Wort arabisch zu sprechen. Zahlreiche marok-
kanische Gefliichtete werden als syrische Gefliich-
tete anerkannt, obwohl die von ihnen gesproche-
nen arabischen Dialekte recht wenige Ahnlichkei-
ten aufweisen. Bei Anhérungen werden Dolmet-
scher eingesetzt, die gar nicht die Sprache des An-
zuhoérenden sprechen. Diese Falle zeigen vor allem
das Problem des BAMF qualifiziertes Personal zu
finden. Das hat auch die Arbeitsbedingungenin den
einzelnen Zweigstellen zu tun. Es werden tausen-
de Menschen mit Jahres bzw. Halbjahresvertragen
eingestellt und diese werden dann nicht verlangert,
sondern wieder neues Personal angeworben. Die-
ses Vorgehen verschlechtert auch die Qualitat der
notwendigen Ubersetzungen, da die prekar arbei-
tenden Ubersetzer*innen in permanenter Konkur-
renz stehen und zu unlauteren Handlungen fiihren
konnen, um ihre Position zu festigen oder die Posi-
tion von Konkurrent*innen zu sabotieren. Unserer
Forderung ist daher die Entfristung von Vertragen.
Dariiber hinaus fordern wir eine Qualitatsoffensi-
ve durch das Einstellen qualifizierten Personals (Re-
gionalwissenschaftlerinnen) und Schulung des be-
stehenden Personals hin zu einer diversen Gesell-
schaft. So wird aus einer Behorde der Abschottung,
eine Behorde des Willkommens.

der Ebene der Kommunen und Stadte stattfinden.
Sie sind die Orte, wo MaRnahmen durchgefiihrt,
Wohnungen gefunden und Arbeit vermittelt wird.
Die Kommunen missen dabei unterstitzt wer-
den und kommunale Entscheidung starker beach-
tet werden.

trotz versagender Nationalstaaten viele Regionen
in Europa gibt, die einer Verteilung von Gefliichte-
ten zustimmen. Ein gutes Beispiel stellt die polni-
sche Stadt Szczecin (Stettin) dar. Dort wird trotz ei-
ner migrationsverweigernden Zentralregierung der
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1 Versuch unternommen Gefliichtete aufzunehmen
2 und diese in die Stadtgesellschaft zu integrieren.
3 Fiir diese regionalen Fille hat Gesine Schwan vorge-
4 schlagen, eine Finanzierung durch die Europdische
5 Union zu ermoglichen, die die Stadte fiir ihre Politik
6 “belohnt”. So entsteht die Moglichkeit ein starkeres
7 Biindnis zwischen progressiven Stadten und Regio-
8 nen aufzubauen, das unabhangig von den Zentral-
9 regierungen ist und somit auch ein demokratische-
10 res Europa bedeuten wiirde.
1 7. Im Verlauf der neuen Asylpakete und auch der 6f-
12 fentlichen Debatte, |asst sich feststellen, dass Asyl-
13 grinde immer mehr in Abrede gestellt werden.
14 Man muss schon eine Oppositionspartei in seinem
15 Heimatland gefiihrt haben, um wirkliches politi-
16 sches Asyl zu bekommen. Viele weiter Griinde, wie
17 die sexuelle Orientierung oder auch religiose Verfol-
18 gungen werden immer weiter zuriickgedrangt und
19 den Asylsuchenden hdchstens der Status “subsidi-
20 ar” zugewiesen. Die Gewaltmigration aus klimati-
21 schen Griinden wird so gut wie gar nicht beachtet,
22 obwohl diese in den nachsten Jahren stark anstei-
23 gen wird. Auch werden die politischen Aktivitaten
24 von z.B. Gewerkschaftlern, die gegen europaische
25 Konzerne kampfen nicht beachtet, obwohl die Po-
26 litik einiger Firmen vor Ort eine Vielzahl von Flucht-
27 griinden erzeugt. Sei es durch eine Wirtschaftspoli-
28 tik, die gezielt afrikanische Markte zerstort, eine Po-
29 litik die Raubbau an den Ressourcen vor Ort durch-
30 fihrt oder auch das Gebaren einzelner Chemiekon-
31 zerne, die ganze Landstriche vergiften.
32
33 A20/11/2018 Annahme (Kein Konsens)
34 01/16
35 DerLandesparteitag mége beschlieBen: (10-1-0)
36
37 Kitaaufnahmezeiten flexibler gestalten!
38  Das Land Berlin soll in stadtischen Kitas eine flexible
39  Aufnahme von Kindern in die Kita auch auBerhalb des
40  bisher iiblichen Zeitraums im August eines jeden Jahres
41 ermoglichen.
42
43  Begriindung
44 Berliner Kitas — stadtisch und privat — nehmen derzeit
45 fast ausschlieBlich Kinder im August eines jeden Jahres
46  auf. Dieser Zeitraum ist gekoppelt an den Schuljahres-
47  beginn und der Ubergang der &lteren Kitakinder in die
48  Schule. Es fiihrt jedoch dazu, dass Kinder, die vor oder
49  nach August geboren wurden, Schwierigkeiten haben,
50 einen Kitaplatz zu finden.
51  FirKinder unter einem Jahr gibt es derzeit wahrend der
52  Elternzeit eines Elternteils keinen Kitagutschein. Das
53  bedeutet, dass Eltern, die 12-14 oder mehr Monate El-
54  ternzeit nehmen, fiir ihre Kinder, die beispielsweise im
55  Dezember geboren wurden, im August keinen Kitaplatz
56  bekommen. Wenn das erste Lebensjahr im Dezember

Seite 39



SPD MITTE ANTRAGE ZUR KDV AM 15.09.2018

1 dannvollendet ist, findet keine Aufnahme mehr statt.
2 Die Konsequenz ist, dass Eltern ihre Elternzeit (unent-
3 geltlich) verlingern missen oder selbst fir eine Uber-
4  gangsbetreuung sorgen miissen. Kinder miissen sich
5 dann nach dem Ubergangzeitraum wieder an eine neue
6  Betreuungssituation gewohnen. Dieser Zustand flihrt
7  zu Stress, der vermeidbar ware, wenn Kitas entweder
8 lber das Jahr hinweg flexibel aufnehmen wiirden oder
9  zumindest1-2 weitere Aufnahmezeiten eingefiihrt wiir-
10 den.
1 Ein triftiger Grund fiir eine auf das Jahr verteilte Auf-
12 nahme aus Sicht der Kitas ist die, dass die zeitlich und
13 personell sehr aufwandigen Eingewo6hnungen dann
14 nicht gebiindelt stattfinden wiirden. Dies wiirde zu ei-
15 ner stressfreieren Atmosphare innerhalb der Kinderta-
16  gesstatten beitragen, was wiederum eine positive Aus-
17 wirkung auf Kinder und Erzieher/innen hatte.
18 A21/11/2018 Ablehnung (Kein Konsens)
19 01/16
20  Der Landesparteitag moge beschlieBen: (4-6-1)
21
22 Beitragsbemessungsgrenze in der Sozialen Pflegeversi-
23 cherung anheben
24 Die Beitragsbemessungsgrenze in der Sozialen Pfle-
25  geversicherung soll von 4.425 Euro auf 6.500 Euro im
26  Monat angehoben werden.
27
28  Begriindung
29  AlsSPD setzen wir uns dafiir ein, dass alle Pflegebediirf-
30 tigen gut versorgt und alle Pflegefachkrafte anstandig
31  bezahlt werden.
32 Dadie Zahl der Pflegebediirftigen stetig wachst werden
33 vermutlich bereitsim Jahr 2019 die Beitragssatze der So-
34  zialen Pflegeversicherung erneut um 0,2 Prozentpunk-
35 te steigen. Derzeit liegt die Beitragsbemessungsgren-
36  ze in der Sozialen Pflegeversicherung bei einem versi-
37  cherungspflichtigen Monatseinkommen von 4.425 Eu-
38  ro (Brutto). Wiirde man die Beitragsbemessungsgren-
39  ze auf 6.500 Euro (Brutto) und damit auf den Wert der
40  gesetzlichen Rentenversicherunganheben, kdnnte man
41  die zu erwartenden Ausgaben der Sozialen Pflegeversi-
42  cherung ohne Beitragssatzsteigerungen finanzieren.
43  Es ist nicht nachzuvollziehen, warum Besserverdienen-
44  de nicht ebenso stark wie in der gesetzlichen Renten-
45  versicherung zur solidarischen Finanzierung der Sozia-
46 len Pflegeversicherung herangezogen werden. Langfris-
47  tigsind uberdie oben genannte MaRnahme hinaus wei-
48  tere MaBnahmen nétig, um die Finanzgrundlage der So-
49  zialen Pflegeversicherung zu verbreitern. Dazu gehort
50 die Abschaffung des Uberteuerten ,Pflege-Bahrs®, so-
51  wiedie Auflésung des unsinnigen Pflegevorsorgefonds.
52 Wir wollen eine Pflege-Biirgerversicherung kombiniert
53  mit einer Pflegevollversicherung durchsetzen.
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A22/11/2018

01/16 und PG Europa Mitte

Der Landesparteitag moge beschlieBen:
Der Bundesparteitag moge beschliefen:

Exzessive wirtschaftliche Ungleichgewichte in der EU
bekdmpfen!

Die SPD formuliert als Ziel fiir ihr Wahlprogramm zur
Europawahl 2019 die Starkung einer demokratisch kon-
trollierten und nachhaltig koordinierten europdischen
Wirtschaftspolitik. Dazu gehoren:

1. Der Ausbau des Verfahrens zur Uberprifung Ma-
krookonomischer Ungleichgewichte
2. Die Anpassung der Zielvereinbarungen zu Defizi-

ten und Uberschiissen im européischen Semes-
ter im Sinne ausgewogener Leistungsbilanzen der
Mitgliedstaaten. Dazu gehort auch eine Uberpri-
fung der Asymmetrie zwischen zulassigen 6% Uber-
schiissen und 4% Defiziten.

Begriindung

Seit 2011 verfiigt die Europdische Union (EU) iiber ein

Verfahren zur Uberpriifung und Korrektur von makro-

6konomischen Ungleichgewichten, dem Makrookono-

mischen Ungleichgewichtsverfahren (englisch: Macro-

economic Imbalance Procedure, MIP). Das Verfahren

dient zur Pravention und Korrektur von risikobehafte-

ten makrookonomischen Entwicklungen, wie z.B. ho-

hen Leistungsbilanzdefiziten, libermaRiger Privatver-

schuldung oder Immobilienblasen. Ziel des Verfahrens

ist es, volkswirtschaftliche Ungleichgewichte in der EU,

insbesondere im Euroraum, entgegenzuwirken.

Das MIP wurde im Rahmen des sogenannten Sixpack
beschlossen und stand insbesondere im Licht der anhal-
tenden Staats- und Schuldenkrise in Stideuropa. In der
Folge lag das Hauptaugenmerk auf Richtlinien, die einer
hohen Verschuldung und der Vermeidung von Defiziten
zum Ziel hatten. In diesem Sinne sind z.B. im Rahmen
der Leistungsbilanzen der Mitgliedstaaten unterschied-
liche Indikatoren vereinbart worden: Wahrend Uber-
schiisse im Drei-Jahres-Durchschnitt bis zu 6% betragen
dirfen, sind Defizite auf maximal 4% beschrankt. Da-
bei wird stiickweit auBer Acht gelassen, dass auch tiber-
maRige Uberschisse ein volkswirtschaftliches Gleich-
gewicht in der EU gefdhrden. Ein gutes Beispiel dafiir
liefert der deutsche Leistungsbilanziiberschuss.

Nachdem er in den letzten Jahren immer weiter an-
gestiegen ist, betrug der deutsche Leistungsbilanz-
liberschuss 2016 exorbitante 8,6 Prozent unserer Wirt-
schaftsleistung. Einerseits spricht diese Entwicklung fiir
die Exporterfolge deutscher Unternehmen und ihrer Be-
schaftigten, andererseits stellt sie ein Problem dar, weil
die Leistungsbilanziiberschiisse der einen Lander not-
wendigerweise die -defizite der anderen Lander sind;
das heiRt, wihrend Uberschussldnder auslandische Ver-

mogenspositionen aufbauen, verschulden sich Defizit-
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lander im Ausland. Dieser Trend ist besonders im euro-
pdischen Binnenraum zu beobachten, wo Kapital, Wa-
ren und Dienstleistungen keinen Grenzen unterliegen.
Im Rahmen der gemeinsamen Wahrung Euro verstarkt
sich die Wechselwirkung zusatzlich.

Zwar befindet sich die EU aktuell in einer Zeit des
wirtschaftlichen Aufschwungs. Strukturelle Ungleich-
gewichte in den europdischen Volkswirtschaften ver-
hindern aber einerseits die Entwicklung von Resili-
enz gegen zukiinftige Krisen und férdern andererseits
Wohlstandsgefalle innerhalb der EU und des Euro-
raums, welche die politische Stabilitdt der Union unter-
graben.

Langfristig kann dieser Schwierigkeit nur im Rahmen
einer demokratisch kontrollierten europaischen Fiskal-
union entgegengetreten werden, die mithilfe einer ech-
ten europaischen Wirtschaftspolitik den Ungleichge-
wichten in der EU Rechnung tragt. Kurzfristig jedoch
muss sich insbesondere die europdische Sozialdemo-
kratie fiir einen Ausgleich zwischen den Volkswirtschaf-
ten der Union einsetzen. Hierzu kdnnte der Ausbau und
die Anpassung des MIP einen wichtigen Schritt darstel-
len.

26
27
28
29
30

31
32
33
34
35
36
37
38
39
40
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42
43
44
45
46
47
48
49
50

51
52
53
54
55
56

A23/11/2018

01/16 und PG Europa Mitte

Der Landesparteitag moge beschlieRen:
Der Bundesparteitag moge beschlieRen:

Europdische Sdule Sozialer Rechte effektiv umsetzen!
folgenden Antrag zwecks Aufnahme in das Programm
der SPD fiir die Europawahl 2019 zu verabschieden:

Die SPD setzt sich fiir eine europaweite und rechtsver-

bindliche Umsetzung der Grundsatze aus der Europai-

schen Saule Sozialer Rechte (ESSR) ein. Zentrale Voraus-
setzungen dafiir sind:

- die zeitnahe Erarbeitung einer roadmap durch die
Europaische Kommission, die konkrete erste Mal3-
nahmen der Mitgliedstaaten zur Umsetzung der
ESSR aufzeigt.

« die Aufforderung an die Mitgliedstaaten, im Rah-
men dieser roadmap in einem partizipativen Pro-
zess unter Beteiligung von Sozialpartnern und Zi-
vilgesellschaft nationale Umsetzungsplane zu erar-
beiten.
die Einfiihrung eines Uberprifungsmechanismus
zur Kontrolle der nationalen Umsetzungsplane der
ESSR.

+ eine dauerhafte Ubernahme ausgewahlter Indika-
toren aus dem sozialpolitischen-scoreboard in die
Uberpriufungsmechanismen des Européischen Se-
mesters.

Begriindung
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Am 17. November 2017 haben Vertreter*innen des
Europdischen Parlaments, des Rates der Europadischen
Union und der Europdischen Kommission in Géteborg
feierlich die Europdische Saule Sozialer Rechte (ESSR)
proklamiert. Die ESSR zielt auf den Aufbau eines ,inklu-
siven und nachhaltigen Wachstumsmodells®, in dem
der ,soziale Zusammenhalt“ gestarkt wird (s. Praambel
ESSR). Dazu formuliert sie zwanzig sozialpolitische
Grundsatze, u.a. das Recht von Arbeitnehmer*innen
auf gerechte Entlohnung und angemessene Mindest-
I6hne oder das Recht auf ein sicheres Arbeitsumfeld (s.
Riickseite).

Die Proklamation der ESSR ist jedoch rechtlich nicht ver-
bindlich und begriindet nur eine politische Selbstver-
pflichtung der Mitgliedstaaten, die verankerten Ziele in
ihre Sozialgesetzgebung zu tiberfiihren. Da Sozialpolitik
nur bedingt in den Gesetzgebungsrahmen der EU fallt,
sind die Mitgliedstaaten damit Hauptverantwortliche
in der Umsetzung der ESSR.

Gerade dem Bereich Sozialpolitik kommt aktuell eine
zunehmend wichtige Rolle zu: Viel zu spat hat sich die
Einsicht verbreitet, dass die Konsequenzen der Spar-
und Austeritatspolitik der letzten Jahre oft handfeste
Europaskepsis und nationale Ressentiments waren. Da-
bei waren es die Mitgliedstaaten selber, insbesondere
die Bundesrepublik, die sich gegenseitig ohne Riicksicht
auf soziale Einschnitte SparmaBnahmen verordnet und
die Schuld dafiir der Europdischen Union zugeschoben
haben.

Damit wird die Umsetzung einer europdischen Sozi-
alunion, wie sie die SPD schon in ihrem Europawahl-
programm 2014 gefordert hat, umso essenzieller: Ei-
nerseits, um den drangenden sozialen Herausforderun-
gen innerhalb der Union zu begegnen, andererseits, um
sich der generellen Skepsis gegentiber dem Friedenspro-
jekt Europa proaktiv entgegenzustellen. Mit der ESSR
haben die europaischen Institutionen 2017 erste politi-
sche Rahmenlinien fiir diese Sozialunion verabschiedet.
Ob sie jedoch tatsachlich eine sozialere EU begriinden
kann, wird von den Umsetzungsanstrengungen in den
nachsten Jahren abhangen.

Die Grundsatze der europadischen Saule sozialer Rechte
im Uberblick

Anm.: In der folgenden Aufzdhlung steht ist die mann-
liche Form nicht geschlechtsspezifisch gemeint.

Kapitel I: Chancengleichheit und Arbeitsmarktzugang
1. Recht aller Menschen auf allgemeine und berufliche
Bildung und lebenslanges Lernen.

2. Gewabhrleistung der Gleichstellung der Geschlechter,
etwa bei Erwerbsbeteiligung und Beschaftigungsbedin-
gungen.

3. Recht aller Menschen auf Chancengleichheit unab-
hangig von Geschlecht, Rasse oder ethnischer Herkunft,
Religion oder Weltanschauung, Behinderung, Alter oder
sexueller Orientierung, etwa bei Beschaftigung und So-
zialschutz.

4. Recht aller Menschen auf aktive Unterstitzung
fir Beschaftigung, etwa Verbesserung der Beschafti-
gungsaussichten, WeiterbildungsmaRnahmen fiir jun-
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1 ge Menschen und Unterstiitzung fiir Arbeitslose.
2 Kapitel lI: Faire Arbeitsbedingungen
3 5. Recht von Arbeitnehmern auf sichere und anpas-
4  sungsfahige Beschaftigung, etwa faire Arbeitsbedin-
5 gungenunter Gewahrleistung der notwendigen Flexibi-
6 litat fir Arbeitgeber und Erleichterung der beruflichen
7  Mobilitat.
8 6. Recht von Arbeitnehmern auf gerechte Entlohnung
9 und angemessene Mindestlohne zur Sicherung eines
10 angemessenen Lebensstandards.
11 7.Recht von Arbeitnehmern auf Unterrichtung tiber Be-
12 schaftigungsbedingungen und Kiindigungs-schutz.
13 8.Pflichtder EU und der Mitgliedstaaten zur Einbindung
14 und Forderung der Sozialpartner sowie Recht von Ar-
15 beitnehmern auf Unterrichtung und Anhérung zu den
16  fiir sie relevanten Fragen.
17 9. Recht von Arbeitnehmern auf Vereinbarkeit von Be-
18 rufs—und Privatleben
19  10.Recht von Arbeitnehmern auf ein gesundes, sicheres
20  und geeignetes Arbeitsumfeld und Datenschutz.
21 Kapitel lll: Sozialschutz und soziale Inklusion
22 11.RechtvonKindern auf Betreuung und Unterstiitzung,
23 etwa hochwertige, bezahlbare friihkindliche Bildung.
24 12.Rechtvon Arbeitnehmern auf angemessenen Sozial-
25  schutz unabhangig vom Beschaftigungsverhaltnis.
26  13.Rechtvon Arbeitslosen auf angemessene Unterstiit-
27  zungund Leistungen bei Arbeitslosigkeit.
28  14. Recht von Bediirftigen auf angemessene Mindest-
29  einkommensleistungen.
30 15. Recht von Arbeitnehmern auf angemessene Alters-
31 einkinfte und Ruhegehalter.
32 16. Recht aller Menschen auf rechtzeitige, hochwertige
33 und bezahlbare Gesundheitsvorsorge und Heilbehand-
34 lung.
35 17.Recht von Menschen mit Behinderungen auf Inklusi-
36 on.
37 18. Recht aller Menschen auf bezahlbare, hochwertige
38 und wohnortnahe Langzeitpflege.
39  19. Gewahrleistung von Zugang zu Wohnraum und von
40  Hilfe fiir Wohnungslose.
41  20. Recht aller Menschen auf Zugang zu essenziel-
42  len Dienstleistungen, etwa Wasser- und Energieversor-
43 gung, Verkehr, Finanzdienste und digitale Kommunika-
44  tion.
45  A24/11/2018 Noch nicht votiert
46  01/17
47  DieKreisdelegiertenversammlung moge beschlieBen:
48
49  Ergdnzungsantrag zum Antrag: Gemeinwohl vor Profit-
50 streben—Fiireinen anderen Umgang mit Grund und Bo-
51  den
52 Viertens: Transparenz iiber Eigentumsverhaltnisse —
53  Wem gehoren Boden und Immobilien?
54 Der Boden- und Immobilienmarkt ist intranspa-
55  rent. Wir miissen aber wissen, wie die Besitzverhaltnis-
56  se aussehen,um diese andern konnen. Wir brauchen
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Transparenz in einem Markt, von dem unklar ist,
wie er strukturiert ist. Im europaweiten Vergleich
gehoren die Grundbuchdmter in Deutschland zu
den verschlossensten. Wir  wissen aktuell nichtim
Detail, wem der Boden gehort. Wir wollen, dass je-
de*r die Besitzverhaltnisse bei den Grundbuchdmtern
erfragen kann und nicht nur die, die ein sogenanntes
berechtigtes Interesse haben. Dabei sollen nur die
Eigentumsverhaltnisse, aber nicht Vermdégens- oder
Schuldverhaltnisse eingesehen werden konnen; das
soll weiterhin nur bei einem berechtigten Interesse
zulassig sein. Wir wollen auch, dass der Eintrag einer
Briefkastenfirma durch Informationen liber die wahren
Eigentlimer*innen, den sogenannten wirtschaftlich Be-
rechtigten, begleitet wird und von allen Biirger*innen
abgefragt werden kann.

18
19
20
2
2
23
24
25
26
27
28
29
30
31
32
33
34
35
36
37
38
39
40
4
42
43
44
45
46
47
48
49
50

51
52
53
54
55
56

A26/11/2018
01/23
Der Landesparteitag moge beschlieRen:

Die Zukunft liegt im Volkspark Fiir ein Sonderprogramm
anldsslich des 100. Jahrestages der Einheitsgemeinde
Berlin

Wir als SPD Berlin bekennen uns zur der Idee des
Volksparks als Ort fiir Freizeit, Sport und Naherho-
lung. Nach vielen Jahren begrenzter finanzieller Mog-
lichkeiten wollen wir in unsere Griinanlagen und Par-
kinfrastruktur investieren. Daher fordern wir die sozi-
aldemokratischen Mitglieder des Abgeordnetenhauses
und des Senats auf, im Rahmen des Doppelhaushal-
tes 2020/2021 ein Sonderprogramm zur Sanierung der
Volksparks aufzulegen und die Mittel zur bezirklichen
Unterhaltung entsprechend aufzustocken.

Im Rahmen des Sonderprogramms orientieren wir
uns an der Verwirklichung der urspriinglichen Idee
des Volksparks. Dem Sonderprogramm ist daher ein
Konzept zugrunde zu legen, das unter friihzeitiger Bir-
ger*innenbeteiligung erarbeitet wird und die historisch
gewachsenen Anlagen mit modernen Freizeit- und
Sportbediirfnissen in Einklang bringt. Denn: Es sollen
Parks fiir alle Menschen bleiben.

Begriindung

Im Nachgang zur Bildung der Einheitsgemeinde (GroR-
)Berlin zum 01. Oktober 1920 entstandenen zwischen
den Jahren 1920 und 1930 in Berlin eine Reihe von Volks-
parks in der Stadt, die in den beengten Wohnvierteln
der Naherholung breiter Schichten der Bevélkerung
dienen sollten. Sie wurden unter der MalRgabe geschaf-
fen, der urbanen Bevélkerung einen Zugang zur Natur
und Orten der gemeinsamen Erholung zu gewahren.
In einer Metropole wie Berlin besitzen die Volksparks
auch heute noch viele wichtige Funktionen. Sie sind
Orte des Austausches und der Begegnung. Sie sind
Orte fiir Freizeit, Sport und Naherholung. Treffpunkt
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fir die Menschen im umliegenden Kiez. Sie nehmen
die Bediirfnisse der Menschen nach Begegnungs- und
Bewegungsraumen auf besondere Weise in den Blick.
Viele dieser Anlagen weisen einen erheblichen Sanie-
rungsbedarf auf, der im Regelfall mit den Mittel der be-
zirklichen Unterhaltung und Investition nicht mehr dar-
zustellen ist.
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A28/11/2018
01/23
Der Landesparteitag moge beschlieRen:

Sozial- und Erziehungsberufe deutlich aufwerten und
Einkommen von Berliner Erzieher*innen und Sozialpad-
agog*innen verbessern! Soziale Berufe attraktiver ma-
chen!

Der sozialdemokratischen Mitglieder des Senats wer-
den aufgefordert, sich in den Tarifverhandlungen fiir
den offentlichen Dienst der Lander fiir eine deutlich
bessere Bezahlung der Beschaftigten im Sozial- und Er-
ziehungsdienst einzusetzen.

In diesem Sinne soll der Senat als Mitglied der Tarifge-
meinschaft der Lander (TV-L) die Initiative fir den Ab-
schluss einer neuen tarifvertraglich geregelten Eingrup-
pierung der Sozial- und Erziehungsberufe ergreifen. Ziel
muss es sein, den Berufsstand entsprechend den ge-
wachsenen Anforderungen und der groBen Verantwor-
tung der padagogischen Fachkrafte aufzuwerten und
die Bezahlung entsprechend zu verbessern.

Dariiber hinaus soll der Senat alle Moglichkeiten aus-
loten, wie unter Nutzung der Erfahrungen Hamburgs
andere Wege beschritten werden kénnen, um fiir Fach-
krafte des Sozial- und Erziehungsdienstes in Berlin die
Differenz zwischen TVL und TVOD SuE zu liberwinden.
Dariiber hinaus werden die sozialdemokratischen Mit-
glieder des Senats aufgefordert, durch Regelungen im
KitaF6G und in den Rahmenvereinbarungen sicherzu-
stellen, dass auch die freien Trager der Jugendhilfe ver-
pflichtet werden, die 6ffentlichen Mittel fiir Personal-
kosten zweckgebunden analog zu den Entgelten im TV-
L an die Erziehrinnen und Erzieher weiter zu geben.
Der Fachkraftemangel darf die beschlossenen und nicht
umgesetzten Verbesserungen des Betreuungsschliis-
sels (3,75im August 2019 fiir U3) nicht geféhrden. Die so-
zialdemokratischen Mitglieder des Senats werden auf-
gefordert, MaBnahmen zu entwickeln, wie mittelfristig
ein Personalschliissel von 1 zu 3 im U3-Bereich und in
Kindergarten von 1zu 7,5 erreicht werden kann.
Dariiber hinaus fordern wir die sozialdemokratischen
Mitglieder des Senats auf, sich fiir gerechte Lohne der
Sozialpadagog*innen in Landesforderprogrammen ein-
zusetzen: Sozialarbeitenden/Sozialpadagog*innen, die
sich in einem durch eine Landesférderung ergeben-
dem Beschaftigungsverhaltnis befinden, soll die Ent-
geltgruppenzulage in vollem Umfang von den Tragern
gewahrt werden, wenn die betroffenen Personen sozi-
alpadagogische Aufgaben ausiiben. Dies muss sicher-
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1  gestellt werden, auch wenn eine Beschaftigung dieser

2 Berufsgruppe nicht explizite Voraussetzung in den For-

3 derbedingungen des Landesprogrammes ist.

4

5

6  Begriindung

7  Erfolgt miindlich.

8 A30/11/2018 Annahme (Kein Konsens)
9 01/23
10  Der Landesparteitag moge beschlieBen: (9-1-1)
n

12 Berlins Verwaltung muss vielféltiger werden!

13 Eine Gesellschaft ist so offen, wie ihre Institutionen es
14 sind. Gerade 6ffentliche Einrichtungen in einer vielfalti-
15 gen Gesellschaft haben die besondere Verantwortung,
16  die Breite der Einwanderungsgesellschaft in Deutsch-
17 land widerzuspiegeln. Die berufliche Zukunft beim Land
18  Berlin ist immer weniger eine Frage der Herkunft. Dies
19  zeigen die Ergebnisse der aktuellen Befragung: 27,2 %[1]
20  aller neueingestellten Auszubildenden im Offentlichen
21  Dienst und in den Berliner Unternehmen mit Landes-
22 beteiligung haben einen Migrationshintergrund. Das ist
23 erneut ein Anstieg gegentiiber dem Vorjahr.
24 Ein genauer Blick auf die Zahlen macht jedoch deutlich,
25 wie das Land als Arbeitgeber weiter hinter seinem ei-
26 genen Anspruch bleibt, eine diverse, vielfdltige Stadt zu
27  sein: mehr als ein Drittel der neuen Auszubildenden im
28  Offentlichen Dienst wurden bei der Polizei Berlin einge-
29  stellt. Ohne die Polizei lage der Anteil fiir Berlin insge-
30 samt nur bei 16,5 %.

31  Noch alarmierender ist das Ergebnis einer Pilotstudie
32 von Citizen of Europe[2], die den Anteil von Vielfalt in
33  der Berliner Verwaltung analysiert hat: 92% der Fih-
34 rungspersonen in der Berliner Verwaltung sind weif$[3].
35 Die rot-rot-griine Landesregierung in Berlin nimmt sich
36  der Herausforderungen, die weiterhin gerade fiir Ju-
37 gendliche mit Migrationshintergrund und sozialer Be-
38  nachteiligung im Zugang zu Arbeitspositionen in der
39  Verwaltung besteht, an. Zurzeit entwickelt sie ein Lan-
40  desantidiskriminierungsgesetz (kurz LADG). Es ist das
41  erste seiner Art in Deutschland. Das geplante Gesetz
42  soll das bereits auf Bundesebene bestehende Allgemei-
43 ne Gleichbehandlungsgesetz (AGG) erganzen und ver-
44  bessern. Vor allem die Berliner Verwaltung soll dabei
45  fur Diskriminierungserfahrungen sensibilisiert werden.
46  Oberste Prioritdat muss es sein, Chancengleichheit her-
47  zustellen und durchzusetzen.
48  Indiesem Rahmen soll ein Landesprogramm ,Diversity“
49  auf den Weg gebracht werden, was im Antidiskriminie-
50 rungsgesetz verankert ist. Dort sollen Instrumente ge-
51  schaffen werden, z.B. zu Personalgewinnung oder Per-
52 sonalentwicklung, die es ermdglichen, dass die Verwal-
53  tungin Zukunft eine breite Vielfalt unserer Gesellschaft
54  widerspiegelt.

55  Doch um zu uberpriifen, ob diese verschiedensten In-
56  strumente greifen, brauchen wir Evidenz in Form von

Seite 47



O 00340 UV & WN

vi D D H S NN H W w w w W w w N N N NN NN N = _ _
MU S s A P 200 YRy uwdoRldNERREYNND ORI rES=0

SPD MITTE ANTRAGE ZUR KDV AM 15.09.2018

erhobenen Zahlen zu der Reprasentanz von Vielfalt auf
allen Positionsebenen der Berliner Verwaltung. Die Stu-
die ,Diversitat in 6ffentlichen Einrichtungen® zeigt, es
ist moglich, alle Dimensionen des Allgemeinen Gleich-
behandlungsgesetzes zu erheben. Die Studie zeigt zu-
dem, dass es bei einer Erhebung nicht nur um die Er-
fassung von Menschen mit Migrationshintergrund ge-
hen darf. Vielmehr muss der Anteil von Menschen, der
sich rassistischer Diskriminierung ausgesetzt sieht und
dabei nicht zwangslaufig einen Migrationsanteil haben
muss, offen dargelegt werden. Es in diesem Zusammen-
hang wichtig, zur Erhebung von rassistischer Diskrimi-
nierung Personen nach Selbst- und Fremdzuschreibung,
nach der Haufigkeit von Diskriminierungserfahrungen
und den vermuteten Griinden bzw. Bezugspunkten der
Diskriminierung zu fragen.

Daher fordern wir die sozialdemokratischen Senatsmit-
glieder und SPD Fraktion im Abgeordnetenhaus auf,
sich dafiir einzusetzen, dass

1. regelmaRig eine reprasentative Erhebung erfolgen
muss, die die Vielfalt in der Verwaltung misst. Dies
muss gesetzlich verankert sein.

2. Daten zu rassistischer Diskriminierung nicht nur in
der Berliner Verwaltung, sondern z.B.auch im Hoch-
schulbereich, in den Schulen, in den Kitas, dem Ab-
geordnetenhaus, etc. erfasst werden muissen.

3. dieses Antidiskriminierungs- und Gleichstellungs-
datenmonitoring sowohl innerhalb der Verwaltung
als auch von externen Akteur*innen erfolgt. Die-
ses Monitoring muss in das Landesantidiskriminie-
rungsgesetz oder Partizipations- und Integrations-
gesetz mit aufgenommen werden.

[1] Seit 2006 erhebt BQN Berlin, das Berufliche Qualifi-
zierungsnetzwerk fir Migrantinnen und Migranten in
Berlin, jahrlich den Anteil der neu eingestellten Auszu-
bildenden mit Migrationshintergrund im Offentlichen
Dienst, und seit 2010 auch bei den Betrieben mit Lan-
desbeteiligung.

Die Statistik basiert auf einer Datenerhebung, die im
Rahmen von Berlin braucht dich! durchgefiihrt wird.

[2] Aikins, Joshua Kwesi; Bartsch, Samera; Gyamerah,
Daniel; Wagner, Lucienne (2018): ,,Diversitat in &ffentli-
chen Einrichtungen. Antidiskriminierungs- und Gleich-
stellungsdaten in der Praxis — Ergebnisse einer Piloter-
hebung unter Flihrungskraften der Berliner Verwaltung
und landeseigenen Unternehmen” Vielfalt entscheidet
— Diversity in Leadership, Citizens For Europe (Hrsg.),
Berlin.

[3] WeiR ist bewusst kursiv geschrieben, um deutlich zu
machen, dass es sich um eine politische Beschreibung
und nicht um eine Farbbezeichnung handelt.
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A31/11/2018
AG Migration und Vielfalt
Der Landesparteitag moge beschlieBen:

»Wer nicht gezahlt wird, zahlt nicht“ — Erhebung von
Grunddaten im Antidiskriminierungs- und Gleichstel-
lungskontext

Wir fordern den SPD-Landesvorstand auf, eine Erhe-
bung unter den Genoss*innen der SPD Berlin mit dem
Ziel vorzunehmen, Antidiskriminierungs- und Gleich-
stellungsdaten zu erheben. Dabei geht es nicht nur um
die Erhebung des Migrationshintergrundes, sondern
die Feststellung rassistischer Diskriminierungserfah-
rungen.

Begriindung

Es fehlen zuverldssige Daten (iber Diskriminierung
in der Einwanderungsgesellschaft. Fiir die Erfassung
der Vielfalt in der Einwanderungsgesellschaft wird
vor allem der Migrationshintergrund herangezogen.
Diese ist nicht unbedingt deckungsgleich mit der in-
dividuellenethnischen Selbst- und Fremdverortungen,
sondern ein statistisches Konstrukt des Statistischen
Bundesamtes. Was der Migrationshintergrund nicht
verrat, sind zum Beispiel Nachkommen der ehemaligen
Einwanderer*innen in der 3. und 4. Generation. Das
heiBt, der Migrationshintergrund gibt nur bedingt Aus-
kunft Gber die Vielfalt in der Gesellschaft und dartiber,
ob jemand diskriminiert und benachteiligt wird.

Seit 2005 umfasst der Migrationshintergrund Men-
schen mit familidrer Einwanderungsgeschichte der 1.
oder 2. Generation. Die Definition des Statistischen
Bundesamtes lautet: ,,Eine Person hat dann einen Mi-
grationshintergrund, wenn sie selbst oder mindes-
tens ein Elternteil nicht mit deutscher Staatsangeho-
rigkeit geboren ist. Zu den Personen mit Migrations-
hintergrund gehdren im Einzelnen Auslander, (Spat-
)Aussiedler und Eingebiirgerte. Ebenso dazu gehédren
Personen, die zwar mit deutscher Staatsangehorigkeit
geboren sind, bei denen aber mindestens ein Elternteil
Auslander, (Spat-)Aussiedler oder eingebiirgert ist.

Im Einwanderungsland USA ist es aus gleichstellungs-
politischen Griinden gangig, ethnische Selbst- und
Fremdzuschreibungen wie auch Diskriminierungser-
fahrungen zu erheben. Der Kreisvorstand der AG Migra-
tion und Vielfalt in der SPD Berlin — Mitte empfiehlt, sol-
che Daten fiir die SPD Berlin erheben zu lassen.
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A32/11/2018

AG Migration und Vielfalt

Der Landesparteitag moge beschlieBen:
Der Bundesparteitag moge beschliefen:

Fiir ein gerechtes und progressives Einwanderungsge-

setz

Forderungen:

Wir fordern die SPD auf, sowohl innerhalb als auch

auBerhalb der Regierung, weiterhin fiir ein gerechtes

und progressives Einwanderungsgesetz zu kampfen.

Dieses muss, um vollstandig und seiner Wichtigkeit an-

gemessen zu sein, Folgendes beinhalten:

« Die Vorschlage, die im Gesetzentwurf der SPD-
Bundestagsfraktion schon enthalten sind, namlich
das Punktesystem nach kanadischen Vorbild
mit einer Berilicksichtigung auch fiir Nicht-
Akademiker*innen, die Erlaubnis, die Kernfamilie
mitzubringen und die MalRnahmen gegen Lohn-
dumping, sind wichtig und sollen weiterhin
erkdmpft werden.

« AulRerdem muss sichergestellt werden, dass Auf-

enthaltstiteln nicht an bestimmten Arbeitsvertrage
gekniipft werden, denn das fiihrt zu einer Situati-
on, in der Arbeitnehmer*innen durch ihre prekare
Situation durch Arbeitgeber*innen erpressbar wer-
den.
Erforderlich ist auch eine Verbesserung der An-
erkennung von ausldndischen Berufsabschliissen
und eine breitere Berlicksichtigung von informell
erworbenen Kenntnisse.
« Ein Einwanderungsgesetz muss sich auch mit der
globalen Ungerechtigkeit befassen, die, jenseits
von Fluchtgriinden, die grof3te Ursache fiir Migra-
tionswiinsche sind. Es ist die humanitare Verant-
wortung von den reichsten Staaten wie Deutsch-
land ihr entgegenzuwirken: durch mehr Entwick-
lungszusammenarbeit, internationale Friedenspo-
litik und einer gerechten Handelspolitik.

Migration hat auch gravierende Folgen fiir Entwick-

lungslander, die dabei ihre schon nicht ausreichen-

den ausgebildeten Fachkrafte verlieren. Durch Part-
nerschaften mit Hauptherkunftsldndern muss da-
fiir gesorgt werden, dass die Konsequenzen dieses
sogenannten Braindrains kompensiert werden. Die

Méglichkeit der Riickwanderung muss auch immer

bestehen, und einmal erworbene Aufenthaltstitel

diirfen dafiir nicht einfach verloren gehen, wenn

Einwander*innen fiir eine Zeit lang in ihre Heimat

zurlickkehren. Wichtig ist auch, dass eine Portabi-

litdt der erworbenen Renten- und Sozialversiche-
rungsanspriiche moglich sein muss.

« Von nicht weniger groRer Bedeutung ist die global
verbreitete Ungleichheit zwischen Mannern und
Frauen. Der ungleiche Zugang zu Bildung wird dazu
fuhren, dass mehr Manner als Frauen die Kriterien
des Punktesystems erfiillen werden. MaRnahmen
gegen dieses Ungleichgewicht miissen auch unbe-
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dingt Teil eines Einwanderungsgesetzes sein.

« Um ein diskriminierungsfreien, gerechten und sei-
ner Zeit entsprechendem Einwanderungssystem zu
gestalten, muss ein Einwanderungsgesetz auch Zu-
wanderungschancen fiir Menschen, die nicht die
Kriterien des Punktesystems erfiillen, ermdglichen.
Ein Weg dorthin ist, nicht nur die Arbeitszuwan-
derung, sondern auch die Bildungs- und Qualifizie-
rungszuwanderung besser zu gestalten.

« Dazu fordern wir ein einheitliches Online-
Bewerbungssystem fiir das Auslandsstudium
in Deutschland, eine Vereinfachung und Ver-
besserung der Anerkennung von auslandischen
Schulabschliissen und Hochschulzugangsberechti-
gungen, reguldren Anspruch fiir Einwander*innen
auf staatliche Leistungen wie BAf6G oder Grundsi-
cherung und einen Rechtsanspruch auf freiwillige
Integrations- und Sprachkurse.

« Fur alle Einwander*innen ist es wichtig, dass Ih-
nen Informationskanale und Beratungsmoglichkei-
ten zur Verfligung gestellt werden, die in einfacher
Form aus den Herkunftslandern zuganglich sein
sollen.

« Wichtiger Teil des kanadischen Modells ist die
intensive Integrationsarbeit und auch hier in
Deutschland miissen Programmen und MaRnah-
men die Moglichkeiten zur gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Teilhabe erweitern. Dazu gehort
auch eine Revision des Wahl- und Staatsangeho-
rigkeitsrechts.

« Um die notwendigen Kosten der Implementierung
aller MaRnahmen, die mit einem solchen Einwan-
derungsgesetz verbunden sind, mindestens teil-
weise zu decken, werden deutschen Unternehmen,
die von der Zuwanderung profitieren werden, auch
ihren Beitrag leisten miissen.

« Und als Letztes: Ein Einwanderungsgesetz muss
auch Einwanderungsgesetz heifen. Im heutigen
Zustand unserer Demokratie muss die Politik auch
zeigen, dass sie die Antworten auf die wichtigen
Fragen der Zeit hat, und so ein umfangreiches Ge-
setz ware ein wichtiges Zeichen dafiir.

Begriindung

Die Bundesregierung hat angekiindigt, dass ein Fach-
kraftezuwanderungsgesetz noch in diesem Jahr von In-
nenminister Horst Seehofer vorgestellt wird. Grundla-
ge dafiir ist der im Koalitionsvertrag vereinbarte Kom-
promiss, ein ,Regelwerk zur Steuerung von Zuwande-
rung in den Arbeitsmarkt, [...] das sich am Bedarf unse-
rer Volkswirtschaft orientiert” zu erarbeiten.

Ein solches Gesetz ist wichtig und notwendig, da die
deutsche Wirtschaft immer mehr ausgebildete Fach-
krafte braucht und sich die jetzige Einwanderungsbiiro-
kratie auch seit Langem als viel zu komplex und ineffi-
zient erwiesen hat. Die Notwendigkeit eines derartigen
Gesetzes ist aber schon so selbstverstandlich, dass so-
gar Teile der extremen auslanderfeindlichen Rechten es
unterstiitzen.

Wir als Sozialdemokraten miissen fiir mehr kampfen.
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1 Unser Ziel darf nicht nur eine den Arbeitgebern dienen-
2 den Fachkraftesicherung sein. Wirklich zufrieden diir-
3 fen wir nur mit einem Einwanderungsgesetz sein, und
4  zwareins, das den gesamten Prozess der Einwanderung
5 in einer gerechten sowie solidarischen Weise umfasst,
6 und in dem die Menschen, nicht die 6konomischen Er-
7  wagungen, im Zentrum stehen.
8 Teil einer Koalition zu sein, bedeutet Kompromisse zu
9 akzeptieren. Das sollte aber die SPD nicht davon abhal-
10 ten, eine eigene Position zu so einem wichtigen The-
1 ma zu erarbeiten und intern zu diskutieren. Rein sozial-
12 demokratische Losungen miissen weiterhin Teil der 6f-
13 fentlichen Debatte sein, dafiir missen sie aber in der
14 Partei entwickelt und debattiert werden. Wir diirfen
15  nichtzulassen, dass die nach lange und harte Diskussio-
16 nen mit CDU/CSU erreichten Kompromisse als die Po-
17 sitionen unserer Partei wahrgenommen werden. Wenn
18  diese unzureichend sind, dann miissen wir weiterhin in
19  der Offentlichkeit fiir unsere Ideen kimpfen, und zwar,
20  bis sie komplett durchgesetzt wurden.
21 A33/11/2018 Annahme (K)
22 AG Migration und Vielfalt
23 Der Landesparteitag moge beschlieBen:
24 Der Bundesparteitag moge beschlieRen:
25
26  ,Verzicht tierischer Gelatine bei SPD-
27  Werbematerialien“
28  Bei SPD-Werbematerialien wird kiinftig auf Produkte,
29 dietierische Gelatine enthalten, verzichtet.
30
31  Begriindung
32 SPD-Werbematerialien werden tagtaglich eingesetzt
33 und sind ,Aushdngeschild“ unserer Partei. Sie soll-
34  ten dabei auch mit unseren Forderungen nach mehr
35 Vielfalt, einer gesunden Erndhrung und dem Schutz
36 des Tierwohls im Einklang sein (siehe dazu auch das
37  SPD-Regierungsprogramm 2017-2021). Um den vielfal-
38 tigen Lebensformen und einer verantwortungsvollen
39  Erndhrung gerecht zu werden, sollten daher kiinftig
40 im SPD-Shop ausschlieRlich Werbematerialien ohne
41  tierische Gelatine angeboten werden.
42  Ein sehr groRRer Teil der deutschen Bevdlkerung er-
43 nahrt sich inzwischen sehr umweltbewusst und ver-
44 sucht durch gesunde Erndhrung und zum Schutz des
45  Tierwohls zunehmend auf tierische Produkte zu ver-
46  zichten. Nicht nur aus religiésen (z.B. muslimisch oder
47  judisch) Griunden verzichten viele Deutsche auf tieri-
48  sche Gelatine, aber auch andere Lebensformen, wie
49  die der Vegetarier*innen oder Veganer*innen sind eine
50 wachsende Gruppe, auch innerhalb unserer potentiel-
51  len Wahlerschaft. Wir als AG Migration und Vielfalt stre-
52 ben an, dass die SPD diese Vielfalt in unserer Gesell-
53  schaft wiederspiegelt.
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1 A34/11/2018 Annahme (K)
2 AG Migration und Vielfalt
3 Der Landesparteitag moge beschlieBen:
4
5  Mehrsprachige Info-Materialen fiir EU-Wahlkampagne
6 2019
7  Die SPD Berlin wird aufgefordert, fiir die Vorbereitung
8 der EU-Wahlkampagne 2019 Materialien in verschiede-
9 nenSprachenals Flyer und online zur Verfligung zu stel-
10 len.
1 Die Sprachen, die fiir die EU-Wahlen strategisch am
12 wichtigsten sind, insbesondere weil diese die groBten
13 Bevolkerungsgruppen in Berlin ansprechen, umfassen
14 Polnisch, Italienisch, Bulgarisch, Franzosisch, Ruma-
15 nisch, Spanisch, Griechisch, Kroatisch und Englisch, als
16  allgemeine Sprache in der EU.
17
18 Begriindung
19  Berlin ist eine vielfdltige und wachsende Stadt. Knapp
20  20% der gesamten Bevolkerung Berlins hat eine Migra-
21  tionsgeschichte. Darunter rechnet man etwa 55.000
22 Pol*innen, 28.000 Italiener*innen, 26.000 Bulgar*innen,
23 18.000 Franzos*innen sowie Rumanier*innen, 14.000
24 Spanier®innen, 13.000 Griech*innen sowie Kroat*innen.
25 An der EU-Wahlen diirfen diese EU-Biirger*innen
26  teilnehmen. Dies birgt fiir die SPD in Berlin ein starkes
27  Potential, was genutzt werden sollte.
28 Diese sprachliche Vielfalt der EU und ihrer Wah-
29 ler*innenschaft muss sich auch in der Ansprache durch
30 die SPD wiederfinden. Die Schwesterparteien kénnen
31  zudem Unterstitzung bei der Ubersetzung der Doku-
32 mente ohne zusatzlichen Kosten leisten.
33 A35/11/2018 Annahme (K)
34 ASF Mitte
35 DerlLandesparteitag moge beschlieRen:
36
37  Frauengerechte Leitlinien fiir Wohnungslosenhilfe
38  Der Berliner Senat und das Bezirksamt Mitte werden
39  aufgefordert die Leitlinien von 1999 zur Wohnungs-
40 losenhilfe fortzuschreiben und dabei die Bedarfe von
41  Frauen mit und ohne Kinder in der Wohnungslosenpo-
42 litik zu berticksichtigen.
43  Hierzu zdhlen u.a.:
44 1. Wohnungslosenstatistik: Die Zahlen von woh-
45 nungslosen Menschen in Berlin sind zu erfassen.
46 Basierend auf der Wohnungslosenstatistik miis-
47 sen die besonderen Bedarfe von Frauen mit und
48 ohne Kinder in Berlin bei der Wohungslosenhilfe
49 ermittelt werden.
50 2. Beratungsstellen fiir Frauen: Es muss ein flaichende-
51 ckendes Netz von Beratungsstellen fiir Frauen in be-
52 sonderen sozialen Schwierigkeiten entwickelt wer-
53 den. Die Beratungsstellen miissen niedrigschwel-
54 lig arbeiten, damit Frauen nicht erst ein Hilfsange-
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bot wahrnehmen, wenn sie auf der StraRe leben,
sondern bereits dann, wenn es noch Moglichkeiten
gibt, den Wohnungsverlust abzuwenden. Die Be-
ratungsstellen miissen liber qualifizierte Mitarbei-
ter*innen verfiigen, die mit den spezifischen Griin-
den fiir die Wohnungslosigkeit und Wohnungsnot
von Frauen vertraut sind.

3. Frauen Wohnungsloseneinrichtungen: Die Vor-
haltung von Wohnungsloseneinrichtungen aus-
schlielich fir Frauen mit und ohne Kinder mit
ausreichendem weiblichen Fachpersonal ist als
Standard einzufiihren und umzusetzen. Bei der Un-
terbringung ist darauf zu achten, dass Frauen mit
ihren Kindern gemeinsam untergebracht werden
konnen. Die Einrichtungen sollten zentral in der
Nahe von Kitas und Schulen sowie Arbeitsstatten
und Angeboten des OPNV liegen.

4. Frauen- und kindergerechte gemischte ASOG Ein-
richtungen: Bei gemischten (Manner und Frauen)
—ASOG Unterkiinften miissen ausreichend frauen-
und familiengemaBe Gemeinschaftsflachen vor-
handen sein. Es miissen Sozialarbeiter * innen mit
vereinbartem Betreuungsschliissel und frauen- und
familiengemaBer Beratung vorhanden sein. Die
ASOG-Standards miissen liberpriift werden, ob sie
kindergerecht und auch fiir Frauen passend sind.

5. Barrierefreiheit in ASOG Einrichtungen: Frauen mit
Beeintrachtigungen haben ebenso ein Recht auf
Schutz und Hilfe, d.h. auch die Einrichtungen der
Wohnungslosenhilfe haben barrierefrei gestaltet
zu sein.

Begriindung

Problematik steigende Wohnungslosigkeit in Berlin:
Berlin halt ein seit Jahren weiterentwickeltes diffe-
renziertes Wohnungslosenhilfesystem bereit, das nied-
rigschwellig erreichbare Aufenthalts- und Beratungs-
moglichkeiten, Ubernachtungsstatten, ambulante Hil-
fen, kommunale Fachstellen fiir Wohnungslosenhilfe,
Wohnprojekte besonderer Art, stationdre Einrichtun-
gen etc. umfasst. Trotz aller Bemiihungen dieses System
in allen Angebotsstrukturen zu verbessern, ist die Woh-
nungslosenhilfe und die Situation der betroffenen Men-
schen eher schwieriger geworden, ihre Anzahl nimmt
insgesamt zu.

Waren es in 2002 noch 6.600 wohnungslose Menschen,
so sind Ende 2017 rund 40.000 Menschen wohnungslos.
(Geschatzte Angaben vom BAGW)

Die steigende Wohnungslosigkeit stellt aktuell eine der
groRen Herausforderungen des Landes Berlin dar.

Die Wohnungssituation verscharft sich zunehmend,
unter anderem wegen des angespannten Wohnungs-
marktes, des allgemeinen Zuzugs in die Stadt und we-
gen migrationsspezifischer Besonderheiten wie der so-
zialhilferechtlichen Stellung von EU-Biirgerinnen und -
Blirgern sowie der steigenden Anzahl anerkannter Ge-
fliichteter mit Wechsel des Rechtskreises in das Sozial-
gesetzbuch Il oder XIl.

Leitlinien Wohnungslosenbhilfe:

Das Land Berlin hat zuletzt 1999 die Leitlinien zur Hilfe
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fiir Wohnungslose in Berlin — Obdachlosenrahmenplan —
erarbeitet und dem Abgeordnetenhaus zur Kenntnis ge-
geben. Die gesamtgesellschaftlichen Veranderungspro-
zesse, sei es in rechtlicher Hinsicht, sei es in Folge von
EU-Zuwanderung oder der steigenden Zahl anerkann-
ter Gefliichteter, insbesondere im Zusammenhang mit
Armut oder in sichtbaren Schnittstellen unterschied-
licher Sozialleistungssysteme zwischen SGB I, SGB V,
SGBVIII, SGB Xl und SGB XII, haben zu der Erkenntnis ge-
fihrt, die urspriinglichen Leitlinien von 1999 einer Fort-
schreibung zuzufiihren. Damit missen innerhalb der
Berliner Rahmenbedingungen die vorhandenen Struk-
turen und Abldufe Uberpriift und mit neuen Perspekti-
ven ausgestattet werden, die eine handlungsfahige Me-
tropole ausmachen.

Die in den Jahren seit 1999 gefiihrten Diskussionen —
unter Begleitung diverser Beratergruppen — haben zu
mehreren Entwiirfen zur Weiterentwicklung der Leitli-
nien gefiihrt, konnten jedoch in einen zwischen Verwal-
tung, Tragern, Verbanden und Interessengruppen aus-
gewogenen Prozess nicht libersetzt werden.

Der Berliner Senat plant, neue Leitlinien zu verabschie-
den. Diese sollen unter breiter Beteiligung der Akteu-
rinnen und Akteure der Wohnungslosenhilfe entwickelt
werden.

Der gemeinsame Arbeitsprozess wird 2018 und 2019 in
Form von Strategiekonferenzen organisiert.

Ziel der Konferenzen ist es, die Herausforderungen und
Handlungserfordernisse zu identifizieren, die der Senat
bei der Konzeption einer bedarfsgerechten gesamtstad-
tischen Strategie der Wohnungslosenhilfe berlicksichti-
gen sollte. Arbeitsgrundlage ist ein erster Entwurf fiir
neue Leitlinien, der als Positionspapier des Berliner Se-
nats bei der 1. Berliner Strategiekonferenz Wohnungs-
losenhilfe vorgestellt wurde. An dem Entwurf arbeiten
neun Arbeitsgruppen, die auch nach der Strategiekon-
ferenz die Themenschwerpunkte weiterverfolgen; die
Ergebnisse werden in die nachste Strategiekonferenz
einflieBen. Die nachste Strategiekonferenz ist fiir den
Herbst 2018 geplant.

Die Arbeitsgruppe 9: Frauen und Familien in Woh-
nungsnot verfolgt das Ziel eine frauengerechte Woh-
nungslosenhilfe bzw. -politik in den Leitlinien zu veran-
kern. Diese sollten auch von dem Berliner Senat verbind-
lich in die Leitlinien aufgenommen und von der Koaliti-
on verfolgt werden.

Wohnungslosigkeit von Frauen mit und ohne Kinder:
Da es in Deutschland keine gesetzliche Wohnungslo-
senstatistik und keine Wohnungsnotfallberichterstat-
tung gibt, kdnnen das AusmaR der Wohnungslosigkeit
sowie die soziale Zusammensetzung der Bevolkerungs-
gruppe nur geschatzt werden. In 2010 betrug der Anteil
der wohnungslosen Frauen laut Dokumentationssys-
tem zur Wohnungslosigkeit (DzW) der BAG Wohnungs-
losenhilfe e. V. 24,2 %. Insgesamt schatzt die BAGW
den Frauenanteil an den wohnungslosen Menschen in
Deutschland auf 26 %.

Die Schatzung wird schwieriger, da wohnungslose Frau-
en meistens nicht 6ffentlich sichtbar auf der StraRe le-
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ben, sondern ohne eigene mietrechtliche Absicherung
bei Bekannten oder Verwandten. In dieser Situation
befinden sie sich unter hohem Anpassungsdruck und
in groBer Abhangigkeit. Es besteht standig die Gefahr,
dass sie bei Konflikten mit den Unterkunftsgebern aus
der Wohnung vertrieben werden oder sie vor Gewaltan-
wendung fliehen miissen (allein oder mit Kindern). Oft-
mals suchen sie dann, um nicht auf der StraBe leben zu
miissen, neue ,Wohnungsgeber®. Dadurch sind hadufig
wechselnde unsichere Unterkiinfte kennzeichnend fiir
die Lebenslagen wohnungsloser Frauen. Die Frauen, de-
nen nichts als die StraRe bleibt, sind permanent der Ge-
fahr physischer und psychischer Angriffe ausgesetzt. Sie
versuchen sich davor zu schiitzen, indem sie ihre Situa-
tion zu verbergen versuchen, sei es durch entsprechen-
des Verhalten und Kleidung oder eben durch die prekare
und z.T. gefahrvolle Unterkunft bei anderen.
Wohnungslose Frauen, die der Prostitution nachgehen,
leben in den Hausern ihrer Zuhalter. Oder sie werden
durch ihre ebenfalls wohnungslosen Partner zur Prosti-
tution gezwungen. Dies kann auf der StraBe der Fall
sein, aber auch in Einrichtungen der Wohnungslosen-
hilfe. In jedem Fall sind sie extremer Unterdriickung,
Gewalt und Beschneidung ihrer Freiheit ausgesetzt. Sie
haben somit keinen Zugang zum herkémmlichen Hilfe-
system und zur personlichen Hilfe. Das Hilfesystem fiir
Wohnungslose muss starker als bisher die Belange und
die Schutzbediirfnisse von Frauen in den Blick nehmen.
Denn es zeigt sich, dass die Ursachen und Erscheinungs-
formen von Wohnungslosigkeit bei Frauen und Man-
nern unterscheiden. Daher unterscheiden sich auch die
Bedarfe wohnungsloser Frauen von denen der Manner.
Problemsituation der Wohnungslosenhilfe fiir Frauen:
Weder in den Leitlinien der Wohnungslosenhilfe noch
in der Realitdt finden die Bedarfe der wohnungslosen
Frauen nach besonderem Schutz fiir sich und ihre Kin-
der Berticksichtigung.

In den Leitlinien wird die Notwendigkeit zielgruppenori-
entierter Beratungs- und Betreuungsmalinahmen be-
tont. Tatsache ist jedoch: Beratungsstellen ausschlief3-
lich fiir wohnungslose Frauen sind in Berlin sehr rar ge-
sat. Und das vorhandene Angebot an Beratungsstellen
flr Manner und Frauen stellt keine gesonderten Zeiten,
nur fiir Frauen, zur Verfligung.

Da viele Frauen korperliche und sexuelle Gewalt erfah-
ren mussten, haben sie ein Anrecht auf ein Hilfesystem
ohne Gefahr der sexuellen Belastigungen und der sexu-
ellen Gewalt, das ihnen die Chance bietet, ihre Gewalt-
erfahrungen zu thematisieren.

Dabei sollten den Frauen Tagesaufenthalte und Not-
Ubernachtungen bereitgestellt werden, die ausschliel3-
lich Frauen vorbehalten sind. Frauen brauchen die Op-
tion, von Sozialarbeiterinnen beraten und betreut wer-
den zu kénnen, die die Lebenssituation wohnungsloser
Frauen kennen. Nur so wird es den betroffenen Frauen
erleichtert, ihre Probleme, z.B. Gewalterfahrungen, se-
xueller MiBbrauch, Angst vor Trennung etc. anzuspre-
chen. Die Wohnungsloseneinrichtungen fir wohnungs-
lose Frauen miissen in ihrer Konzeption die weiblichen
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Verlaufe und Bewaltigungsmuster von Wohnungslosig-
keit ausreichen berlicksichtigen. Das wortlich zu neh-
mende Sicherheits- und Autonomiebedurfnis der be-
troffenen Frauen muss gewahrleistet sein.

In Einrichtungen, in denen auch Manner leben, erle-
ben Frauen immer wieder psychische und physische An-
griffe und somit keinen Schutz. Zudem ist die Hemm-
schwelle fiir Frauen, diese Einrichtungen liberhaupt
aufzusuchen, immens hoch. Einrichtungen, die auf die
Bedarfe von Frauen und Kindern zugeschnitten sind,
stehen nicht in ausreichendem Umfang zur Verfligung.
Auch greifen in Unterkiinften und Wohnheimen nicht
die rechtlichen Moglichkeiten des im Jahr 2002 in
Kraft getretenen Gewaltschutzgesetzes, d.h. die Weg-
weisung einer gewalttatigen Person und eine befriste-
te Uberlassung der Unterkunft sind auf dieser gesetzli-
chen Grundlage nicht moglich.

Insbesondere fiir Frauen und Kinder sind keine beson-
deren Vorkehrungen getroffen worden. Es besteht kein
besonderer Schutz fiir Frauen und/oder Kinder in ge-
mischten Einrichtungen mit Mannern und Frauen. Es ist
fur die meisten Frauen, insbesondere fiir von Gewalt
betroffene Frauen, nicht akzeptierbar, zusammen mit
Mannern in niedrigschwelligen Einrichtungen unterge-
bracht zu werden. Doch die Platzkapazitaten in frauen-
spezifischen Einrichtungen sind bei Weitem nicht aus-
reichend. So bieten Trager wie GEBEWO pro gGmbH,
AWO Berlin Wohle Spree und Sozialdienst Katholischer
Frauen elV. Berlin jeweils 9-10 Platze ausschlieBlich nur
fir Frauenunterbringungen an.

Es miissen dringend mehrfrauenspezifische Einrichtun-
gen geschaffen werden — keine Frage darf abgewiesen
werden und schutzlos oder unversorgt bleiben!

In der Uberarbeitung der Leitlinien fir Wohnungslosen-
hilfe in 2018 und 2019 sehen wir die Chance, die Auf-
merksamkeit fiir die Gruppe wohnungsloser Frauen zu
scharfen und Prinzipien des Gendermainstreaming fiir
das Handeln des Senats und aller anderen beteiligten
Akteure auf dem Gebiet der Wohnungslosenhilfe ver-
bindlich festzuschreiben.

Die besondere Schutzbediirftigkeit der Zielgruppe von
Frauen mit ohne Kinder muss sich in allen Teilen der
Leitlinien widerspiegeln; im Bereich der Pravention von
Wohnraumverlust ebenso wie in den Bereichen der Be-
ratung und Unterbringung von wohnungslosen Frauen
mit und ohne Kinder. Der Reintegration von Frauen mit
Gewalterfahrungen und alleinerziehender Frauen soll-
ten Prioritat eingeraumt werden.
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A36/11/2018
ASF Mitte
Der Landesparteitag moge beschlieBen:

Berliner Unterstiitzungsmodell fiir Betroffene von
Hauslicher Gewalt

Der Senat und die Mitglieder des Abgeordnetenhauses
werden aufgefordert, eine Strategie fiir ein Berliner
Unterstiitzungsmodell fiir Betroffene von Hauslicher
Gewalt aufzusetzen, das folgendes beriicksichtigt:

+ Mehr Beratungsstellen fiir Betroffene von Hausli-
cher Gewalt: Die Betroffenen sollten durch die Ver-
mittlung einer Beratungsstelle psychische und psy-
chologische Beratung, Sozialberatung auf dem Weg
in die Trennung vom Partner, Hilfe bei der Bearbei-
tung von Antragen fiir Sozialamt oder Jugendhil-
fe erhalten. Die Beratungsstellen sollen fiir die Be-
troffenen von Hauslicher Gewalt den Schutz des ei-
genen Lebensraums gewabhrleisten. Sie sollen un-
terstiitzen beim Finden einer sicheren Unterkunft,
Rechtsbeistand leisten, Informationen und soziale
Unterstiitzungsangebote zur Verfiigung stellen.
Qualitdt der Beratungsstellen erh6hen: Ferner ist
zu Uberpriifen, ob die Qualifikation der Beratenden
und die finanzielle Ausstattung der Hilfeeinrichtun-
gen ausreichen, um allen Hilfe suchenden zu unter-
stiitzen. So miissen in den Beratungsstellen auch
Informationen und Beratungsangebote fiir Migran-
tinnen* in den unterschiedlichen Landessprachen
angeboten werden, so dass Sprachbarrieren nicht
dazu fuhren, dass die Frauen keine umfassende
Aufklarung tiber ihre Rechte und Méglichkeiten der
Unterstiitzung erhalten.

« Mehr Frauenhduser anbieten: Betroffenen von
héuslicher Gewalt gemaR GewSchG Par. 2 (2), de-
nen auf Antrag beim Familiengericht ein befristetes
Recht zur alleinigen Nutzung der Wohnung einge-
raumt wurde, die zuvor gemeinsam mit der gewalt-
tatigen Person genutzt wurde, muss auch nach Ab-
lauf der Nutzungsbefristung der Wohnung ein ad-
aquater Ersatzraum (in Frauenhausern, Zufluchts-
wohnungen fiir Frauen) zur Verfligung gestellt wer-
den, das ihnen einen Schutz nach dem GewSchG
gewabhrleistet. Die Anzahl der Frauenhduser in Ber-
lin sollte erh6ht werden, um dem Bedarf gerecht zu
werden.

Begriindung

Gewaltschutzgesetz

Der Begriff ,,Hausliche Gewalt“ umfasst alle Formen der
korperlichen, sexuellen, seelischen, sozialen und 6kono-
mischen Gewalt, die zwischen erwachsenen Menschen
stattfindet, die in einer nahen Beziehung zueinander
stehen oder gestanden haben, unabhangig vom Tatort.
Das sind vor allem Personen in Lebensgemeinschaften,
aber auch in anderen Verwandtschaftsbeziehungen.
Die Tatorte sind oft die gemeinsame Wohnung, kénnen
auch die Arbeitsstelle, 6ffentliche Platze, die Kinderta-
gesstatte oder anderes sein.
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Das ,Gesetz zur Verbesserung des zivilgerichtlichen
Schutzes bei Gewalttaten und Nachstellungen sowie
zur Erleichterung der Uberlassung der Ehewohnung bei
Trennung“ — kurz: Gewaltschutzgesetz (GewSchG) —
wurde aufgrund einer Initiative von Frauen aus allen
Fraktionen am 08.11. 2001 einstimmig im Bundestag ver-
abschiedet und trat am 01.01.2002 in Kraft. Das Gewalt-
schutzgesetz bietet fiir Betroffene von hauslicher Ge-
walt die Moglichkeit, zivilrechtliche SchutzmalRnahmen
zu beantragen, wenn sie sich entschieden haben, sich
aus der Gewaltbeziehung zu I6sen und ermoglicht eine
vereinfachte Zuweisung der gemeinsamen Wohnung.
Die Zuweisung der Wohnung wird zeitlich befristet bis 6
Monate, wenn beide Eigentliimer oder Mieter der Woh-
nung sind. Ist das Opfer alleinige Mieterin oder Eigen-
tiimerin der Wohnung, kann auch eine unbefristete Zu-
weisung der Wohnung erfolgen. Voraussetzung fiir den
Anspruch auf Wohnungsiiberlassung ist, dass die ver-
letzte Person innerhalb von 3 Monaten nach der Tat den
Antrag stellt.

Dabei wird der Gewalttater u.a.zum Verlassen der Woh-
nung und der unmittelbaren Umgebung verpflichtet,
muss den Wohnungsschliissel abgeben und bekommt
ein Kontakt- und Naherungsverbot auferlegt. Die poli-
zeiliche Anordnungen sind in der Regel auf wenige Wo-
chen befristet.

Um nach Ablauf dieser befristeten polizeilichen Mal3-
nahmen die Gefahrdungslage nicht wieder aufleben zu
lassen, ist es anschlieRend wichtig, den Schutz- und Ru-
hezeitraum durch einen Antrag auf einstweilige Anord-
nungen nach §§ 1und 2 GewSchG beim Familiengericht
zu verlangern. Auch diese Anordnungen werden in der
Regel befristet erlassen, umfassen aber in den meisten
Fallen einen Zeitraum von etwa sechs Monaten.

Die Frist richtet sich nach der voraussichtlichen Zeit-
spanne, die die Geschadigte bendtigt, um auf dem ort-
lichen Wohnungsmarkt eigenen angemessenen Wohn-
raum zu finden.

Ist das Opfer allein oder zusammen mit einem oder ei-
ner Dritten Eigentiimerin, Mieterin oder sonst berech-
tigt zur Nutzung, wirkt die gerichtliche Anordnung zur
Uberlassung der Wohnung endgiiltig. Eine Befristung
ist nicht vorgesehen.

Das Gericht kann das Opfer verpflichten, dem Tater ei-
ne Nutzungsverglitung zu zahlen, sofern dies der ,Bil-
ligkeit“ entspricht, §2 Abs.5 GewSchG.

Eine derartige Anordnung kommt aber grundsatzlich
nur dann in Betracht, wenn dem Tater eine (Mit-) Be-
rechtigung an der Wohnung zusteht, die er aufgrund
der Uberlassung an das Opfer jetzt nicht mehr ausnut-
zen kann, aber gleichwohl auf Grund der (Mit-) Berech-
tigung weiterhin verpflichtet ist, Kosten fiir die Woh-
nung zu tragen. z.B. Miete, Verbrauchskosten, 6ffentli-
che Steuern und Abgaben usw.

Werden Aufwendungen des Taters flir die Wohnung be-
reits beim Trennungsunterhalt fir das Opfer durch Ab-
zug beim Tater beriicksichtigt, bleibt fiir einen Anspruch
auf Nutzungsvergitung keinen Raum.
Beratungsstellen und Hilfesystem fiir Betroffenen von
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Hauslicher Gewalt

Wichtig ist in der Phase der Trennung der Betroffenen
vom Partner die fachliche parteiliche Beratung. Sie kann
Wege zur psychosozialen und falls nétig finanziellen
Unterstiitzung aufzeigen. Sofern die betroffene Frau es
wiinscht, kann sich eine Beraterin einer Hilfeeinrich-
tung zeitnah mitihrin Verbindung setzten und Hilfe an-
bieten. Die sogenannte Erstberatung hat eine Lotsen-
funktion und erleichtert den Zugang zu weiteren Hilfe
und Unterstiitzungsangeboten bei Hauslicher Gewalt
in Berlin. Dieses koordinierte Vorgehen steigert das Si-
cherheitsgefiihl und die Handlungsfahigkeit der Betrof-
fenen und verbessert den Schutz vor weiterer Gewalt.
Die Beratungsstelle eréffnet die Moglichkeit, wahrend
der kurzen Zeitspanne, in der der Tater durch die polizei-
liche Wegweisung keinen Zutritt zur Wohnung hat, sich
beraten zu lassen und Informationen Uber verschiede-
ne Schutzmoglichkeiten wie z.B.. die Zuflucht im Frau-
enhaus oder ihre Rechte nach dem Gewaltschutzgesetz
zu erhalten. Das Stellen eines Antrags auf zivilrechtliche
Schutzmoglichkeiten nach dem Gewaltschutzgesetz —
wie z.B.. Wohnungsiiberlassung und Kontaktverbot —
mit all den den damit verbundenen praktischen Fragen
wird so fiir die Betroffenen erleichtert.

Adidquater Ersatzraum (Frauenhduser, Zufluchtswoh-
nungen fiir Frauen)

Um einen Gewaltschutz der von Partnergewalt betrof-
fenen Person auch nach Beendigung der Nutzungsfrist
der gemeinsamen Wohnung zu gewahrleisten, soll-
te ein adaquater Ersatzraum (in ASOG-Einrichtungen,
Frauenhduser, betreutes Wohnen) sichergestellt wer-
den.

Gerade die Wohnungssuche nach Beendigung der Nut-
zungsfrist ist ein entscheidendes Problem bei dem Weg
aus der Gewaltspirale. Die Frauen konnen sich nicht
trennen, wenn sie keine Chance sehen, irgendwo einen
adaquaten Ersatzraum zu finden.

Das Frauenhaus ist zunachst ein sicherer Ort mit gehei-
mer Adresse. Der Notruf eines Frauenhauses ist rund
um die Uhr erreichbar. Die Frauen bekommen dort um-
fassende professionelle Beratung tiber ihre Rechte und
die bestehenden Schutz und Unterstiitzungsméglich-
keiten. Wahrend des Frauenhausaufenthaltes kann die
Frau — unterstiitzt durch die Beraterin — in einem ge-
schiitzten Rahmen uberlegen, ob sie tatsachlich in die
ehemals mit dem Tater gemeinsam genutzte Woh-
nung zuriickkehren méchte und dann ggf. innerhalb der
gesetzlich vorgegebene Frist von 3 Monaten (§2 Gew
SchG) bzw. 6 Monaten ( § 1361BGB) die Riickkehrabsicht
gegeniiber dem Tater geltend machen. Mochte die Frau
nicht in die Wohnung zuriickkehren, die ja auch Tatort
war und stark verkniipft ist mit belastenden Erinnerun-
gen, kann sie mit Unterstiitzung der Beraterin des Frau-
enhauses eine neue Wohnung suchen bzw. eine Sozial-
wohnung mit geheimer Adresse (Auskunftssperre) be-
antragen, damit sie kiinftig fiir den Misshandler nicht
auffindbar und somit endlich in Sicherheit ist.

Doch die Kapazitaten in den Frauenhdusern reichen bei
weitem nicht aus bei der Unterbringung. So wurden
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1 2017 insgesamt 40 Frauen und 29 Kinder im Frauenhaus
2 aufgenommen. Aufgrund der geringen Kapazitat konn-
3 tensogar 41 Frauen und 74 Kinder trotz Bedarf nicht im
4 Haus untergebracht werden. Das zeigt, dass wesentlich
5  mehr Frauenhduser im Land Berlin nétig sind.
6
7
8
9
10
1 A37/11/2018 Annahme (Kein Konsens)
12 ASF Mitte
13 Der Landesparteitag moge beschlieBen: (9-2-0)
14
15  Quotierte Redelisten auf Parteitagen
16 Die Redelisten auf Parteitagen soll nach folgendem
17 Verfahren erstellt werden: Getrennt nach Genossin-
18 nen*und Genossen* werden die Wortmeldungen in der
19  Reihenfolge ihrer Abgabe notiert. Das Wort erhdlt dann
20 jeweils im Wechsel ein Genosse* und eine Genossin*
21 bzw. umgekehrt (Reifverschlussprinzip) nach dem
22 Prinzip der Erstredner®innenliste. Zur Redeliste zahlt
23 bereits die Einbringung des Antrages. Die Redeliste wird
24 geschlossen, wenn die Quote nicht mehr eingehalten
25 werden kann. Die Redeliste kann per Geschaftsord-
26 nungsantrag (der durch das Plenum gestellt wird)
27  fur jeweils drei weitere Personen eines Geschlechts
28  gedffnet werden.
29
30 Begriindung
31 Instrumente zur Gleichstellung und Beteiligung von
32 Maénnern und Frauen in der SPD kénnen nur dann wir-
33  ken, wenn sie konsequent durchgesetzt werden. Auch
34 wenn der Anteil von Frauen in der Mitgliedschaft der
35 SPD Berlin immer noch zu niedrig ist, entspricht eine
36  starkere Beteiligung und Einbringung von besonders
37 von Frauen sowohl den Zielen, als auch den Interessen
38  unserer Partei.
39  Umeine gleichberechtigte Debatte zu ermdglichen soll
40  sichergestellt werden, dass Redelisten konsequent quo-
41  tiert werden.
42 Dieses Verfahren hat sich sowohl in Arbeitsgemein-
43  schaften wie bei den Jusos, als auch in einigen Kreisen,
44  wie etwa der SPD Mitte bewahrt.
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A38/11/2018
ASF Mitte
Der Landesparteitag moge beschlieBen:

Rechtfertigung von nicht-quotierten Delegationen auf
dem LPT

Delegationen, die bei Landesparteitagen der SPD Berlin
nicht quotiert erscheinen, mégen dies 6ffentlich durch
die Delegationsleitung im Plenum begriinden.

Die Rechtfertigung dient zur Sensibilisierung des The-
mas sowie zur Feststellung von strukturellen Proble-
men, z.B. die Terminierung und Dauer von Parteitagen,
den Bedarf an Kinderbetreuung oder die nicht quotierte
Wahl einer Delegation auf Kreisebene.

Die SPD Berlin ist aufgefordert, darauf zu achten, dass
nicht die personlichen Griinde der Mitglieder aufge-
fiihrt werden und keine BloRstellung stattfindet. Es
bedarf keiner 6ffentlichen Entschuldigung fiir private
und berufliche Verpflichtungen.

Begriindung

Instrumente zur Gleichstellung und Beteiligung von
Mannern und Frauen in der SPD kénnen nur dann
wirken, wenn sie konsequent durchgesetzt werden.
Dazu zahlt auch die Durchsetzung der Quote bei
Parteitagen. Auch wenn der Anteil von Frauen in der
Mitgliedschaft der SPD Berlinimmer noch zu niedrig ist,
entspricht eine starkere Beteiligung und Einbringung
von besonders von Frauen sowohl den Zielen, als auch
den Interessen unserer Partei.

Den Delegationsleitungen obliegt es, zu erklaren war-
um es ihnen nicht gelungen ist eine quotierte Delegati-
on aufzustellen. Somit werden Defizite beim Erreichen
der Quotierung und in den angewendeten Mitteln auf-
gezeigt. Dabei soll geklart werden, ob es um eine einma-
lige Nicht-Quotierung handelt oder um ein strukturelles
Problem. Auch soll die Delegation ansprechen welche
Probleme es gibt und welche Hilfestellungen und L6-
sungsansatze sie benétigen, um zukiinftig fiir eine Quo-
tierung zu sorgen.

Zusatzlich sollen auch quotierte Delegationen die Mog-
lichkeit erhalten, Anmerkungen zu den Abldufen und
der Struktur der Landesparteitage einzureichen.

Ablehnung (Kein Konsens)

(2-5-4)

44
45
46
47
48
49
50

51
52
53
54

A39/11/2018
ASF Mitte
Der Landesparteitag moge beschlieRen:

Frauentag zum Feiertag! Den 8. Mdrz zum gesetzlichen
Feiertag in Berlin machen

Die Mitglieder der SPD-Fraktion im Abgeordnetenhaus
von Berlin und die sozialdemokratischen Mitglieder im
Senat von Berlin mogen sich dafiir einsetzten, den 8.
Marz — den Internationaler Frauentag — in Berlin zu ei-
nem gesetzlichen Feiertag zu erklaren.
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Begriindung

Der am 8. Marz jahrlich stattfindende Internationa-
ler Frauentag geht auf die Forderung Clara Zetkins
anlasslich der ersten Internationalen Sozialistischen
Frauenkonferenz 1907 zuriick und wurde 1975 durch die
Vereinten Nationen offiziell zum jahrlichen Feiertag
erklart.

Urspriingliches Hauptziel war das Frauenwahlrecht.
100 Jahre nach Einfiihrung des Frauenwahlrechts in
Deutschland und kurz vor dem 100. Jubildum der ers-
ten Rede einer Frau in einem deutschen Parlament 1919
kann Berlin nun ein starkes Zeichen setzen indem es den
8. Marz als erstes Bundesland in Deutschland zum Fei-
ertag erklart.

Weltweit steht der Tag dafiir, den Frauen Respekt und
Anerkennung fiir ihre Aufopferungen und Leistungen
zu bekunden. Er steht heute fir das Ziel, eine voll-
standige Gleichberechtigung der Geschlechter zu errei-
chen. Der 8. Marz ist ein Tag der Wiirdigung und gleich-
zeitig ein Tag der Mahnung. Gesellschaftliche Wiirdi-
gung fiir die groBen Verdienste, welche Frauen alltag-
lich fiir das Allgemeinwohl leisten und fiir die bereits er-
zielten Erfolge der Frauenbewegung. Gesellschaftliche
Mahnung, dass niemals nachgelassen werden darf und
weiter fiir die Gleichberechtigung der Frauen gekampft
werden muss!

Ein gesetzlicher Feiertag bietet Zeit und Raum zur ak-
tiven politischen Partizipation. Ahnlich wie der Tag der
Arbeit, welcher einen festen Platz fiir das Hervorbringen
von Anliegen der abhangig Beschaftigten schafft, kann
der Frauentag die Sichtbarkeit der Anliegen von Frauen
nur beférdern.
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A40/11/2018

Jusos

Der Landesparteitag moge beschlieRen:
Der Bundesparteitag moge beschlieRen:

Fiir eine angemessene Erhéhung des BAfoG-
Wohngeldsatzes!

1. Wir fordern die SPD-Bundestagsfraktion auf, sich
fur eine baldige Reform des BAf6G einzusetzen,
die beinhaltet, dass die Wohnpauschale zuguns-
ten eines am o6rtlichen Wohnungsmarkt orientier-
ten Wohngeldsatzes ersetzt wird.

2. Wir fordern die sozialdemokratischen Mitglieder
des Senats und die SPD-Abgeordnetenhausfraktion
auf, sich dafiir einzusetzen, dass die Landesregie-
rung Berlins bis zum Inkrafttreten der oben be-
nannten Reform die Wohnpauschale entsprechend
ihres im Bundesrat eingebrachten Gesetzesantrags
auf Landesebene selbststandig erganzend erhoht.
Das Land Berlin hat die dafiir entstehenden Kosten
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selbst zu tragen.
Begriindung
Ein Zimmer in Berlin fiir weniger als 250 Euro —die Nadel
im Heuhaufen!
Der Zuschlag fiir die Wohnkosten wird beim Ausbil-
dungsforderungsgesetz des Bundes, kurz BAf6G, aus-
schlieBlich in Form einer Wohnpauschale gewahrt, die
derzeit 250 Euro im Monat betragt, die Hohe der tat-
sachlichen Miete, die Studierende zahlen miissen, wird
also nicht berlicksichtigt.
Im Jahr 2017 ergab eine Erhebung des Studentenwerks,
dass in Deutschland nicht einmal fiir jeden zehnten
Studenten ein Wohnheimsplatz zur Verfligung steht, in
Berlin sogar nur fiir jeden zwanzigsten. Die Unterbrin-
gung in einem kleinen Zimmer eines Studentenwohn-
heims ist aber beinahe die einzige Moglichkeit, in Ber-
lin weniger als 250 Euro Miete bezahlen zu miissen —
und um diese nutzen zu konnen, muss man in der Re-
gel mit 2 bis 3 Semestern Wartezeit rechnen. Die Stu-
dentenappartments, die von der landeseigenen Woh-
nungsbaugesellschaft (!) Gewobag momentan im Wed-
ding gebaut werden, sollen hingegen schon jeweils 350
Euro kosten. Aber auch das ist in Berlin, verglichen mit
den Preisen fur ein WG-Zimmer oder ein Studentenap-
partment auf dem privaten Wohnungsmarkt, auf den
Studierende mangels ausreichender 6ffentlicher Ange-
bote meist ausweichen miissen, noch fast ein Schnapp-
chen.
Ab dem Jahr 2015 hat der Bund auch die vorher 35%,
die die Lander finanzierten, iUbernommen, womit die
Zustimmungspflicht des Bundesrats entfiel. Somit liegt
die Zustandigkeit fir die Erarbeitung einer BAf6G-
Reform nun eindeutig beim Bund. Im Koalitionsvertrag
der Unionsparteien und der SPD auf Bundesebene wird
reichlich wolkig eine Reform des BAf6G angekiindigt:
»Das Ausbildungsforderungsgesetz des Bundes (BAf6G)
wird ausgebaut und die Leistungen werden deutlich
verbessert.“ Laut dem bildungspolitischen Sprecher der
SPD soll bis zum Wintersemester 2019/2020 die BAf6G-
Reform in Kraft treten und u.a. eine Vereinfachung
des Antragsverfahrens beinhalten sowie eine Anpas-
sung der Verschuldungsgrenzen. Das kann uns aber
nicht genug sein! Wir fordern, dass sich der BAfoG-
Wohngeldsatz am értlichen Wohnungsmarkt orientiert
und somit in Stadten mit hohen Mieten auch héher
ausfallt. Die Pauschale ist ungerecht, da sie Studieren-
de, die aufgrund des geringeren Einkommens ihrer El-
tern BAf6G beziehen (mussen), zusatzlich benachteiligt:
Wenn diese Studierenden aus eher einkommensschwa-
chen Elternhausern in einer teureren Stadt studieren
mochten, missen sie einen deutlich hoheren Anteil ih-
res verfiigbaren Einkommens in die Miete investieren,
beispielhaft hatte jemand, der den BAf6G- Hochstsatz
ohne die Versicherungszuschlidge bekommt (650€), bei
350€ Miete fiir ein Zimmer —und das ist wie oben erlau-
tert fiir Berliner Verhaltnisse moderat — noch 300€ im
Monat zum Leben, wovon allerdings auch der Semester-
beitrag (ca. 50€ auf den Monat gerechnet) bezahlt wer-
den muss — es verblieben 250 Euro, also gerade einmal
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60% des Hartz 4- Regelsatzes (416€) — der ja eigentlich
das Existenzminimum darstellen soll. Somit sind diese
weniger finanzkraftigen Studierenden oft gezwungen,
neben dem Studium zu jobben, nicht um sich ,etwas
leisten“ zu kdnnen, sondern schlicht zur Deckung der Le-
benshaltungskosten.

Ein Lichtblick verschwindet im schwarzen Loch

Erst vor vier Monaten brachte die rot-rot-griine Regie-
rung Berlins im Bundesrat zwei Initiative ein, die zum
einen eine Anhebung der Wohnpauschale auf 300 Eu-
ro sowie die Moglichkeit fiir Studierende in teureren
Wohnlagen, wo der pauschale Betrag nicht kostende-
ckend ist, zusatzlich 100 Euro zu beantragen forder-
te und zum anderen u.a. die Erh6hung von Bedarfs-
satzen, Freibetragen und die Angleichung des Satzes
an die Lohn- und Preisentwicklung. Beide VorstoRe
sind sehr begriiRenswert! Allerdings fanden sie keine
Mehrheit im Bundesrat, da die Lander mit Unionsre-
gierungsbeteiligung nicht fir die Initiativen stimmten.
Auch der Plan der Bildungsministerin Anja Karliczek
(CDU), erst zu ergriinden, warum die Anzahl der BAf6G-
Empfanger*innen zuriickgegangen ist —wobei sie gerne
die gute Wirtschaftslage und die gestiegenen Einkom-
men der Eltern als Ausléser sehen mochte (und nicht
etwa den Fakt, dass laut Studentenwerk 67% der Stu-
dierenden einen Nebenjobs zur anteiligen Finanzierung
ihres Lebensunterhalts ausiiben), lasst einen wortwort-
lich schwarz sehen in Bezug auf eine schnelle und um-
fassende Reform des BAf6G.

Der Gedanke, der urspriinglich hinter der Einfiihrung
des BAfoG stand, namlich der der Chancengleichheitim
Bildungswesen, die auch Kindern einkommensschwa-
cher Eltern ermoglicht, an universitarer Bildung teilzu-
haben, ist und bleibt ein ursozialdemokratischer! Die
durch die hohen Mietpreise in Berlin bedingte Erosion
dieser bisher ohnehin nur unzulanglich verwirklichten
Chancengleichheit ist fiir uns nicht hinnehmbar — der
Handlungsbedarf besteht im Hier und jetzt!

Wir fordern deshalb, dass bis zu der dringend nétigen
Anpassung des Wohngelds im BAfoG das sozialdemo-
kratisch gefiihrte Land Berlin mit gutem Beispiel vor-
an geht und die zusatzlichen Kosten einer Erhhung
der Wohnpauschale entsprechend seines im Bundes-
rat eingebrachten Gesetzesantrags selbst tragt. Paral-
lel zu dieser kurzfristigen Férderung der Studierenden,
die akut ihre prekdre Lage am Wohnungsmarkt ver-
bessern soll, muss selbstverstandlich auf mittelfristige
Sicht wieder ausreichend bezahlbarer Wohnraum ge-
schaffen werden, damit die Mieten in Zukunft nicht
weiter steigen, sodass immer héhere BAf6G- Wohn-
geldsatze notig werden, sondern sich auf einem nied-
rigeren Niveau stabilisieren. Mehr geforderte Wohnun-
gen, die zu sozialvertraglichen Konditionen vermietet
werden kénnen, helfen nicht nur Studierenden, sondern
auch Azubis und anderen Geringverdienern und sind so-
mit das gesamtgesellschaftliche Ziel einer sozialdemo-
kratischen Wohnungspolitik.
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A41/11/2018

Jusos

Der Landesparteitag moge beschlieBen:
Der Bundesparteitag moge beschliefen:

Den neoliberalen Renditewahn stoppen — Fiir mutige
Schritte gegen die Wohnungskrise

Berlin ist eine pulsierende Metropole. Immer mehr
Menschen stromen in die Stadt. Doch die Popularitat
Berlins zieht auch internationale Investor*innen an, die
in Zeiten der Niedrigzinspolitik der EZB ihr Kapital in
den Wohnungsmarkt geben. Das hat u.a. zur Folge, dass
die Mieten seit Jahren konstant steigen, allein in Ber-
lin in den letzten Jahren um mehr als 80%. Der Zu-
strom in die Stadt und die Verknappung sowie Verteue-
rung von Wohnraum stellt die Stadtgesellschaft vor ei-
ne zunehmend schwer auszuhaltende Belastung. Auf
der einen Seite fiirchten Mieter*innen, die seit Jahr-
zehnten in Wohnungen wohnen, die Verdrangung aus
ihren angestammten Kiezen. Menschen, die neu nach
Berlin gekommen sind auf der anderen Seite sehen sich
im standigen Wettbewerb um bezahlbaren und doch
sehr knappen Wohnraum. Beide Seiten sind jeweils der
Spielball international agierender und auf Profit ausge-
richteter Immobilienunternehmen. Das grundsatzliche
Dilemma liegt dabei in dem Widerspruch, den Wohn-
raum als Ware aufzufassen, die je nach Bedarf produ-
ziert bzw. zur Verfligung gestellt werden kann. Dem ist
mitnichten so! Gerade wenn wir uns angucken, dass
knapp 300.000 bezahlbare Wohnungen in Berlin ge-
messen am Einkommen fehlen. Private Immobilienge-
sellschaften sind nicht daran interessiert, dem grund-
rechtlichen Anspruch nachzukommen und Wohnungen
fiir alle Mieter*innen zu bauen. Im Gegenteil, denn der
private Wohnungsmarkt richtet sich vor allem nach Ka-
pitalverwertung und damit -maximierung zu erzielen.
Die dem privaten Wohnungsmarkt zugrunde liegende
Systematik tut alles, um die Nachfrage an Wohnraum
und letztlich den Gewinn zu steigern. Immobilien sind
zur Wertanlage wohlhabender Menschen geworden,
die ihren Reichtum durch Rendite auf dem Wohnungs-
markt vermehren wollen. So gesehen heizt die derzei-
tige Wohnungsnot den Wohnungsmarkt weiter an. Um
es mit einem Satz zu sagen: investiert wird von priva-
ter Seite auf dem Wohnungsmarkt nur da, wo die Kos-
ten gering und der Gewinn grof} ist. Denn wenn Woh-
nungen oder ganze Hauser von Investor*innen fiir zwei-
bis dreistellige Millionenbetrage gekauft werden, sind
daran oft Renditeerwartungen gekniipft, die es zu erfiil-
len gilt. Das fiihrt bei bestehenden Immobilien zu Miet-
erhéhungen und oftmals Verdrangung —wie der aktuel-
le Fall in der LiitzowstraRRe zeigt. Der privatwirtschaftli-
che Kauf von Immobilien setzt allerorts eine Teuerungs-
spirale in Gang, wodurch a) der Mietspiegel erhoht, b)
der Boden und c) das Bauen an sich teurer wird.

Letzteres zeigt sich beim Thema Neubau. Wir miissen
leider feststellen, dass einerseits Anreize fiir private In-
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vestor*innen nicht den gewiinschten Effekt haben. Oft-
mals wird einfach am Bedarf vorbei gebaut, denn um
erworbene Grundstiicke so rentabel wie moglich zu be-
bauen werden vor allem teure Eigentumswohnungen
oder gar Luxuswohnungen in Innenstadtlage gebaut.
Gleichzeitig bleibt der Anteil von Sozialwohnungen ber-
linweit verschwindend gering. Dabei stellt sich dieser
Punkt bei genauerer Betrachtung als hausgemachtes
Problem einer fehlgeleiteten Stadtentwicklungspolitik
dar, das insbesondere durch den Verkauf von knapp 50%
der landeseigenen Sozialwohnungen seit den 2000er
zur Haushaltskonsolidierung entstanden ist. Nicht nur
fehlen dadurch Wohnungen im niedrigen (sozialver-
traglichen) Preissegment. Durch die vielerorts gesche-
hene Umwandlung in Eigentumswohnungen hat sich
auch der Mietpreis in der Stadt erheblich verandert. Die-
se Entwicklung kann nur noch schwer aufgehalten wer-
den. Die von Seiten des Senats geplante Wohnungs-
bauoffensive hat sich zum Ziel gesetzt, bis 2021 knapp
100.000 neue Sozialwohnungen zu bauen. Doch diese
sind im Angesicht von netto 50.000 Zugezogenen pro
Jahr nur ein Tropfen auf den heil3en Stein.

Die Sozialdemokratie darf dem nicht langer zusehen.
Seit jeher verfolgt unsere Partei den Anspruch, dass
durch den Kapitalismus entstandene Ungleichgewicht
in der Gesellschaft durch eine entsprechende soziale
Politik auszugleichen. Gemeinsam stehen wir auch im
Kontext der Mieten- und Wohnthematik an der Sei-
te derjenigen, die vermeintlich hilflos Kapitalinteres-
sen gegenliberstehen. Die Wohnraumfrage entwickelt
sich vor allem in urbanen Ballungsgebieten wie Ber-
lin immer deutlicher zu DER sozialen Frage unserer
Stadtgesellschaft. Das durch die Wertsteigerung betrie-
bene Geschaft mit dem menschlichen Grundbediirf-
nis “Wohnen” darf in einer solidarischen und freiheit-
lichen Gesellschaft keine Daseinsberechtigung finden.
Verdrangung, Ausgrenzung, Konkurrenzdruck sind fiir
uns Sozialdemokrat*innen keine Pfeiler einer lebens-
werten Gesellschaft. Doch genau diese Mechanismen
werden durch Profitlogiken des privaten Wohnungs-
marktes freigesetzt! Die soziale Ungleichheit in der jet-
zigen Situation des angespannten Miet- und Wohnsi-
tuation zu beheben sowie mit neuen Ideen und Forde-
rungen in die Offentlichkeit zu gehen, ist dringender
denn je. Und es ist ja nicht so, als gebe es keine Ge-
genmodelle: Genossenschaften oder kommunale Un-
ternehmen kénnen Wege einer Wohnraumversorgung
ohne Profitinteresse ebnen. Doch bedarf es aktuell wei-
tergehende und drastischere MaRnahmen, um der gras-
sierenden Ungerechtigkeit etwas Wirkungsvolles ent-
gegensetzen zu kénnen. Unser erklartes Ziel muss da-
her eine Vergesellschaft des Wohnraumes sein! Damit
sprechen wir uns nicht gegen selbstgenutztes Wohnei-
gentum aus, sondern gegen die profitorientierte unter-
nehmerische Ausbeutung von Wohnraum! — doch Ver-
gesellschaftung bedeutet fiir uns mehr als Verstaatli-
chung. Denn im neoliberalen Staat betreiben auch 6f-
fentliche Unternehmen Renditeoptimierung, die Auto-
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kratie der Vorstande entzieht sich jeder Kontrolle. Ver-
gesellschaftung bedeutet fiir uns deshalb Demokrati-
sierung hin zur Selbstverwaltung.

Nichtsdestotrotz wird auf mittelfristige Sicht nicht der
gesamte stadtische Boden in staatliche Hand uber-
flhrbar sein. Daher miissen effektivere Regularien fiir
den Umgang mit privatem Grund und Boden entwi-
ckelt werden. Personen, die ein Mietshaus besitzen und
selbstinnerhalb der Immobilie wohnen, stehen nichtim
Fokus der gegenwartigen Problematik. Vielmehr muss
das Gewinnstreben reguliert und die Anzahl der von ei-
ner Person oder einem Unternehmen privat zu besitzen-
den Wohnungen begrenzt werden. GroRe private Woh-
nungsunternehmen miissen der Vergangenheit ange-
héren.

Unsere Gesetze und Vorhaben miissen dabei auf die na-
tiirliche Struktur stadtischer und landlicher Raume an-
gepasst werden. Je dichter ein Raum besiedelt ist, des-
to weniger Bodeneigentum darf in privater Hand sein.
In hochverdichteten Stadten wie Berlin sollte Boden im
Sinne des Allgemeinwohls in staatlicher Hand sein, um
uber seine Nutzung demokratisch entscheiden zu kon-
nen. Dabei gilt die Formel: Je dichter ein Siedlungs-
raum desto hoher der Anteil an gemeinschaftlich ver-
walteten Flachen. Immer da, wo viele Menschen ein Gut
nutzen, fiihrt es zu Konflikten und Effizienzverlusten,
wenn sich dieses Gut in privater Hand befindet. Daher
werden die Stral3en, Leitungen oder Kanalisation einer
Stadt vom Staat bereitgestellt und verwaltet und nicht
fir jedes Haus privat organisiert. Stadt bedeutet immer
gemeinschaftliche Nutzung des vorhandenen Raumes
und der vorhandenen Giiter. Doch eine kluge und nach-
haltige Mieten- sowie Wohnraumpolitik kann nur gelin-
gen, wenn alle Entscheidungstrager*innen, auf kommu-
naler, Landes- und Bundesebene, sich der Dringlichkeit
bewusst sind. Nur wenn die SPD geschlossen an einem
Strang zieht, kann etwas bewegt werden, dass die Si-
tuation merklich verandert. Die aktuell im Bundeshaus-
halt veranschlagten 1,5 Mrd. Euro fiir den sozialen Woh-
nungsbau sind wichtig, aber bringen insgesamt wenig,
bei einem geschatzten jahrlichen Bedarf von 10 Mrd. Eu-
ro. Daher hdéren unsere politischen Kampfe nicht in Ber-
lin auf, sondern fangen hier gerade erst an. Gemein-
sam mit der SPD-Bundestagsfraktion sowie unseren Re-
gierungsmitgliedern miissen wir Druck aufbauen, um
beispielsweise zusatzliche Finanzmittel fiir den sozialen
Wohnungsbau freizumachen. In Zeiten der sprudelnden
ist genug Geld vorhanden: es geht jetzt darum, zu for-
dern und zu entscheiden, wie es verteilt wird — und dies
ist eine politische Frage, bei der die SPD Standfestigkeit
und einen klaren Kompass zeigen muss! Der Zugang zu
gutem Wohnen muss staatlich garantiert werden. Das
Ziel einer maximalen Wohnraumversorgung muss liber
wirtschaftlichen Interessen auf diesem Gebiet stehen.

Dem Trend der ineffizienten Wohnraumnutzungist ent-
gegen zu wirken. Luxusimmobilien bendtigen zu viel
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Raum und befeuern dadurch eine weitere Erh6hung
der Mietpreise. Einige wenige Menschen leben somit
auf den Kosten der wirtschaftlich Schwacheren unse-
rer Gesellschaft. Das werden wir nicht weiter akzep-
tieren. Dieser Effekt wird unterstiitzt durch die ver-
starkte Nutzung von Wohnungen als Singlehaushalt.
Diese werden bei der Mietersuche von privaten Besit-
zer*innen stark bevorzugt, da sie, im Gegensatz zu WGs
und groBen Familien, fiir Vermieter*innen vergleichs-
weise weniger Aufwand verursachen. Jedoch nutzen
gerade Menschen, die zusammen eine Wohnung nut-
zen, den ihnen zur Verfiigung stehenden Raum weit-
aus effizienter. Hauptgrund fiir die geringere Wohnfla-
chenbeanspruchung pro Person in Mehrpersonenhaus-
halten ist die gemeinsame Nutzung von Kiiche, Bad und
Flur. Nichtsdestotrotz sind grof3e Familien oder WGs auf
dem Wohnungsmarkt nach wie vor benachteiligt. Diese
Gruppen miissen bei der Wohnraumversorgung massiv
gestarkt und unterstiitzt werden. Um moglichst viele
Wohnungen fiir diese Art des Zusammenlebens zu qua-
lifizieren, sollte bereits bei der Planung von Bauprojek-
ten beriicksichtigt werden, dass diese auf Mehrperso-
nenhaushalte zugeschnitten sind und die Anforderun-
gen einer gemeinschaftlichen Nutzung, bspw. die un-
abhangige Zuganglichkeit aller von den Bewohnenden
gemeinsam genutzten R3ume, erfiillen. Der Trend zu
immer mehr Einpersonenhaushalten im hochpreisigen
Mietsegment muss gebrochen werden.

Um diese Fehler zu beheben und eine Kehrtwende in
der Wohnungs- und Bodenpolitik einzuleiten bedarf es
einer Reihe von SofortmaBnahmen sowie eine lang-
fristige Strategie, um die derzeitige Wohnungskrise zu
stoppen.

1. Wir fordern die SPD Bundestags-, Landtags-, und
Abgeordnetenhausfraktionen auf, sich fiir eine
Mietpreisobergrenze einzusetzen. Diese Forderung
ist nicht neu, doch muss diese endlich umge-
setzt werden. Als ersten Schritt darf eine Mie-
te die ortsiibliche Vergleichsmiete — welche zen-
tral vom Bundesamt fiir Statistik ermittelt wird —
nicht liberschreiten. Dies soll schnellstmoglich um-
gesetzt werden und kurzfristig fiir alle Menschen
mit einem neuen Mietvertrag gelten. Langfristig
wollen wir die Festlegung eines Hochstmietsatzes,
der 6€ in angespannten Lagen nicht Gibersteigt. Da-
mit wird erreicht, dass sich die Mietpreise stabilisie-
ren und es fir Spekulanten unattraktiver wird zu in-
vestieren.

2. Wir fordern den die sozialdemokratischen Mitglie-
der in den Bezirksamtern, der Abgeordnetenhaus-
fraktion sowie dem Senat auf, geeignte MaRnah-
men zu ergreifen, um die politischen Kontrollele-
mente zu verstarken bzw. zuriickzugewinnen. Ei-
nerseits miissen hohere Steuern auf Immobilien-
gewinne eingefiihrt werden. Andererseits muss die
Grundsteuer zu einer Luxussteuer umgebaut wer-
den, die nicht mehr auf die Mieter*innen umgelegt
werden darf, sondern die Umlage auf das Hoch-
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preissegment (das heiBt auf ca. 0,9% der Berliner
Wohnungen) konzentriert wird. Zudem soll eine
WiederverdauRerungssperre bei einem moglichen
Immobilienverkauf eingefiihrt werden. Welche es
fir einen gewissen Zeitraum untersagt, dass ein
Objekt weiterverkauft wird. Diese MaBnahmen sor-
gen zum einen fiir Mehreinnahmen, welche aus-
schlieBlich in den staatlichen Wohnungsbau inves-
tiert werden sollen und zum anderen werden Spe-
kulationen mit Immobilien vorgebeugt.

3. Fordern wir die sozialdemokratischen Mitglieder
im Abgeordnetenhaus sowie die Senatsmitglieder
auf, dass die soziale Bindung im Land Berlin nicht
auslaufen darf. Einmal gebundene Objekte sollten
nicht mehr in private Immobilien zuriickgewandelt
werden konnen. Diesen Mechanismus gilt es, ge-
setzlich zu verankern, damit zukiinftig keine Aufhe-
bung der Sozialbindung durch profitgetriebene Re-
gierungen moglich ist. Dadurch wird eine dauerhaf-
te Kapazitat von Sozialwohnungen geschaffen, oh-
ne die Gefahr, dass diese nach 20-25 Jahren aus ih-
rer Sozialbindung fallen.

4. Fordern wir die SPD-Mitglieder im Berliner Abge-
ordnetenhaus auf, darauf hinzuwirken, dass ge-
setzlich verankert ist, die landeseigenen Wohnun-
gen und die dazugehorige Infrastruktur nicht an
private Unternehmen und Investor*innen zu ver-
kaufen. Denn aus der Geschichte zu lernen, heif3t
nicht dieselben Fehler zu begehen, die teilweise zu
dieser Wohnungskrise fiihrten.

5. Fordern wir die SPD-Bundestagsfraktion und Re-
gierungsmitglieder im Bund auf, den staatlichen
Wohnungsbau liber das aktuelle Volumen hinaus
zu starken, sowohl durch entsprechende Mittel
als auch durch die Ein- bzw. Bereitstellung von
mehr Personal in den kommunalen Amtern. Da-
durch kann bspw. das Vorkaufsrecht der Kommu-
nen bestmoéglich wahrgenommen, Bebauungspla-
ne schnellstmoglich lberarbeitet und vermehrte
Kontrollen (Monitoring) durchgefiihrt werden.

Insgesamt sehen wir es als mittelfristiges Ziel an,
als Partei des gesellschaftlichen Fortschritts eine ge-
samtgesellschaftliche Strategie zu entwickeln, deren
selbsterklartes Ziel die Abschaffung des privaten Woh-
nungsmarktes und der Profitorientierung in diesem
Bereich zugunsten der Allgemeinheit ist. Wir wollen
uns dafiir einsetzen, das Wohnen als Grundrecht
anzuerkennen und an den Lebensbediirfnissen aller
Menschen auszurichten. Das heit im Zweifel auch,
dem Widerstand der Immobilienwirtschaft zu trotzen
und uns fiir jene einzusetzen, die im Kampf gegen Ver-
drangung allein gelassen werden. Der Zusammenhalt
unserer Gesellschaft wurde in den letzten Jahren zu
sehr von neoliberalen Einschnitten belastet, als dass
wir in der aktuellen Situation durch eine konsensorien-
tierte Politik zu befriedigenden Ergebnissen kommen.
Es liegt an uns und unserer Haltung, ob wir dieser
Entwicklung weiter zusehen oder ihr etwas Neues
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1 entgegensetzen wollen. Die Voraussetzung einer ge-
2 meinwohlorientierten Wohnungs- und Mietenpolitik
3 griindet sich fiir uns daher aus dem Grundsatz, dass
4  mit menschlichen Grundbediirfnissen keine Geschafte
5 gemacht werden diirfen!

6

7 A42/11/2018 Annahme (Kein Konsens)
8 01/01und PG Europa Mitte

9  Der Landesparteitag moge beschliefen: (10-1-0)
10  Der Bundesparteitag moge beschlieBen:

n

12 Schaffung Europdischer Rundfunkanstalt(en) be-
13 schlieBen

14 folgenden Antrag zwecks Aufnahme in das Programm
15  der SPD fiir die Europawahl 2019 einzubringen:

16  Die SPD tritt fir die Stiarkung der Europdischen Of-
17 fentlichkeit auf EU-Ebene durch Schaffung einer
18  oder mehrerer geeigneter europdischer (Rundfunk-
19 )Anstalten ein, die inhaltlich identisch und simultan
20 in allen (Amts-)Sprachen der Europdischen Union
21  massenmedial tatig sind und alle EU-Staaten erreichen.
22

23 Begriindung
24 Der Europdischen Union als Verbund ihrer Mitglieds-
25 staaten wird ein deutliches Demokratiedefizit zuge-
26  schrieben, das insbesondere mit einer unzureichend
27 vorhandenen Europdischen Offentlichkeit begrindet
28  wird.[1]
29 Um in demokratisch verfassten Ordnungen eine
30 vomVolke ausgehende Herrschaft zu ermdglichen,
31  bedarf es der Offentlichkeit fur die politische Willens-
32 bildung der Allgemeinheit auf der Ebene des jeweilig
33 demokratisch verfassten Gemeinwesens. Die Offent-
34  lichkeit ist es, die offene Debatten und den Austausch
35 von Informationen ermdglicht. Sie ist ein gesellschaft-
36 licher Raum, der entsteht, wenn Einzelpersonen utber
37 gemeinsame Angelegenheiten debattieren. Offent-
38 lichkeit ist von drei Elementen gekennzeichnet: den
39  Teilnehmenden (Akteuren), der Debatte (Themen, An-
40 gelegenheiten) und der 6ffentlichen Sphare (Zeitung,
41  Café, Radio, etc.)[2]. Ohne eine solch gemeinsame Of-
42 fentlichkeit fiir die Akteure beruhen Meinungsbildung,
43  Prozesse und Griinde fiir die letztlich getroffenen Ent-
44 scheidungen nicht auf einer gemeinsamen politischen
45  Willensbildung der einzelnen Biirgerinnen und Biirger.
46  Auf Ebene der EU garantiert die Europdische Grund-
47  rechtecharta die Freiheit der gemein- samen politi-
48 schen Willensbildung. In Art. 11 heillt es nach dem
49 Recht auf grenziiberschreitenden Meinungsfreiheit:
50 ,Die Freiheit der Medien und ihre Pluralitat werden
51 geachtet.”“ Diese drei Grundrechte gehen wie selbst-
52 verstandlich davon aus, dass es Medien gibt, die frei
53 und plural grenziiberschreitend, sogar EU-weit tatig
54  sind. Ohne solche Medien bleiben diese Grundrechte
55  auf EU-Ebene schwach und unterstiitzen nicht die ge-
56  meinsame politische Willensbildung der Biirgerinnen
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und Biirger lber nationale und Sprachraum-Grenzen
hinweg.

Genau hier setzt der Beschlussantrag an, denn der freie
europaische Medienmarkt brachte solche Medien mit
europaischer Reichweite trotz der Garantien in Art. 11
Grundrechtecharta seit ihrer ersten Proklamation im
Jahre 2000 und Rechtskraft mit dem Lissabon-Vertrag
ab 2009 nicht hervor. Hierfiir bediirfte es nach derzei-
tiger Medienlage und neuen technischen Méglichkei-
ten redaktionell betreuter (Rundfunk-)Anstalten, die in-
haltlich identisch und simultan in allen europadischen
(Amts-)Sprachen iibertragene Kommunikationsforma-
te bereit stellen und damit die zumeist sprachlich abge-
grenzten nationalen Teil6ffentlichkeiten liberwinden,
europaweit miteinander verbinden und damit eine star-
ke Européische Offentlichkeit schaffen kénnen.

Die vorhandenen grenziiberschreitenden Angebote wie
z.B. Euronews, Eurosport, Arte, Politik-Portale/Blogs im
Internet, das TV des Europdischen Parlaments und
die Europaische Rundfunkunion (EBU) bieten entweder
thematisch begrenzte Formate wie den ESC oder eroff-
nen keinen simultanen Austausch in allen europadischen
Sprachen, sind zumeist raumlich, sprachlich begrenzt
und oft von geringer Reichweite.

Zwar unterlagen nationale Medien, die jeweils natio-
nalstaatliche bzw. sprachraumbegrenzte Teil6ffentlich-
keiten bilden, zuletzt einer Europdisierung ihrer The-
menauswahl. Jedoch kénnen sie das Offentlichkeits-
defizit auf EU-Ebene kaum ausgleichen. In einer zu-
meist sprach-raumbegrenzten Teil6ffentlichkeit ist die
Behandlung europdischer Themen nicht nur von je-
weils national gepragten Relevanzentscheidungen der
Medienakteure abhangig. Einen europaweiten Diskurs
uber alle Teil6ffentlichkeiten hinweg erméglichen na-
tionale Medien schon aufgrund der vielen Sprachbarrie-
ren nicht. Solch raumtibergreifenden Prozesse fiir eine
trans-nationale europdische Meinungs- und Willensbil-
dung finden auch deshalb bisher kaum statt.

Die Folge ist ein mitunter vollkommen unterschiedli-
cher Informationsstand und national gepragte Sicht-
weisen zum selben europaischen Thema. Bei entge-
gengesetzten Interessen zwischen den Nationalstaaten
(Beispiel: Stabilisierung Finanzwesen in Griechenland)
kann die unterschiedliche Behandlung des Themas in
der jeweiligen nationalen Teil6ffentlichkeit gar zu offe-
nen Feindbildern in den Medien fiihren.

Die Verstarkung von Sichtweisen innerhalb jeweils na-
tionaler bzw. sprachraumbegrenzter Teil6ffentlichkei-
ten tragt zudem das Potential einer tiefen Spaltung in-
nerhalb der EU in sich, denn der Blick durch die nationa-
le Brille auf ein europdischer Thema kann den Ansich-
teninden Teil6ffentlichkeiten anderer Mitgliedsstaaten
so deutlich entgegen stehen, dass bei sehr kontrover-
sen Themen Vertreter eines Nationalstaats in der EU,
aber auch Europdische Parlamentarier eine Verstandi-
gung mit Vertretern anderer EU-Staaten nicht mehr wa-
gen, weil sie das Ergebnis in ihrer nationalen Teil6ffent-
lichkeit nach dem dort zuvor gefiihrten Diskurs nicht
ohne einen hohen Glaubwiirdigkeitsverlust und Repu-
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1 tationsschaden vertreten konnten, Naheliegenderwei-
2 seauch nicht vertreten und deshalb eine tragfahige, je-
3 doch gegenlaufige Verstandigung auf EU-Ebene — bis
4  auf Notlagen — eher vermeiden. In einer starken Euro-
5 paischen Offentlichkeit wiirden sich die jeweils natio-
6  nale Berichterstattung bzw. nationale Sichtweisen am
7  europdischen Diskurs messen lassen missen und vor al-
8 lemin der Teil6ffentlichkeit hinterfragt werden. Umge-
9  kehrt wiirde dies auf EU-Ebene ebenso gelten.

10  Der Entscheidungsprozess in der EU ware auch mit ei-
1 ner gleichartigen Kontrolle der Arbeit Europaischer In-
12 stitutionen durch eine Europiische Offentlichkeit deut-
13 lich transparenter und deshalb nachvollziehbarer, wie
14 es bei auch sehr streitigen Entscheidungsprozessen in-
15  nerhalb der Nationalstaaten eingelibt und von Biirgern
16 anderer Meinung liberwiegend akzeptiert wird.

17 Die EU wiirde weniger als Elitenprojekt der Vertreter
18  einzelner EU-Staaten, der EU-Institu-tionen und der ein-
19  zelnen Lobbyorganisationen wahrgenommen, denn ei-

20  ne gestirkte Europaische Offentlichkeit kann eine nicht
21 zu unterschatzende Kontrolle durch Diskurs jedweder

22 politischen Initiative ausiiben

23 [1]Hierzu eingehend Wikipedia: Europdische Offentlich-

24 keit, Demokratiedefizit der EU.

25  [2] Javier Ruiz-Soler in APUZ 37/2017, abrufbar bpb.de.

26

27 10

28  Der Landesparteitag moge beschlieRen:

29

30 Initiativen fiir bezahlbare Gewerbemieten und Schutz
31  vor Verdringung von Tragern sozialer Infrastrukturen
32 Initiativen fiir bezahlbare Gewerbemieten und Schutz
33  vor Verdrangung von Tragern sozialer Infrastrukturen

34

35 Die Fraktion der SPD im Abgeordnetenhaus Berlin und

36 die Sozialdemokratischen Mitglieder des Senats wer-
37 den aufgefordert, Initiativen bzw. gesetzliche MaRnah-

38  men dahingehend zu ergreifen, dass

39

40  1.im Zweckentfremdungsverbot-Gesetz ein Ausnahme-
41  tatbestand eingefiihrt wird, soweit Wohnraum von so-

42  zialen Tragern und Projekten bzw. von Einrichtungen

43 der sozialen Infrastruktur (z. B. Arztpraxen) genutzt

44 wird.

45  1.im Zweckentfremdungsverbot-Gesetz ein Ausnahme-

46 tatbestand eingefiihrt wird, soweit Wohnraum von so-

47  zialen Trdgern und Projekten bzw. von Einrichtungen

48  der sozialen Infrastruktur (z. B. Arztpraxen) genutzt

49  wird.

50

51 2. das Land Berlin sich auf Bundesebene fiir die Erwei-
52 terung des Milieuschutzes auch fiir kiezrelevantes Ge-
53  werbe, Einrichtungen sozialer Trager und die Mieter von
54  Einrichtungen der sozialen Infrastruktur einsetzt.

55

56
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Begriindung

Begriindung:

Seit Jahren sind in Berlin ein Anstieg der Mieten, der
Immobilienpreise und der damit verbundenen Proble-
me, insbesondere die Verdrangung der bisherigen Mie-
ter*innenstrukturen zu beobachten. Nicht nur Wohn-
raum, sondern auch Raum, der fiir soziale Infrastruk-
tur benétigt wird, ist von dieser Entwicklung betroffen.
Immer hiufiger werden Kitas, Kindergirten, Arzte, Se-
nioreneinrichtungen, Kiezcafés, Vereine und Initiativen
aus ihren Rdumen verdringt, wenn deren Besitzer*in
wechselt und das Gebaude anderweitig nutzen moch-
te. Es ist dabei verhdltnismaRig einfach, die Mietver-
trage zu kiindigen, da die oben genannten Einrichtun-
gen als Gewerbe gelten und somit kurzfristig aus den
Gebauden entfernt werden kénnen, einfacher als Mie-
ter*innen aus Wohnungen. Dabei ist unumstritten, wie
wichtig die soziale Infrastruktur fiir das Leben im Kiez
und deren Bewohner*innen ist und zur Lebensqualitit
beitragt. Dies gilt es zu schiitzen.

Seite 74




	bezirksbezogene Anträge
	 A3/II/2018 01/02 TAUSEND NEUE STRASSENBÄUME FÜR MITTE Annahme (K) 
	  A8/II/2018 01/06  Antrag auf Einrichtung einer Tempo-30-Zone  Annahme (K) 
	 A16/II/2018 01/15 Ein Haus für Bildung und den Kiez – Zukunft des Hauses der Volksbildung Annahme (K) 
	  A19/II/2018 01/16  Genter Markt  Annahme (K) 
	 A25/II/2018 01/23 Mit öffentlichem Raum die Stadt entwickeln Annahme (K) 
	  A27/II/2018 01/23  Resolution: Keine weiteren Ausreden!  Annahme (K) 
	 A29/II/2018 01/23 Decolonize Mitte: Umbenennung der M*Straße und Schluss mit Diskriminierung und Rassismus im Berliner Stadtbild! Annahme (Kein Konsens) 

	Anträge an den Landesparteitag
	 A1/II/2018 KV Mitte Gemeinwohl vor Profitstreben – Für einen anderen Umgang mit Grund und Boden Da der Leitantrag in der KDV diskutiert werden soll, erfolgt kein votum der Antragskommission 
	 A2/II/2018 01/02 EIN EURO PRO TAG – ÖPNV FÜR ALLE Annahme (Kein Konsens) 
	  A4/II/2018 01/02  Verkaufsoffener Sonntag  Ablehnung (Kein Konsens) 
	  A5/II/2018 01/02  Inhaltliche Erneuerung durch Basisbeteiligung: Die SPD-Basisstation einrichten  Annahme (Kein Konsens) 
	  A6/II/2018 01/02  Die Spreemetropole gestalten  Annahme (K) 
	 A7/II/2018 01/02 Viedeoüberwachung Ablehnung (Kein Konsens) 
	 A9/II/2018 01/07 Sarah Khan-Heiser Ergänzungsantrag zum Leitantrag „Gemeinwohl vor Profitstreben – für einen anderen Umgang mit Grund und Boden“ Ablehnung (Kein Konsens) 
	 A10/II/2018 01/08 Regulieren statt Kriminalisieren: Eine neue Cannabispolitik ist nötig! Annahme (K) 
	 A11/II/2018 01/08 Änderungsantrag zum Leitantrag „Gemeinwohl vor Profitstreben“ 
	 A12/II/2018 01/09 Verlängerung der befristeten Tätigkeit im Falle einer Schwangerschaft/Schwangerschaftsabbruch auf das Ende der gesetzlichen Mutterschutzzeit Annahme in der Fassung der Antragskommission (K) 
	  A13/II/2018 01/10 und PG Europa Mitte  Finanzierung des Programmes DISCOVER EU dauerhaft sichern  Annahme (Kein Konsens) 
	 A14/II/2018 01/15 Schlupflöcher stopfen – Milieuschutz stärken! Annahme (Kein Konsens) 
	 A15/II/2018 01/15 Die Spreemetropole gestalten Identisch mit Antrag A6/II und mit Beschlussfassung über diesen erledigt 
	 A17/II/2018 01/15 und 01/23 Mehr Wohnraum durch Nachverdichtung – aber nicht um jeden Preis! Annahme (Kein Konsens) 
	 A18/II/2018 01/16 Geflüchtete willkommen heißen: Keine weitere Verschärfung der Asylgesetzgebung! Annahme in der Fassung der Antragskommission (K) 
	  A20/II/2018 01/16  Kitaaufnahmezeiten flexibler gestalten!  Annahme (Kein Konsens) 
	  A21/II/2018 01/16  Beitragsbemessungsgrenze in der Sozialen Pflegeversicherung anheben  Ablehnung (Kein Konsens) 
	 A22/II/2018 01/16 und PG Europa Mitte Exzessive wirtschaftliche Ungleichgewichte in der EU bekämpfen! Annahme (K) 
	 A23/II/2018 01/16 und PG Europa Mitte Europäische Säule Sozialer Rechte effektiv umsetzen! Annahme (K) 
	 A24/II/2018 01/17 Ergänzungsantrag zum Antrag: Gemeinwohl vor Profitstreben – Für einen anderen Umgang mit Grund und Boden Noch nicht votiert 
	 A26/II/2018 01/23 Die Zukunft liegt im Volkspark Für ein Sonderprogramm anlässlich des 100. Jahrestages der Einheitsgemeinde Berlin Annahme (K) 
	 A28/II/2018 01/23 Sozial- und Erziehungsberufe deutlich aufwerten und Einkommen von Berliner Erzieher*innen und Sozialpädagog*innen verbessern! Soziale Berufe attraktiver machen! Annahme (K) 
	 A30/II/2018 01/23 Berlins Verwaltung muss vielfältiger werden! Annahme (Kein Konsens) 
	 A31/II/2018 AG Migration und Vielfalt „Wer nicht gezählt wird, zählt nicht“ – Erhebung von Grunddaten im Antidiskriminierungs- und Gleichstellungskontext Annahme (Kein Konsens) 
	 A32/II/2018 AG Migration und Vielfalt Für ein gerechtes und progressives Einwanderungsgesetz Annahme (Kein Konsens) 
	 A33/II/2018 AG Migration und Vielfalt „Verzicht tierischer Gelatine bei SPD-Werbematerialien“ Annahme (K) 
	 A34/II/2018 AG Migration und Vielfalt Mehrsprachige Info-Materialen für EU-Wahlkampagne 2019 Annahme (K) 
	 A35/II/2018 ASF Mitte Frauengerechte Leitlinien für Wohnungslosenhilfe Annahme (K) 
	 A36/II/2018 ASF Mitte Berliner Unterstützungsmodell für Betroffene von Häuslicher Gewalt Annahme (K) 
	  A37/II/2018 ASF Mitte  Quotierte Redelisten auf Parteitagen  Annahme (Kein Konsens) 
	  A38/II/2018 ASF Mitte  Rechtfertigung von nicht-quotierten Delegationen auf dem LPT  Ablehnung (Kein Konsens) 
	 A39/II/2018 ASF Mitte Frauentag zum Feiertag! Den 8. März zum gesetzlichen Feiertag in Berlin machen Ablehnung (Kein Konsens) 
	 A40/II/2018 Jusos Für eine angemessene Erhöhung des BAföG-Wohngeldsatzes! Annahme (K) 
	 A41/II/2018 Jusos Den neoliberalen Renditewahn stoppen – Für mutige Schritte gegen die Wohnungskrise Ablehnung (Kein Konsens) 
	 A42/II/2018 01/01 und PG Europa Mitte Schaffung Europäischer Rundfunkanstalt(en) beschließen Annahme (Kein Konsens) 
	 10 Initiativen für bezahlbare Gewerbemieten und Schutz vor Verdrängung von Trägern sozialer Infrastrukturen 


